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1. Einfuhrung

Im folgenden Kapitel werden der Anlass der Planung sowie eine Vorstellung des Gebietes
beschrieben.

1.1 Anlass und Erfordernis der Planung

Der Gewerbepark Ortloh stellt eines der wesentlichen gewerblichen Flachenpotentiale im Gebiet
der Stadt Recklinghausen dar, die kurzfristig fur die Ansiedlung von Betrieben auch mit einem
groleren Flachenbedarf zur Verfigung stehen. Der in diesem Bereich bislang rechtskréftige
Bebauungsplan Nr. 185 — Teilplan 1 — Gewerbepark Ortloh — befindet sich in einem
Aufhebungsverfahren, da grof3e Teile der Festsetzungen des Planes nicht mehr stadtebaulich
erforderlich sind. Damit ist der Bebauungsplan Nr. 185 nicht mehr in der Lage fir eine
ausreichende stadtebauliche Entwicklung und Ordnung im Gewerbepark Ortloh zu sorgen.

Ziel des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — ist daher die
Schaffung einer planungsrechtlichen Grundlage zur stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung
eines Teiles des Gewerbeparkes Ortloh sowie zur Steuerung der entstehenden Immissionen im
Hinblick auf die angrenzenden schutzbedirftigen Nutzungen. Insbesondere fir die bisher nicht
bebauten Flachen stellt der Bebauungsplan die Grundlage fir die Zulassigkeit neuer
Ansiedlungen dar. Gleichzeitig soll er die weitere Entwicklung der bereits bebauten Grundstiicke
steuern. Dabei liegt der Schwerpunkt der Entwicklung auf gewerbliche Ansiedlungen von
produzierendem und  weiterverarbeitenden @ Gewerbe  sowie  Handwerks-  und
Dienstleistungsbetrieben mit einer moglichst hohen Arbeitsplatzdichte. Der Bebauungsplan soll
daher dazu beitragen, unerwiinschte Fehlentwicklungen in Richtung anderer
Nutzungsschwerpunkte zu unterbinden. Ebenso soll die Sicherung der Wohnnutzungen in der
alten Dorflage ,Ortloh* erfolgen. Es ist daher im Sinne des § 1 Absatz 3 Baugesetzbuch (BauGB)
erforderlich, einen neuen Bebauungsplan aufzustellen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — wird fur die
vorhandenen Betriebe eine steuernde planungsrechtliche Grundlage geschaffen. Dabei werden
die urspringlichen Hauptziele des Bebauungsplanes Nr. 185 auch fir den neuen
Bebauungsplan beibehalten. Diese beinhalten die Entwicklung von Gewerbe- und
Industriegebieten, die von verschiedenen Griinbereichen und begriinten Achsen durchdrungen
sind und die Ooffentlichen Raume einschliellich der bereits geschaffenen Infrastruktur
insbesondere durch Griinelemente gestalten. Ein weiterer Fokus liegt in dem Einfligen der
Bebauung in die Freiraumbereiche auf3erhalb der Gewerbe- und Industriegebiete sowie die
Sicherstellung einer stadtebaulichen Vertraglichkeit zu den angrenzenden sowie sich in der
N&he befindlichen Wohngebieten. Der Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan
2 Sid - als eine Teilflache dieses Bereiches beachtet hierbei die beschriebenen Hauptziele. Die
vorhandenen Grinflachen sowie die Verkehrsflachen innerhalb des Plangebietes sollen
planerisch gesichert werden. Hierbei steht insbesondere die Gestaltung der 6ffentlichen Raume
vorrangig durch Bepflanzungen im Zusammenspiel mit den Gewerbebetrieben im Vordergrund.

1.2 Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst etwa 15 Hektar und liegt im Osten
des Stadtgebiets von Recklinghausen, im Stadtteil Réllinghausen. Er umfasst die die Flurstiicke
73, 274, 275, 288, 289, 290, 291, 292, 293, 294, 295, 296, 297, 298, 299, 300, 303, 304, 305,
307, 308, 309, 327, 328, 331, 332, 333, 336 und 337, der Flur 446, sowie die Flurstiicke 44, 133,
143, 144, 145, 146, 232 teilweise, 234 teilweise, 237, 240, 242, 243 und 244 der Flur 455,
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Gemarkung Recklinghausen. Das Plangebiet wird begrenzt im Norden durch die Bahnstrecke
Oberhausen-Osterfeld-Hamm (Streckennummer 2250), im Osten durch die Rollinghauser
Stral3e, im Siden durch die Bundesautobahn 2 sowie die Schmalkalder Straf3e und im Westen
durch die Kénig-Ludwig-Radtrasse.

1.3 Beschreibung des Gebietes

Im Plangebiet sind heute unterschiedliche Bestandssituationen vorzufinden. Nordlich der
Schmalkalder StraRe sind bis auf eine Bauliicke stidwestlich der Bahnstrecke Oberhausen-
Osterfeld-Hamm (Streckennummer 2250) gewerbliche Betriebe vorhanden. Faktisch erfiillen
die bebauten Bereiche die Anspriiche an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil. Stidlich
der Bahnstrecke befindet sich zudem ein schmaler Grinstreifen. Ostlich an der
Plangebietsgrenze liegt ein Freiraumbereich entlang der ehemaligen Zechenbahntrasse, der in
seinen Verlangerungen einen Nord-Siid-Griinzug darstellt. Ostlich davon befindet sich auch ein
regional bedeutsamer Ful3- und Radweg, die Konig-Ludwig-Radtrasse. Im sudwestlichen Teil
des Plangebietes ist eine bewaldete Flache. Im Nahbereich der bewaldeten Flache befinden
sich zudem noch bislang unbebaute gewerbliche Baugrundstiicke. Weiterhin befinden sich im
Plangebiet zudem Teile der Schmalkalder Stral3e sowie der Ortlohstral3e.

2. Planungsrechtliche Situation
2.1 Verhaltnis zur Landesplanung

Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW)

Am 08. Februar 2017 ist der Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) und am
06. August 2019 die 1. Anderung des LEP NRW in Kraft getreten. Der LEP NRW besteht aus
einem zeichnerischen sowie einem textlichen Teil.

Im zeichnerischen Teil ist das Plangebiet des Bebauungsplanes nachrichtlich dem
Siedlungsraum zugewiesen. Die vorgesehene Planung entspricht auch weiterhin dieser
Darstellung. Im textlichen Teil sind insbesondere Ziele und Grundsatze sowohl textlich als auch
zeichnerisch festgelegt. Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 283 — Teilplan 2 Sid —
sind die im LEP NRW enthaltenen Ziele bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu beachten
und die Grundsatze in der Abwagung zu berilcksichtigen. Dazu gehdren insbhesondere die
folgenden:

Mit dem LEP NRW wird im Kapitel 6 — Siedlungsraum, Abschnitt 6.1 Festlegungen fir den
gesamten Siedlungsraum — unter anderem das Ziel der flachensparenden und
bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung verfolgt (Ziel 6.1-1) und der Innenentwicklung der
Vorrang gegeben (Grundsatz 6.1-6). Die Siedlungsentwicklung soll dariiber hinaus im Sinne der
"nachhaltigen europdischen Stadt" kompakt gestaltet werden (Grundsatz 6.1-5). Diesen Ziel-
und Grundsatzfestlegungen tragt die Bebauungsplanung Rechnung. Dies gilt auch fir die
Ubrigen Ziel- und Grundsatzfestlegungen.

Zusammengefasst entsprechen die mit dem Bebauungsplan verfolgten Ziele und die in ihm
vorgesehenen Festsetzungen dem LEP NRW. Der Bebauungsplan ist damit an die Ziele und

Grundsatze des LEP NRW angepasst.

Regionalplan Ruhr (Entwurf)
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Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr hat in ihrer Sitzung am 06. Juli 2018
den Erarbeitungsbeschluss zur Aufstellung des Regionalplans Ruhr gefasst. Es wurde ein
Entwurf hierfur erstellt, der bereits mehrfach geéndert worden ist. Der Entwurf des
Regionalplans Ruhr wurde am 10. November 2023 durch die Verbandsversammlung des
Regionalverbandes = Ruhr  beschlossen, eine offentliche  Bekanntmachung des
Feststellungsbeschlusses erfolgte bislang nicht. Der dort hinterlegte Entwurf des Regionalplans
Ruhr ist damit noch als sonstiges Erfordernis der Raumordnung im Sinne von § 3 Absatz 1 Nr.
4 Raumordnungsgesetz (ROG) zu berucksichtigen. Dies gilt auch fur die im Entwurf des
Regionalplans Ruhr hinterlegten Ziele. Der Entwurf besteht aus einem zeichnerischen und
einem textlichen Teil. Im zeichnerischen Teil des Entwurfs des Regionalplans Ruhr ist das
Plangebiet innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete als Bereich flr gewerbliche und

industrielle Nutzungen (GIB) festgelegt (siehe Abbildung 1).
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Abbildung 1: Entwurf des Regionalplans Ruhr fur den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 283 —
Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Siid*

Im Entwurf des Regionalplans Ruhr ist unter anderem die Gestaltung von Ortsréandern
(Grundsatz 2.1-4) fur die Bebauungsplanung einschlagig, da sich ein Teil der
Plangebietsgrenzen nahe des angrenzenden Freiraumes befindet. Dies gilt fur die dstliche
Plangebietsgrenze. Durch ein Abriicken der Baugrenzen von Plangebietsgrenzen sowie als
Ausgleichsflachen gesicherte Gehdlzpflanzungen aullerhalb des Plangebietes wird
sichergestellt, dass die Ubergange vom Siedlungs- zum Freiraum und damit die Ortsrander
landschaftsvertraglich gestaltet werden. Auch der Grundsatz 2.8-1 (Boden sichern und
schonend nutzen) wird durch den Bebauungsplan beachtet. So tragt die Begrenzung der
Bebaubarkeit der Grundflache von Baugrundstiicken dazu bei, die Bodenfunktionen auch in den
gewerblich genutzten Gebieten zumindest teilweise zu erhalten. Die Versiegelung wird hierbei
auf ein unvermeidbares Mafld beschrankt. Zum Teil findet auch eine Verbesserung der
Bodenstrukturen statt wie zum Beispiel durch die Umnutzung ehemals gartenbaulich genutzter
Flachen zu Wald.

1 .

Quelle:
https://www.rvr.ruhr/fileadmin/user_upload/01_RVR_Home/02_Themen/Regionalplanung_Entwicklung/Regionalplan_
Ruhr/Zweite_Beteiligung/B1_Zeichnerische_Festlegungen.pdf
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Die Zielfestlegung 1.4-1 des Entwurfes des Regionalplans Ruhr ist fir die Bebauungsplanung
einschlagig, da sich das Plangebiet innerhalb eines Bereiches fur gewerbliche und industrielle
Nutzungen (GIB) im Gebietsentwicklungsplan Emscher Lippe sowie im Entwurf des
Regionalplans Ruhr befindet. Hiernach sind innerhalb der Bereiche fir gewerbliche und
industrielle Nutzungen Flachen insbesondere fiir emittierende Industrie- und Gewerbebetriebe
vorzuhalten sowie Nutzungen auszuschliel3en, die mit gewerblich-industriellen Nutzungen nicht
vereinbar sind. Die vorliegende Planung setzt diese Vorgaben zum Beispiel durch die
Festsetzung von Larmkontingenten um. So liegen im Plangebiet sowohl kontingentierte
Gewerbe- und Industriegebiete aufgrund ihrer unmittelbaren N&he zu angrenzenden
Wohngebieten als auch unkontingentierte Gewerbegebiete vor, die vor allem fur larmintensive
Gewerbebetriebe genutzt werden kdnnen und auch noch Uber freie Flachen verfigen. Diese
Festsetzung dient gleichzeitig auch der Umsetzung des Grundsatzes 1-4-2, wonach
insbesondere fur bestehende und neue emittierende Gewerbebetriebe ein differenziertes
Angebot an entsprechenden Bauflachen geschaffen werden soll.

Daruiber hinaus sind die Grundsatze 4.1 (Klimaschutz), 4.2 (Klimaanpassung) und 4.3
(Klimaokologische Ausgleichsraume erhalten und entwickeln) des Entwurfes des Regionalplans
Ruhr fir die Bebauungsplanung einschlagig. Durch verschiedene Festsetzungen werden die
negativen Auswirkungen auf das Klima durch zusétzliche Bebauung und technische Anlagen
reduziert und insbhesondere die Auswirkungen auf das Lokalklima verringert beziehungsweise
teilweise sogar der Ist-Zustand verbessert. Dies gilt insbesondere fir einen Grof3teil der
AusgleichmaRnahmen 6stlich des Plangebietes, die den lokalen Freiraum durch zum Beispiel
die Anlage von Feuchtwiesen und Gehélzpflanzen klimaresilienter gegeniber dem
Ursprungszustand (zumeist landwirtschaftlich genutzte Flachen) gestalten. Daneben reduzieren
insbesondere Grindéacher sowie Fassadenbegrinung durch eine bessere Dammung
beziehungsweise Kuhlung die Auswirkungen auf das Lokalklima und tragen zur
Verbrauchsreduzierung von Energie bei.

Auch die Ubrigen Ziele beziehungsweise Grundsétze des Bebauungsplanes Nr. 283 — Teilplan
2 Sud — entsprechen den Zielen und Festsetzungen des Entwurfes des Regionalplans Ruhr.

Die mit dem Bebauungsplan verfolgten Ziele und die in ihm vorgesehenen Festsetzungen
entsprechen somit zusammenfassend dem Entwurf des Regionalplans Ruhr.

Gebietsentwicklungsplan Emscher Lippe

Am 12. November 2004 ist der Gebietsentwicklungsplan Emscher-Lippe und am 29. Oktober
2021 die 15. Anderung des Gebietsentwicklungsplan Emscher-Lippe in Kraft getreten. Der
Gebietsentwicklungsplan Emscher Lippe besteht aus textlichen und zeichnerischen
Festlegungen und beinhaltet als rechtsgiltiger Regionalplan Ziele, die zu beachten sowie
Grundsatze, die zu bericksichtigen sind. Dies gilt noch solange, bis der Regionalplan Ruhr
durch offentliche Bekanntmachung rechtsgiltiy geworden ist und dadurch den
Gebietsentwicklungsplan Emscher Lippe ersetzt. Dies ist bislang aber noch nicht erfolgt.

Im zeichnerischen Teil des Gebietsentwicklungsplanes Emscher Lippe ist das Plangebiet als
Bereich fur gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) festgelegt (siehe Abbildung 2).

Stand: Satzungsbeschluss 9
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Abbildung 2: Gebietsentwicklungsplan Emscher-Lippe fiur den Bereich des Bebauungsplanes
Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Siid?

Im textlichen Teil sind insbesondere Ziele und Grundsatze textlich festgelegt. Bei der Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — sind die im
Gebietsentwicklungsplan Emscher Lippe enthaltenen Ziele bei der Aufstellung des
Bebauungsplanes zu beachten und die Grundsatze in der Abwagung zu berlicksichtigen. Mit
dem Gebietsentwicklungsplan Emscher Lippe werden in Kapitel 3 — Siedlungsraum — Grundsatze
und Ziele unter anderem zu gewerblich-industriellen Bereichen (GIB) festgelegt. Hierbei sind
insbesondere die Folgenden fir den Bebauungsplan einschlagig:

Grundsatz 3.2: Die Entwicklung von Wohn- und gewerblichen Bauflachen fir die Unterbringung
von nicht erheblich belastigenden Gewerbebetrieben soll sich grundséatzlich innerhalb der
dargestellten allgemeinen Siedlungsbereiche vollziehen. Dabei ist eine verstarkte Konzentration
der Entwicklungen auf die in den Flachennutzungsplanen dargestellten Siedlungsschwerpunkte
anzustreben.

Der Grundsatz 3.2 des Gebietsentwicklungsplans Emscher-Lippe ist fir die Bebauungsplanung
einschlagig, da sich das Plangebiet auRerhalb eines allgemeinen Siedlungsbereiches befindet
und es sich bei den dort vorhandenen sowie zukinftigen gewerblichen Betrieben zum Teil nicht
um erheblich belastigende beziehungsweise emittierende Gewerbebetriebe handelt. Auch trifft
der Bebauungsplan fir einige Gewerbe- und Industriegebiete Festsetzungen, die erheblich
belastigende beziehungsweise emittierende Gewerbebetriebe in der unmittelbaren Nahe von
Wohngebieten ausschlieen. Laut dem Grundsatz soll das Plangebiet eigentlich vorrangig
durch emittierende Gewerbebetriebe entwickelt werden. Im Plangebiet selbst beziehungsweise
in der unmittelbaren Umgebung befinden sich aber mehrere Wohngebiete sowie einzelne
Wohnnutzungen, zu denen emittierende Gewerbebetriebe grof3e Abstande einhalten mussen.
Diese Abstande kdnnen im Plangebiet insbesondere flir erheblich belastigende Betriebe jedoch
nicht eingehalten werden. In diesen Bereichen sind daher Festsetzungen, wie
Emissionskontingente fur Schall erforderlich, die erheblich beléstigende beziehungsweise
emittierende Gewerbebetriebe ausschlieen. Stattdessen sind dort insbesondere gewerbliche

2 Quelle: https://www.regioplaner.de/planung-raum/raumordnung/regionalplan-teilabschnitt-emscher-lippe
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Nutzungen zulassig, die die angrenzenden Wohnnutzungen nicht unzulassig beeintrachtigen
und so den Trennungsgrundsatz des 8 50 Bundesimmissionsschutzgesetz sicherstellen Eine
Umsiedlung der vorhandenen, nicht erheblich belastigenden beziehungsweise emittierenden
Betriebe in Bereichen mit allgemeinen Siedlungsbereichen ist auch mangels verflgbarer
Flachen stadtebaulich und wirtschaftlich nicht sinnvoll. Zusammenfassend kann im
vorliegenden Fall von dem Grundsatz 3.2 aus den oben genannten stadtebaulichen Grinden
abgewichen werden.

Auch die Ubrigen Ziele beziehungsweise Grundsatze des Bebauungsplanes Nr. 283 — Teilplan
2 Sud — entsprechen den Zielen und Festsetzungen des Gebietsentwicklungsplan Emscher-

Lippe.

Die mit dem Bebauungsplan verfolgten Ziele und die in ihm vorgesehenen Festsetzungen
entsprechen somit zusammenfassend des Gebietsentwicklungsplan Emscher-Lippe.

2.2 Flachennutzungsplan

Der seit dem 27. Marz 2013 wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Recklinghausen, zuletzt
gedndert am 15. September 2023, stellt fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
insbesondere gewerbliche Bauflachen dar. Weiterhin werden fiir die bewaldeten Bereiche des
Plangebietes Flachen fur Wald dargestellt. Westlich der Gewerbegebiete im Plangebiet werden
zudem Grunflachen mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage” dargestellt. Es werden dartber
hinaus mehrere Leitungstrassen dargestellt.

SAbbildung 3: Flachennutzungsplan des Stadt Recklinghausen fir den Bereich des
Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid

3 Quelle: Stadt Recklinghausen
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Der Entwurf des Bebauungsplanes hélt diese Vorgaben durch die Festsetzung von
Gewerbegebieten, StralRenverkehrsflachen, Waldflachen, verschiedenen Griunflachen sowie
Flachen mit Geh-, Fahr- und Leitungstrager zur Gunsten der Leitungstrager ein. Die getroffenen
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — sind
somit aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

2.3 Rechtskraftige Bebauungsplane

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 185
— Teilplan 1 — Gewerbepark Ortloh. Dieser trat am 27. Mai 1997 in Kraft und wurde mehrfach,
zuletzt im Jahre 2012, gedndert. Der Bebauungsplan wurde aufgestellt, um den zur damaligen
Zeit voranschreitenden Verlust von durch Bergbau gepragten gewerblichen Flachen und die
damit verbundenen Arbeitsplatzverluste in Recklinghausen zu kompensieren. Mit dem Plan
verfolgte die Gemeinde insbesondere das Ziel der Schaffung von gewerblich genutzten
Gebieten, die sich in den bis dahin fast vollstandig durch Freiraumnutzungen gepragten Bereich
im Sinne eines o©kologischen Gewerbeparks einfliigen sollten. Zum damaligen Zeitpunkt
landwirtschaftlich genutzte Flachen wurden zu grof3en Teilen fir Gewerbe- und Industriegebiete
vorgesehen. Die Gewerbe- und Industriegebiete wurden dabei durch grof3ziigige Griinbereiche
durchzogen beziehungsweise eingerahmt. Es handelte sich dabei um unterschiedliche
Grunnutzungen wie zum Beispiel landwirtschaftliche Flachen und 6kologisch hochwertige
Gehdlz- und Freiraumstrukturen, die auch gestalterisch wichtig waren. Zur ErschlieBung der
Gewerbe- und Industriegebiete war ebenfalls neue Infrastruktur erforderlich, die im
Bebauungsplan Nr. 185 festgesetzt und auch bereits umgesetzt worden ist. An der
Bundesautobahn 2 wurden eine neue Abfahrt sowie eine neue Landesstrale und mehrere
GemeindestraBen zur  Anbindung errichtet. Auch wurden mehrere Fuf3- und
Radwegeverbindungen gebaut. Die Infrastruktur wurde mit grof3ziigigen Grinstreifen gestaltet,
so dass der Eindruck von begriinten Achsen entsteht. Dies geschah abhangig von der jeweiligen
hierarchischen Funktion zum Beispiel im StralRennetz mit unterschiedlichen Grunfestsetzungen.
Gestalterisch wurde insbesondere durch verschiedene Pflanz- und Griinfestsetzungen sowie die
Stellung von Gebaudekdrpern eine Gestaltung und Betonung der 6ffentlichen Raume erreicht.
Der Bebauungsplan Nr. 185 ist zum Zeitpunkt des Aufstellungsvorgangs der Bebauungsplane
Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplane 1 Nord und 2 Siid — in groRen Teilen vollzogen. Zum
Teil sind noch freie Flachen fir Gewerbebetriebe verflgbar.

Aufgrund der gut erschlossenen Lage weckte der Standort im Rahmen des Planvollzuges nicht
nur das Interesse produzierender gewerblicher Betriebe, sondern auch das Interesse von
expandierenden Einzelhandelsketten aus dem Fachmarktbereich. Da die Ansiedlung der
vorhandenen Betriebe nach der Einschatzung der Gemeinde und der Industrie- und
Handelskammer eine sinnvolle Ergédnzung der Einzelhandelsstruktur darstellte, wurde der
Bebauungsplan Nr. 185 entsprechend den Ansiedlungswiinschen mehrfach geandert. Hinzu
kamen weitere Anderungen wie zum Beispiel von StralRenverkehrsflachen sowie Grin- und
Wohnbauflachen. Im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2
Sid — werden im Bebauungsplan Nr. 185 Gewerbe- und Industriegebiete sowie verschiedene
Grin- und Verkehrsflachen festgesetzt. Es gibt zudem Flachen, die mit Geh-, Fahr- und
Leitungsrechten zu Gunsten der Leitungstrager oder Anlieger belastet werden. Es werden
dariber hinaus verschiedene Regelungen zum Mald der baulichen Nutzung beziehungsweise
der Uberbaubaren Grundsticksflaichen vorgenommen, die zusammengefasst eine intensive
Ausnutzung der Grundstiicke ermoglichen. Weitere Festsetzungen wie zum Beispiel zum
Schallschutz liegen vor.
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Der Bebauungsplan Nr. 185 befindet sich zurzeit in einem Aufhebungsverfahren. Der
Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — tritt aber vor der Aufhebung
des Bebauungsplanes Nr. 185 in Kraft. So werden die vorhandenen Festsetzungen des
Bebauungsplanes Nr. 185 von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark
Ortloh — Teilplan 2 Sid — in diesem Gebiet Uberlagert und sind ab der Rechtskraft nicht mehr
anzuwenden. Fur den Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 1 Nord — ist dies
bereits erfolgt.

Fur Teile des Ubrigen Bereiches des Bebauungsplanes Nr. 185 wurde neben dem Teilplan 1
Nord ein weiterer Bebauungsplan aufgestellt, der Bebauungsplan Nr. 280 — Sondergebiet
Schmalkalder Straf3e. Dieser grenzt an den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 283 — Teilplan 2
Sud — an. Er setzt im Wesentlichen Sondergebiete fur grol3flachigen Einzelhandel, Grunflachen
sowie Verkehrsflachen fest und orientiert sich bei seinen Festsetzungen an den
Bebauungsplanen Nr. 283 — Teilplan 1 Nord und Teilplan 2 Siid. So wird insbesondere der
Eindruck eines zusammenhangenden und aufeinander abgestimmten Gewerbeparks
geschaffen.

Fir einen weiteren Teil wurde der vorhabebezogene Bebauungsplan Nr. 28 - Schulbauern- und
Naturschutzhof — aufgestellt. Er sichert im Wesentlichen die Nutzung als Schulbauern- und
Naturschutzhof mit der Erganzung von zusatzlichen Wohnnutzungen sowie dem Hof dienende
Grinflachen. Auch dient der Plan der Sicherung eines Gebaudeensembles, das als Baudenkmal
eingetragen ist. Es handelt sich hierbei um eine historische Hofanlage aus dem 18. Jahrhundert.
Dieser Bebauungsplan befindet sich 6stlich der Dorflage ,,Ortloh” und grenzt an das Plangebiet
des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 1 Nord — an.

2.4 Landschaftsplan und Schutzgebiete

Der Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — befindet sich aul3erhalb
eines Landschaftsplanes. Weder im Plangebiet selbst noch in der unmittelbaren Nahe des
Plangebietes befinden sich Landschaftsschutz- oder Naturschutzgebiete. Dies gilt auch fir Flora-
Fauna-Habitat-Gebiete sowie Vogelschutzgebiete.

2.5 Recklinghauser Einzelhandelskonzept 2019

Die Stadt Recklinghausen hat zur Steuerung des Einzelhandels und insbesondere zum Schutz
zentraler Versorgungsbereiche ein Einzelhandelskonzept erarbeitet, welches durch den Rat der
Stadt Recklinghausen beschlossen wurde. Es handelt sich dabei um das Recklinghduser
Einzelhandelskonzept von 2019. Hier werden unter anderem eine Sortimentsliste mit
zentrenrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Sortimenten, Zentrale Versorgungsbereiche
sowie Sonderstandorte fiir gro3flachigen Einzelhandel fir das Stadtgebiet festgelegt. Zudem
gibt es Aussagen zum Umgang mit Einzelhandel in den Ubrigen Gebieten der Stadt
Recklinghausen. Das Plangebiet liegt auferhalb eines durch das Recklinghduser
Einzelhandelskonzept 2019 definierten zentralen Versorgungsbereichs und aul3erhalb eines
Sonderstandortes  fur grof3flachigen Einzelhandel. Es befindet sich laut dem
Einzelhandelskonzept innerhalb einer sogenannten stadtebaulich nicht integrierten Lage. Dies
sind Standorte ohne beziehungsweise nur geringem Wohngebietsbezug. Hierzu gehéren auch
Standorte in gewerblich oder industriell gepragten Lagen beziehungsweise aufl3erhalb des
Siedlungsbereiches. Diese Lagen sollten laut dem Einzelhandelskonzept — ihrer primaren
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Funktion entsprechend — als Flachen fir das produzierende und weiterverarbeitende Gewerbe
sowie fur Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe vorgehalten werden.

Laut Einzelhandelskonzept sollten hier Betriebe mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten
Kernsortimenten vollstandig ausgeschlossen werden. Dariiber hinaus sind auch
bedarfsgerechte Flachen fur Gewerbe- und Industriebetriebe bereitzustellen, weswegen ein
genereller Einzelhandelsausschuss (Einzelhandel mit nahversorgungs-, zentren- und nicht
zentrenrelevanten Sortimenten) in Gewerbe- und Industriegebieten im Rahmen der
Bauleitplanung geboten ist.

Im Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — wird daher Einzelhandel
entsprechend der Zielsetzung des Einzelhandelskonzeptes bis auf ein Baugebiet vollstandig
ausgeschlossen. Ausnahmen kdnnen insbesondere fiir vor Ort produzierende Gewerbe- und
Handwerksbetriebe bestehen (vergleiche Kapitel 5.1.7). Damit werden die Empfehlungen des
Einzelhandelskonzeptes Recklinghausens 2019 befolgt und mithilfe der tbrigen Festsetzungen
sichergestellt, dass insbesondere der Schutz Zentraler Versorgungsbereiche bei gleichzeitiger
Bereitstellung von gewerblichen Flachen fur Gewerbebetriebe im Sinne des
Einzelhandelskonzeptes gesichert wird.

2.6 Klimaanpassungskonzept fir Recklinghausen

Das Klimaanpassungskonzept fur Recklinghausen ist am 27. November 2017 als ,Sonstige
stadtebauliche Planung” im Sinne des 8§ 1 Absatz 6 Nr. 11 BauGB vom Rat der Stadt
Recklinghausen beschlossen worden, wodurch entsprechende Klimaanpassungsmalinahmen
im Rahmen der Stadtentwicklung Bertcksichtigung finden sollen. Schwerpunkt der
Konzepterstellung war die Entwicklung einer gesamtstadtischen Strategie zur Anpassung an
den Klimawandel. Ein daraus entwickeltes Instrument ist die Handlungskarte Klimaanpassung.

In der Handlungskarte sind Bereiche im Stadtgebiet dargestellt, die heute oder in Zukunft hitze-
oder Uberflutungsgeféahrdet sind sowie schitzenswerte Grinflachen, Belastungsgebiete der
Gewerbe- und Industrieflachen und Kaltluftentstehungsgebiete/Frischluftbahnen. Aus der
Darstellung der durch den Klimawandel besonders betroffenen Gebiete im Stadtgebiet wurden
Anpassungsmallinahmen  entwickelt. Diese sind in einem MalRnahmenkatalog
zusammengefasst und bilden die Grundlage zur Umsetzung von Klimaanpassungsmafl3nahmen
auf Stadt-, Quartiers- und Gebaudeebene in Recklinghausen.
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“Abbildung 4: Auszug aus der Klimaanpassungskarte fiir den Bereich des Bebauungsplanes Nr.
283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid

Ein kleiner Teil des Pangebietes liegt innerhalb der Zone 2 ,Gebiete, die im Zukunftsszenario
2051-60 durch eine Ausweitung der Hitzebelastung betroffen sein werden“. Zielvorgaben sind
hier unter anderem die Steigerung der Aufenthaltsqualitat durch Verringerung der
Hitzeentwicklung am Tag, die Beschattung durch Vegetation und Bauelemente, die Nutzung
von Kihleffekten der Verdunstung (offene Wasserflachen, Begriinung), die Schaffung
beziehungsweise Erhaltung von Ausgleichsraumen zum Beispiel durch Parks im Nahbereich
und die Begriinung von Innenhéfen und der Verringerung der nachtlichen Uberwarmung durch
eine Verringerung der Hitzeentwicklung am Tag sowie der Zufuhr kuhlerer Luft aus der
Umgebung. Der Bebauungsplan tragt durch verschiedene Festsetzungen all diesen
Zielvorgaben Rechnung. So wird innerhalb des Plangebietes beispielsweise durch
Baumpflanzungen sowie die Anlage von stralRenbegleitenden begriinten Entwasserungsmulden
die Hitzeentwicklung am Tag verringert und die Beschattung erhéht. Insbesondere die
begriinten Mulden tragen hierbei zu einem Kihleffekt durch Verdunstung bei, die durch die
Strallenbaume selbst sowie auf den Baugrundstiicken nahegelegene, verpflichtend zu
pflanzende Baume, Grindacher, Fassadenbegriinungen und begriinte Freirdume erhoht wird.
Durch eine Begrenzung der Gberbaubaren Grundstucksflachen, Flachen auf Baugrundstucken,
die von Bebauung freizuhalten sind, sowie einer Héhenbegrenzung baulicher Anlagen wird eine
Zufuhr kihlerer Luft aus der Umgebung grundsétzlich ermdglicht.

Das Gebiet im Geltungsbereich zahlt laut der zugehérigen MalRhahmenkarte in Teilen zu der
Zone 3, den Belastungsgebieten der Gewerbe- und Industrieflachen. Die insgesamt hohe
Flachenversiegelung bewirkt in diesen Bereichen eine starke Aufheizung tagsitber und eine
deutliche Uberwarmung nachts. Der nachtliche Uberwarmungseffekt kann hier eine der
Innenstadt analoge Auspragung erreichen. Zielvorgaben fir bestehende sowie fir die
Gestaltung von neuen Industrie- und Gewerbeflachen sind hierbei unter anderem die Wahl eines
geeigneten Areals zur Sicherung einer hinreichenden Be- und Entliftung, eine temporare
Begrinung von Brachflachen, Begriinung von Stellplatzanlagen, Randsituationen und des
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Umfeldes des Plangebietes, eine Begriinung von Fassaden und Dachern, der Herstellung eines
bepflanzten Freiraumes als Puffer zu angrenzenden Flachen sowie der Erhalt von vorhandenen
begriinten StralRenbanketten und Abstandsgrinflachen. Der Bebauungsplan tragt durch
verschiedene Festsetzungen all diesen Zielvorgaben Rechnung. So wird innerhalb des
Plangebietes beispielsweise durch eine Begrenzung der iberbaubaren Grundsticksflachen,
Flachen auf Baugrundstiicken, die von Bebauung freizuhalten sind, sowie einer
Hohenbegrenzung baulicher Anlagen eine hinreichenden Be- und Entliiftung sichergestellt. Im
Plangebiet (bislang nicht) vorhandene Brachflachen sind aufgrund verpflichtender
Baumpflanzungen bei Vorhaben sowie dem Freihalten von Flachen auf Baugrundstiicken, die
von Bebauung freizuhalten sind, auch zukiinftig zumindest teilweise begrint. Insbesondere die
verpflichtende Pflanzung von Baumen bei der Anlage von Stellplatzen sowie der
Inanspruchnahme von Baugrundstiicken innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete tragt zur
Begrunung der Baugrundstiicke, insbesondere der Randbereiche, bei. Ebenfalls befinden sich
eine Vielzahl von Griunflachen unmittelbar angrenzend an das Plangebiet, die zum Beispiel als
Ausgleichsflachen gesichert sind, und so das Umfeld des Plangebietes nachhaltig begriinen.
Diese dienen auch regelmafig als Puffer zu angrenzenden Flachen beziehungsweise als Puffer
zwischen den Gewerbegebieten und Wohnbauflachen. Es liegen zudem Festsetzungen zur
Begriinung von Fassaden und Dachern vor.

2.7 Vergnugungsstattenkonzept fur Recklinghausen

Dem Rat der Stadt Recklinghausen hat in seiner Sitzung am 26. September 2022 das
Vergnugungsstattenkonzept fir die Gesamtstadt als stadtebauliches Entwicklungskonzept
gemal 8§ 1 Absatz 6 Nr. 11 BauGB beschlossen. Das Plangebiet ist in der Bestandsanalyse
dieses Konzeptes dem Gewerbestandort Ortloh mit dem Bereich der Schmalkalder StralRe
zugeordnet. Aus stadtebaulicher Sicht handelt es bei der Schmalkalder StralBe um einen
hochwertigen Gewerbestandort. Eine Zulassung von Vergnigungsstatten wirde diese
qualitatsvolle Entwicklung konterkarieren und sollte laut dem Konzept deshalb nicht erfolgen.
Die Empfehlungen des Vergnigungsstattenkonzeptes werden im Bebauungsplan Nr. 283 —
Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — umgesetzt. Vergnigungsstatten sind daher nicht
Bestandteil zulassiger Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

3. Planverfahren

Der urspriingliche Aufstellungsbeschluss fur den Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh
— wurde am 29. September 2014 vom Rat der Stadt Recklinghausen gefasst. Die offentliche
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte mithilfe des Amtsblattes Nr. 49 vom 02.
Oktober 2014.

Im Anschluss erfolgte die frilhzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit gemaR § 3 Absatz 1
BauGB in der Zeit vom 14. Oktober 2014 bis 14. November 2014. Die friihzeitige Unterrichtung
der Behorden und sonstiger Trager o6ffentlicher Belange gemal § 4 Absatz 1 BauGB wurde
vom 14. November 2014 bis 15. Dezember 2014 durchgefiihrt. AnschlieRend wurde durch den
Ausschuss fur Stadtentwicklung der Stadt Recklinghausen am 27. Juni 2017 beschlossen, die
offentliche Auslegung der Planunterlagen gemald § 3 Absatz 2 BauGB durchzufihren. Die
offentliche Auslegung fand vom 30. April 2018 bis zum 30. Mai 2018 statt. Parallel hierzu wurde
die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemanR § 4 Absatz 2
BauGB durchgefihrt.

Aufgrund der Ergebnisse der Beteiligungen sowie neuer Erkenntnisse aufgrund von
Rechtsprechungen wurde eine erneute Anderung der Planungen erforderlich. Im Zuge dessen
war es zudem sinnvoll, den Bebauungsplanentwurf Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — in zwei
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Teilplane (Teilplan 1 Nord und Teilplan 2 Sud) aufzuteilen. Der Rat der Stadt Recklinghausen
hat daher am 27. Februar 2023 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark
Ortloh — Teilplan 2 Std — beschlossen. Die bisherigen Beteiligungen dienen weiterhin als
Grundlage fiir beide Teilplane. Eine Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte im
Amtsblatt Nr. 13 am 23. Mérz 2023.

Im néchsten Schritt wurde durch den Ausschuss fur Stadtentwicklung die erneute 6ffentliche
Auslegung des Planentwurfes des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — am 27.
Mérz 2023 beschlossen. Der nachste Verfahrensschritt war damit die erneute 6ffentliche
Auslegung der uberarbeiteten Planunterlagen gemafl 8 3 Absatz 2 BauGB. Die erneute
offentliche Auslegung fand vom 07. April 2023 bis zum 08. Mai 2023 statt. Ebenfalls wurden die
Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange geman 8§ 4 Absatz 2 BauGB erneut beteiligt.
Auch wurde eine Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach 8§ 2 Absatz 2 BauGB
durchgefihrt. Diese Beteiligungen fanden zwischen dem 29. Marz 2023 und dem 02. Mai 2023
Statt.

Aus den Stellungnahmen ergaben sich wiederum Anderungserfordernisse im Bebauungsplan
Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Siid, die eine erneute Beteiligung der Offentlichkeit
sowie der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange erforderlich machten. Da es sich
jedoch lediglich um Anderungen von Festsetzungen zur Errichtung von Griindachern, zur
Gestaltung von Werbeanlagen, zur Anderung einer Baugrenze im Bereich der Schmalkalder
StraBe 17 sowie der Anderung von Flachen der mit Baumen, Strauchern oder sonstigen
Bepflanzungen zu bepflanzenden Bereiche handelte, wurden eingeschrankte Beteiligungen
durchgefiihrt. Es konnten hierbei lediglich Stellungahmen zu den gednderten Festsetzungen
abgegeben werden. Die zweite erneute eingeschréankte Beteiligung der Offentlichkeit fand
hierbei zwischen dem 23. Juni und 24. Juli 2023 statt. Die zweite erneute eingeschrankte
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange fand zwischen dem 13.
Juni und dem 17. Juli 2023 statt.

Bei den letzten Beteiligungen der Offentlichkeit sowie der Behorden und Trager offentlicher
Belange sind zwar Anregungen und Hinweise eingegangen, die jedoch nicht mehr zu
wesentlichen Plananderungen gefuhrt haben, sondern allesamt redaktionell sind. Eine erneute
Offentliche Auslegung beziehungsweise erneute Beteiligung der Behorden sowie Tréager
offentlicher Belange war damit nicht erforderlich.

4. Stadtebauliches Konzept

Allgemein
Das stadtebauliche Konzept des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2

Sud — wird in ein Ubergeordnetes Gesamtkonzept des Gewerbeparks Ortloh integriert (siehe
Abbildung 5). Dieses sieht vor, das Gebiet durch die Entwicklung von gewerblich gepragten
Gebieten, die von verschiedenen Grinflachen und begriinten Achsen durchdrungen sind, zu
gestalten. Die 6ffentlichen Raume einschlieR3lich der bereits geschaffenen Infrastruktur werden
hierbei vorrangig durch Griinelemente betont. Dabei werden die angrenzenden Wohngebiete
bertcksichtigt, indem insbesondere wohnvertréagliches Gewerbe unter Wahrung angemessener
Abstande zugelassen wird. Die sich bereits angesiedelten Betriebe sollen hierbei in ihrem
Bestand gesichert werden.
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®Abbildung 5: Stadtebauliches Konzept des Gewerbeparks Ortloh

Der Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — greift diese
Ubergeordneten Vorgaben auf und setzt sie im Plangebiet folgendermallen um: Die im
Plangebiet vorhandenen gewerblichen Betriebe einschliel3lich der zugehdrigen Anlagen sowie
StralRenverkehrsflachen bleiben in der jetzigen auferlichen Form erhalten. Neubauten und
Anderungen sind hierbei méglich.

Die bestehende sowie mdgliche zukinftige Bebauung ricken dabei von der Schmalkalder
Stralie, der Rollinghduser Stral3e, der OrtlohstralRe, der Maria-von-Linden-Stral3e, der Sybilla-
Merian-Strale sowie der Bundesautobahn 2 ab. Je nach Hierarchie der Stra3en sowie den
besonderen lokalen Gegebenheiten ist die Entfernung der Bebauung unterschiedlich, um
stadtebaulich die Attraktivitdt insbesondere der o6ffentlichen R&dume zu erh6éhen und zur
Adressbildung des Gewerbeparks beizutragen. Ein Grol3teil der Gestaltung dieser 6ffentlichen
Ré&ume wird insbesondere den StraRenverkehrsflaichen selbst sowie den Grinstrukturen und
Pflanzungen, die sich zwischen den bebauten Bereichen und den StralRenverkehrsflachen
befinden, Uberlassen. Die Bebauung selbst rickt so auf Hohe der Begriinungen in den
Hintergrund, ist aber weiterhin aufgrund ihrer Hohe und Grol3e sowie der Eingangsbereiche
sichtbar, wodurch der Eindruck eines parkartigen Gewerbegebietes mit vielen Grinelementen
entsteht. Um die Bebauung hierbei nicht tibermalfiig zu betonen, wird eine Hohenbegrenzung
vorgenommen.

Zur Bundesautobahn 2 riickt die Bebauung insbesondere aufgrund der Anbauverbotszone um
mindestens 40 Meter ab.

Zur Schmalkalder Straf3e hin riickt die bestehende beziehungsweise geplante Bebauung bis
auf 15 Meter an diese heran, was auch den Zielvorstellungen im tbrigen Gewerbepark Ortloh
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an der Schmalkalder Stral3e entspricht. Hier wird diese StraRe insbesondere durch einen
mindestens 8 Meter breiten bepflanzten Streifen gepragt. Dieser besteht zur Schmalkalder
Stralle hin aus bepflanzten Mulden sowie dahinterliegenden Pflanzstreifen auf den
gewerblichen Grundstiicken, wo zumeist Baume gepflanzt sind. Bei der Schmalkalder Stral3e
ist durch die Betonung der Eingangssituation des Plangebietes und der grol3eren
Nutzungsmdglichkeit des 6ffentlichen Raumes die Wahrnehmung der Bebauung stadtebaulich
bedeutsamer als an der Réllinghéauser StralRe und an der Bundesautobahn 2, da sich hier die
Unternehmen vorrangig gegeniber den Kunden préasentieren und so auch wesentlich zur
Adressbildung des gesamten Gewerbeparks Ortloh beitragen.

Abweichend von den oben genannten Vorgaben wird der vordere Eingangsbereich an der
Kreuzung Schmalkalder Stral3e/ Rollinghduser StralRe anders gestaltet; hier riickt die geplante
Bebauung um bis auf 13 Meter im Bereich der genannten Kreuzungssituation an die
Schmalkalder Straf3e heran. So wird ein stadtebaulich markanter Bereich in Form einer
Raumkante und/ oder eines groRRvolumigen Baukotrpers geschaffen, der den Auftakt in das
Plangebiet anzeigt. Dadurch wird der Eingangsbereich in den Gewerbepark Ortloh von der
Rollinghduser Stral3e aus zusatzlich stadtebaulich betont.

Zum Teil der OrtlohstralRe, der sich sudlich der Schmalkalder StraRe befindet, rickt die
Bebauung auf bis zu 12 Meter bei einem Pflanzstreifen von 8 Metern heran, was sich einerseits
aus der bereits auf diesen Abstand tatsachlich herangerickten bestehenden Bebauung ergibt,
andererseits die stadtebauliche Betonung eines weiteren Eingangsbereiches aufzeigt.

Zur Rollinghduser StralRe betragt die Entfernung im Minimum 11 Meter zu der
StraRenbegrenzungslinie. Ein Pflanzstreifen liegt unter anderem auch aufgrund einer
vorhandenen Ferngasleitung nicht vor. Der bauliche Bestand rickt bereits bis auf diese
Entfernung an die Rdllinghdauser StraBe heran und unterstitzt so gleichzeitig den
Eingangsbereich in den Gewerbepark Ortloh an der Schmalkalder Straf3e. Ein naheres
Heranrtcken ist aufgrund der vorhandenen Ferngasleitung nicht méglich.

Im stidwestlichen Bereich des Plangebietes sowie des Teiles der Ortlohstral3e, die sich nérdlich
der Schmalkalder StrafRe befindet, riicken die Baugrenzen bis auf funf Meter an die
bestehenden Stral3enverkehrsflachen, die hier in Form von Sackgassen ausgestaltet sind,
heran. Hier findet sich kein Pflanzstreifen. Da diese StraRen nur unwesentlich zur Gestaltung
der offentlichen Raume beitragen, ist hier eine Bepflanzung nicht erforderlich. Ein ndheres
Heranrticken der Baugrenzen ist dartber hinaus sinnvoll, um die Grundstiicke inshesondere
wirtschaftlich gut ausnutzen zu kénnen. Durch die Wahrung von fiinf Metern entsteht eine
Vorzone, die zur Gestaltung dieser StralRenkorper beitrdgt. Gleichzeitig wird so eine
bedrangende Wirkung innerhalb des StralRenraumes durch eine groRmafistabliche Bebauung
vermieden.

Bei den sich ndrdlich an der Schmalkalder StraRe befindlichen Kreuzungsbereichen, die noch
Teil der offentlichen StralRenverkehrsflache sind, ricken die Baugrenzen direkt an die
bestehende StrafRenverkehrsflache heran. Da diese Strafl3en baulich und funktional wenig zur
Gestaltung der o6ffentlichen Raume beitragen und zudem optisch mit Zufahrten zu Betrieben
vergleichbar sind, wo teilweise Gebaude direkt an den Zufahrtsbereich grenzen, ist hier ein
Abricken der Baugrenzen nicht erforderlich. Hier wird die wirtschaftliche Ausnutzbarkeit der
Baugrundstticke daher in den Vordergrund gestellt.

Mit diesen und weiteren Malinahmen fligt sich das Plangebiet insbesondere in die anderen
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umgebenen gewerblich gepragten Gebiete stadtebaulich harmonisch ein und schafft
gleichzeitig stadtebaulich sinnvolle Ubergéange in die sich 6stlich befindlichen Freiraumbereiche.
Weiterhin sind StralRenverkehrsflachen Teil des Plangebietes, um die Erschlie3ung
sicherzustellen.

5. Planinhalte und Festsetzungen

Nachfolgend werden die getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 283 -
Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Stid — beschrieben und begriindet.

5.1 Artder baulichen Nutzung

Wesentliches Festsetzungselement zur Umsetzung der Planungsziele sind die Festsetzungen
zur Art der baulichen Nutzung. Hierbei ist der Kerngegenstand die mit den Planungszielen
verfolgten Steuerung der Vertraglichkeit von Nutzungen im Plangebiet und die Bewaltigung
beziehungsweise Verhinderung vorhandener Immissionskonflikte.

5.1.1 Gewerbe- und Industriegebiete

ZielgemaR wird ein Groldteil der Flachen im Plangebiet als Gewerbe- beziehungsweise
Industriegebiete gemal? 8§ 8 beziehungsweise 8§ 9 BauNVO festgesetzt. Um hier dem
Trennungsgrundsatz des § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) gerecht zu werden
und eine mit der umgebenden Nachbarschaft vertragliche Entwicklung zu ermdglichen, werden
die Gewerbe- und Industriegebiete in verschiedener Hinsicht gegliedert. Zusétzlich werden
verschiedene nicht erwiinschte Anlagentypen beziehungsweise Nutzungen ausgeschlossen.

5.1.2 Gliederung nach Storgrad

Sudlich des Gewerbegebietes B6 befinden sich in unmittelbarer raumlicher Nahe Wohngebiete.
Zwischen den Gebieten befindet sich die Bundesautobahn 2, die im sidlichen Bereich auch
Uiber Schallschutzwénde verfugt. Trotz der Trennung durch die Bundesautobahn 2 ware bei
einer uneingeschréankten gewerblichen Entwicklung zu erwarten, dass die entstehenden
Betriebe unzuldssige Immissionen an den Wohngebauden verursachen wirden. Eine
Steuerung der Zulassigkeit ist also in diesem Bereich besonders intensiv geboten. Im Hinblick
auf die Schallemissionen erfolgt die Gliederung durch die Festsetzung von
Larmemissionskontingenten, die insbesondere auch im nachtlichen Zeitraum zu beachten sind.
Im Hinblick auf die anderen Emissionsarten (Staub, Geruch et cetera) ist die Anwendung des
Abstandserlasses grundsatzlich im Plangebiet das gewahlte Steuerungsinstrument, leistet im
konkreten Fall aber zunachst keine Steuerungsmdoglichkeit, weil der Erlass von einem
Mindestabstand zwischen Wohngebieten und Gewerbegebieten von 100 Metern fir die in der
Abstandsliste genannten Betriebe ausgenht.

Es gibt aber zahlreiche Betriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stéren und daher in der
Abstandsliste auch nicht aufgenommen wurden (insbesondere im handwerklichen Bereich).
Hierbei handelt es sich um Betriebe, die gemal § 6 Absatz 2 BauNVO auch in Mischgebieten
zugelassen werden kdnnen. Fir das Gewerbegebiet B6 wird daher festgesetzt, dass nur solche
Betriebe und Anlagen hier zugelassen werden kdnnen. In Mischgebieten existiert ebenfalls ein
direktes Nebeneinander von Wohnen und diesen nicht wesentlich stérenden Gewerbebetrieben,
ohne dass gesunde Wohnverhéltnisse in Frage gestellt wéaren. Durch die Reduzierung
beziehungsweise Einschrankung der zulassigen Betriebe in den an das Wohnen angrenzenden
Gewerbegebieten in Kombination mit den Larmemissionskontingenten, werden daher auch fur
die sich in der unmittelbaren Néhe des Gewerbeparkes Ortloh befindlichen Grundstiicke
gesunde Wohnverhaltnisse sichergestellt.
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5.1.3 Gliederung nach Abstandserlass

Gemal § 1 Absatz 4 BauNVO werden die Gewerbegebiete in der Abwagung mit den Belangen
des Immissionsschutzes in Bezug auf die zuldssigen Betriebe und Anlagen gegliedert.
Grundlage fir diese Gliederung ist der so genannte Abstandserlass NRW (Runderlass des
Ministeriums fur Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 06. Juni
2007 - SMBI. NW. 283).

Bezugspunkte fir die Ermittlung der Absté&nde sind die im Norden angrenzende Wohnbebauung
in der Dorflage ,Ortloh”, die Wohnnutzungen an der Zechenstral3e Nr. 30, die westlich des
Plangebietes entlang der Alten GrenzstralRe befindlichen Wohngebdude im Aul3enbereich und
die sudlich der Bundesautobahn 2 vorhandene Wohnnutzung. Entsprechend des jeweiligen
Abstands der gewerblichen Bauflichen zu der vorhandenen Wohnbebauung werden im
Plangebiet Zonen mit unterschiedlicher Zulassigkeit gewerblicher Anlagen gebildet.

Anlagen und Betriebe der jeweils nachst niedrigeren Abstandsklasse, die Uber ein hdheres
Abstandserfordernis verfigen, konnen als Ausnahmen zugelassen werden, sofern die
Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen nachweislich sichergestellt bleibt.
In Anbetracht des Fortschritts der Technik hinsichtlich der Minimierung der Umweltbelastungen
muss diese Flexibilitéat zur Anwendung der Abstandsliste offengehalten werden.

5.1.4 Gliederung durch Emissionskontingentierung

Bei der Aufstellung der Bebauungsplane sind gemaf § 1 Absatz 6 BauGB unter anderem die
Belange des Umweltschutzes und somit auch des Immissionsschutzes zu bertcksichtigen.
Nach 8 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen die fUr eine
bestimmte Nutzung vorgesehenen Bereiche einander so zuzuordnen, dass schédliche
Umwelteinwirkungen so weit wie mdglich vermieden werden.

Die Zulassigkeit von Gewerbebetrieben im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird wegen
der Nahe zu vorhandenen und geplanten Wohnnutzungen auf solche Betriebsarten
eingeschrankt, bei deren Ansiedlung keine Immissionskonflikte entstehen. Dies dient dem
Prinzip der Konfliktvermeidung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG). Durch
den Bebauungsplan muss hierbei sichergestellt sein, dass auch mit zuklnftig belegten
Gewerbeflachen die Orientierungswerte der DIN 18005 (Teil 1 fir Gewerbelarm) bericksichtigt
werden und die Immissionsrichtwerte der TA-Larm nicht Uberschritten beziehungsweise weiter
relevant erhoht werden.

Fiur die Gewerbe- und Industriegebiete im Geltungsbereich werden deswegen sogenannte
Larmemissionskontingente (Lek) nach der DIN 45691 festgesetzt, um zu gewahrleisten, dass
die schitzenswerten Nutzungen in der Umgebung nicht tber die geltenden Richtwerte hinaus
mit Gewerbelarmimmissionen belastet werden. Durch die Festsetzung werden einem Betrieb je
nach Lage und GroRe des Baugrundsticks zuldssige Larmemissionen zugeordnet. Die
Mdoglichkeit der Gliederung von Gewerbe- und Industriegebieten mittels Festsetzung von
flachenbezogenen  Schallleistungspegeln  ist durch  die  Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts bestéatigt (BVerwG, Beschluss vom 18.12.1990 — 4 N 6.88). Die DIN
45691 knupft mit ihren Larmemissionskontingenten an diese Schalleistungspegel an.

Dabei wird den einzelnen Gewerbebetrieben jeweils ein Anteil an den dem Gewerbe-
beziehungsweise Industriegebiet insgesamt zugemessenen Larmemissionen zugeordnet.
Verteilungsmalfistab ist der Anteil der jeweiligen Grundstiicksflaiche an der Gesamtflache des
Gewerbe- beziehungsweise Industriegebietes. Je gréRer also die Grundstiicksflache eines
Gewerbebetriebes, desto groRer darf die von diesem Betrieb ausgehende Larmbelastung sein.
Da die GesamtgroRe des Gewerbe- beziehungsweise Industriegebietes feststeht, kann somit
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sichergestellt werden, dass die von dem Gewerbe- beziehungsweise Industriegebiet insgesamt
ausgehende Larmbelastung nicht die vorgegebenen Richtwerte der TA-L&rm an den
Immissionsorten tberschreitet. Das Emissionsverhalten von Betrieben und Anlagen wird dabei
als deren besondere Eigenschaft im Sinne des § 1 Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO angesehen.
Da es sich bei der Festsetzung um eine Gliederungsfestsetzung handelt, muss das Gewerbe-
beziehungsweise Industriegebiet in sich oder missen die Gewerbe- beziehungsweise
Industriegebiete einer Gemeinde in ihrem Verhaltnis zueinander in Bereiche mit
unterschiedlichem Emissionsverhalten der Betriebe gegliedert werden. Eine baugebietsinterne
Gliederung ist in der Regel ohnehin zweckmalig, um planerisch differenziert auf
unterschiedliche Entfernungen zwischen Betriebsflachen und schutzbediirftigen Nutzungen
oder auch auf konkrete Anforderungen einzelner Betriebe zu reagieren.

Dazu werden die Gewerbe- und Industriegebiete in unterschiedliche Teilflaichen gegliedert, die
jeweils mit differenzierten Kontingenten belegt werden. In Teilflachen wird gegeniiber dem
bisherigen Ansatz eine weitergehende Gliederung vorgenommen, um damit besser auf die
teilweise  unmittelbar ~ angrenzenden = Wohnnutzungen  reagieren zu  konnen.
Berechnungsvoraussetzung ist, dass durch den insgesamt im Gewerbepark Ortloh
entstehenden Gewerbelarm die Wohnnutzungen in der Néhe des Plangebietes wie der Dorflage
,Ortloh®, die Wohnnutzungen an der Zechenstral3e, der Ludgerusstral’e sowie der Alten
Grenzstral3e nicht unzuldssig belastet werden. Dabei sind die Emissionskontingente in der Néhe
von Wohnbebauung tendenziell niedriger als in groRerer Entfernung von dieser. Je nach Lage
der Wohnnutzung in Allgemeinen Wohngebieten oder im AulRenbereich sind hierbei héhere oder
niedrigere Emissionskontingente maoglich.

Die Emissionskontingente sind so ausgelegt, dass bei vollstandiger Ausnutzung die
Orientierungswerte der DIN 18005 (Teil 1 fir Gewerbeldrm) angemessen beriicksichtigt und die
Richtwerte der TA-Larm an den vorgenannten Wohnnutzungen eingehalten werden. Da ein
unmittelbarer raumlicher und funktionaler Zusammenhang der im Rahmen dieser Anderung
beplanten Bereiche zum rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 280 — Sondergebiet Schmalkalder
Stralle — besteht, wurde in dem der Kontingentierung zugrundeliegenden Gutachten beide
Plane gemeinsam betrachtet. Die Betriebe im Bebauungsplan Nr. 280 sind bereits vorhanden
und in ihrem Bestand in der Begutachtung bericksichtigt worden. Hierbei sind ebenfalls
Larmemissionskontingente zum Schutz der auch durch den Bebauungsplan Nr. 283 —
Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — betroffenen Wohnbebauung festgesetzt worden.
Zusammengenommen stellen diese die Einhaltung der Richtwerte der TA Larm sowie die
Berucksichtigung der Orientierungswerte der DIN 18005 (Teil 1 fir Gewerbelarm) sicher.

Hierzu erfolgt im Rahmen dieses Verfahrens eine Gliederung der Gewerbe- und
Industriegebiete in insgesamt 5 Teilflachen, denen jeweils individuelle Emissionskontingente
zugeordnet werden. Diese Kontingente werden fir einzelne Teilflachen noch um
richtungsbezogene Zusatzkontingente erganzt. Bei der Festlegung der Kontingente wurde
neben der Beriicksichtigung der umliegenden Immissionsorte auch der bereits im Rahmen des
Planvollzugs entstandene Bestand an Gewerbebetrieben berticksichtigt. Die Kontingente sind
so bemessen, dass der genehmigte Bestand auch im Rahmen der neuen Festsetzungen
sichergestellt ist.

Nicht kontingentierte Industrie- und Gewerbegebiete liegen innerhalb des Bebauungsplanes Nr.
283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Stid — nicht vor. Im nérdlichen Teil des Gewerbeparkes
Ortloh, im Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 1 Nord — liegen aber nicht
kontingentierte Gewerbegebiete vor. Es handelt sich dort um mehrere Gewerbegebiete an der
Maria-von-Linden-Straf3e. Diese wurden nicht kontingentiert, da sie aufgrund ihrer Entfernung
zu Wohnnutzungen sowie der allgemeinen gesetzlichen Begrenzungen zu Schallemissionen
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zum Beispiel aufgrund der TA Larm bereits die Bestimmungen der DIN 18005 (Teil 1 fur
Gewerbelarm) und der TA Larm an den malRgeblichen Immissionsorten einhalten. Im
Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 1 Nord — sind dies die Gewerbegebiete
Al — A4 sowie All — Al13. Es handelt sich hierbei um insgesamt circa 35.000 Quadratmeter
festgesetzter Gewerbegebietsflache, die nicht Uber eine Emissionskontingentierung verfligen.
Davon werden zurzeit 14.750 Quadratmeter nicht durch Gewerbebetriebe genutzt und stehen
so einer baulichen Entwicklung nach der Rechtskraft des Bebauungsplanes zur Verfligung.
Diese Gewerbegebiete bieten damit (teilweise unbebaute) Flachen fir eine gewerbliche
Entwicklung von nicht erheblich belastigenden Gewerbebetrieben aller Art im Sinne des § 8
Absatz 1 BauNVO, die dort ihren Standort finden kdnnen. Die Flachen sind von ihrer Gro3e her
so bemessen, dass sich eine Vielzahl von Firmen dort ansiedeln kdnnen. Im Zusammenspiel
mit den anderen kontingentierten Gewerbegebieten erméglichen sie die zum Beispiel die durch
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 07. Dezember 2017 (4 CN 7.16) vorgegebene
Gliederung des Plangebietes in einzelne Teilgebiete mit verschiedenen hohen
Emissionskontingenten sowie dem Freihalten von Bereichen, die nicht kontingentiert sind. Die
gesetzlich vorgegebene Einhaltung der allgemeinen Zweckbestimmung der Gewerbegebiete im
Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — bleibt hierdurch gewahrt.

Bei den Industriegebieten liegen innerhalb des Stadtgebietes Recklinghausen in anderen
Bebauungsplane nicht kontingentierte Industriegebiete vor. Dies gilt fir den Bebauungsplan Nr.
197 - BlitzkuhlenstraRe/ Siemensstraf3e — sowie fur den Bebauungsplan Nr. 202 -
Gewerbegebiet Henrichenburger StraRe/ Katharinenstral3e. Es handelt sich dabei um mehrere
Industriegebiete innerhalb der Bebauungsplane. Diese wurden nicht kontingentiert, da dies zum
Zeitpunkt der Aufstellung der Bebauungsplane noch nicht rechtlich erforderlich war. Im
Bebauungsplan Nr. 197 — Blitzkuhlenstral3e/ Siemensstrale — sind dies zwei Industriegebiete
entlang der Blitzkuhlenstral3e, im Bebauungsplan Nr. 202 wird lediglich ein Industriegebiet
festgesetzt. Es handelt sich hierbei um circa 62.000 Quadratmeter festgesetzter
Industriegebietsflache innerhalb des Bebauungsplans Nr. 197 — Blitzkuhlenstrae/
Siemensstral3e — und circa 16.000 Quadratmeter im Bebauungsplan Nr. 202 — Gewerbegebiet
Henrichenburger StralRe/ Katharinenstral3e —, die nicht Uber eine Emissionskontingentierung
verfigen. Im Bebauungsplan Nr. 202 - Gewerbegebiet Henrichenburger Stral3e/
KatharinenstralR3e — stehen davon keine freien Flachen mehr zur Verfigung. Im Bebauungsplan
Nr. 197 — BlitzkuhlenstraRe/ Siemensstraflie — werden zurzeit 17.000 Quadratmeter nicht durch
Gewerbebetriebe genutzt und stehen so einer baulichen Entwicklung grundsatzlich zur
Verfigung. Diese Industriegebiete bieten damit (teilweise unbebaute) Flachen fur eine
gewerbliche Entwicklung von erheblich belastigenden Gewerbebetrieben aller Art im Sinne des
8§ 9 Absatz 1 BauNVO, die dort ihren Standort finden kénnen. Die Flachen sind von ihrer Grol3e
her so bemessen, dass sich eine Vielzahl von Firmen dort ansiedeln kénnen. Im Zusammenspiel
mit den anderen kontingentierten Industriegebieten ermdglichen sie die zum Beispiel die durch
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 07. Dezember 2017 (4 CN 7.16) vorgegebene
Gliederung des Plangebietes in einzelne Teilgebiete mit verschiedenen hohen
Emissionskontingenten sowie dem Freihalten von Bereichen, die nicht kontingentiert sind. Die
gesetzlich vorgegebene Einhaltung der allgemeinen Zweckbestimmung der Industriegebiete im
Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Stid — bleibt hierdurch gewahrt.

5.1.5 Ausschluss Storfallbetriebe

Es ware in den Gewerbe- und Industriegebieten grundsatzlich unter Berlcksichtigung der oben
erlauterten Gliederungen vorstellbar, dass sich sogenannte Storfallbetriebe, also Betriebe, die
einen Betriebsbereich im Sinne des 8 3 BImSchG bilden, ansiedeln. Von diesen Betrieben geht
bei Havarien oder Unfallen eine besondere Gefahr aus, so dass gemafl § 50 BImSchG im
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Rahmen der Planung eine Flachenzuordnung in der Form erfolgt, dass schadliche
Auswirkungen dieser Betriebe auf schutzbedirftige Bereiche (zum Beispiel Wohngebiete) so
weit wie maoglich vermieden werden. Zur Detaillierung der Anforderungen an eine solche
Steuerung hat die Kommission fir Anlagensicherheit (KAS) den Leitfaden ,Empfehlungen fir
Abstande zwischen Betriebsbereichen nach der Storfall-Verordnung und schutzbedurftigen
Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG* (KAS-18) verdffentlicht.
Hierin werden — differenziert nach verschiedenen in den Betrieben eingesetzten Stoffen —
ahnlich wie im Abstandserlass, Abstandsklassen mit Achtungsabstinden definiert. Diese
Klassen verfligen tber Mindestabsténde zwischen 200 und 1.500 Meter. Von den zum Wohnen
genutzten Gebieten rund um die Gewerbe- und Industriegebiete ausgehend wére es maoglich,
zumindest in Teilbereichen Betriebe der kleineren Abstandsklassen zuzulassen. Von der
Regelung des § 50 BImSchG sind allerdings auch ,sonstige schutzbedrftige Gebiete,
insbesondere offentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete" erfasst.
Unterstellend, dass es sich bei der zentralen West-Ost-Guterbahntrasse der Hamm-Osterfelder-
Bahn um einen wichtigen Verkehrsweg handelt und bei der Uberdrtlichen Koénig-Ludwig-
Radwegetrasse um ein Freizeitgebiet, missen die Abstande auch von diesen Nutzungen aus
entwickelt werden. Es ergeben sich dann nur noch innerhalb einzelner Gewerbe- und
Industriegebiete minimale Restflachen, in denen eine Zulassung von Stdrfallbetrieben mdglich
erscheint. Im Ergebnis sieht der Plan daher einen kompletten Ausschluss der Zulassigkeit
solcher Betriebe vor. Dieser Ausschluss erfolgt aufgrund der Gliederungsmaoglichkeit nach den
besonderen Eigenschaften der Betriebe und Anlagen nach 8§ 1 Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO.

5.1.6 Ausschluss Einzelhandel innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete

Gewerbe- und Industriegebiete stellen, insbesondere, wenn diese verkehrstechnisch gut
erreichbar sind, potenzielle Standorte flr Einzelhandelsbetriebe dar. Im Rahmen des
Planvollzugs des heute rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 185 — Teilplan 1 — Gewerbepark
Ortloh — hat sich zwischen der Schmalkalder Strafle und der Bundesautobahn 2 ein
Sonderstandort mit vier grof3flachigen Einzelhandelsbetrieben angesiedelt. Dieser Standort
wurde im Bebauungsplan Nr. 280 — Sondergebiet Schmalkalder Stral3e — neu Uberplant. Im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — findet
derzeit nur im Gewerbegebiet B1 Einzelhandel in Form eines Autohauses statt. Es war und ist
erklartes Ziel der Entwicklung des Gewerbeparks Ortloh, hier im Schwerpunkt produzierendes
und weiterverarbeitendes Gewerbe sowie Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe mit einer
moglichst hohen Arbeitsplatzdichte anzusiedeln. Einzelhandelsbetriebe sind daher bis dato mit
Ausnahme des Gewerbegebietes B1 nicht vorhanden und sollen auch in Zukunft mit Ausnahme
des Gewerbegebietes B1 nicht entwickelt werden. Dies entspricht auch der Zielstellung des als
stadtebauliches Entwicklungskonzept gemall § 1 Absatz 6 Nr. 11 BauGB beschlossenen
Einzelhandelskonzeptes der Stadt Recklinghausen aus 2019. Dieses empfiehlt, fiir sogenannte
nicht integrierte Lagen im Stadtgebiet, wozu die Gewerbe- und Industriegebiete im Plangebiet
hinzuzuzahlen sind, Einzelhandel géanzlich auszuschlieBen. Durch die Darstellung als Bereich
fur gewerbliche und industrielle Nutzungen im Gebietsentwicklungsplan Emscher-Lippe sowie
im Regionalplanentwurf Ruhr stehen dariiber hinaus auch die Ziele der Landesplanung einer
Ansiedlung von grof3flachigem Einzelhandel entgegen. Einzelhandelsbetriebe mit einem
geringeren Flachenbedarf kbnnen auch an zentraleren Standorten im Stadtgebiet angesiedelt
werden. Die Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben wird somit im Bebauungsplan fiir die
Gewerbe- und Industriegebiete mit Ausnahme des Gewerbegebietes B1 grundsatzlich
ausgeschlossen. Da sich im Gewerbegebiet B1 bereits ein Einzelhandelsbetrieb befindet und
dieser Bereich gegentber des durch grof¥flachigem Einzelhandel gepragten Flachen des
Bebauungsplanes Nr. 280 — Sondergebiet Schmalkalder StraBe — liegt, eignet sich dieser
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Bereich grundsatzlich auch fir die Ansiedlung von Einzelhandel. Ein weiterer Grund liegt im
.Eingangsbereich” in den Gewerbepark Ortloh an der Kreuzung Schmalkalder Strafl3e/
Roéllinghduser StrafRe. Durch hochwertig und aufféllig gestaltete Nutzungen — wie sie fir
Einzelhandelsbetriebe regelmaRig aufgrund der erforderlichen Attraktivitat gegeniiber Kunden
vorliegen — kann der Eingangsbereich dort entsprechend des stadtebaulichen Konzeptes
zusatzlich betont werden, was regelmafdig durch Einzelhandelbetriebe gelingt. Weiterhin dient
das Gebiet auch dazu, dem in Gewerbe- und Industriegebieten zuldssigem Einzelhandel
substantiell Raum zu schaffen. Die Beschrankung auf lediglich das Gewerbegebiet B1 fuhrt auf
der anderen Seite dazu, dass den Vorgaben des Einzelhandelskonzeptes 2019 grundsatzlich
noch entsprochen wird und die Gewerbe- und Industriegebiete vorrangig fur produzierendes und
weiterverarbeitendes Gewerbe sowie Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe mit einer
maoglichst hohen Arbeitsplatzdichte vorgehalten werden. Ausnahmsweise wird im
Gewerbegebiet B1 der Einzelhandel mit Krafttahrzeugen nebst Zubehor flr Kraftfahrzeuge (Nr.
45.32 und 45.40 der Klassifikation der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamtes)
zugelassen. Dies dient der Bestandssicherung des vorhandenen Autohauses, das direkt an die
Kreuzung Schmalkalder Strafl3e/ Réllinghauser Straf3e angrenzt.

5.1.7 Untergeordnete Verkaufsstatten in Gewerbebetrieben

Im Plangebiet ist die Ansiedlung von Gewerbe- und Handwerksbetrieben grundsatzlich moglich,
die in einem untergeordneten Maf3e auch Handel mit brancheniblichen sowie eigenstandig
hergestellten Produkten betreiben. Dies kann je nach Betrieb auch nahversorgungs- und
zentrenrelevante Sortimente umfassen. Mit Blick auf die besonderen Belange dieser Betriebe
wird der Verkauf dieser Produkte als geringflgiger ,Annex‘ von Handwerks- und vor Ort
produzierenden Gewerbebetrieben ausnahmsweise zugelassen. Durch einschrankende
Voraussetzungen (so muss beispielsweise die Verkaufsstatte in einer deutlichen Unterordnung
zum Betrieb bestehen), wird sichergestellt, dass von dem Angebot keine schéadlichen
Auswirkungen auf Zentrale Versorgungsbereiche ausgehen. Weiterhin muss ein rdumlicher und
funktionaler Zusammenhang mit dem auf dem Baugrundstiick ansassigen Betrieb vorliegen.
Dadurch, dass die Zulassigkeit auf Ausnahmefélle beschrankt ist, werden schadliche Wirkungen
durch  kumulierte Vorhaben vermieden. Die Liste der zentrenrelevanten und
nahversorgungsrelevanten Sortimente des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Recklinghausen
von 2019 ist hierbei zu berlcksichtigen.

Recklinghauser Sortimentsliste (Stand Oktober 2019)

Zentrenrelevante Sortimente Nahversorgungsrelevante
Sortimente
« Sanitatswaren, medizinische « Nahrungs- und Genussmittel, Getranke,
orthopadische Artikel Tabak-, Reformwaren
« pharmazeutische Artikel « Gesundheits- und Korperpflegeartikel
« Papier-/ Schreibwaren (Drogeriewaren inklusive Wasch- und
« Bicher Putzmittel, Kosmetika)
« Spielwaren « Zeitschriften, Zeitungen
« Bastelartikel, Birobedarf « Schnittblumen

« Bekleidung (Herren, Damen, Kinder /
Sauglinge), Wasche

» Schuhe, Lederwaren

» Sportbekleidung, -schuhe, -artikel
(ohne Angelartikel, Jagdartikel,
Reitsportartikel und Sportgro3gerate)
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« Haushaltswaren, Glas / Porzellan /
Keramik, Korbwaren

« Kunstgewerbe, Bilder / Rahmen /
Spiegel

« Haus-/ Tischwésche, Bettwasche
(Bettbezlige, Laken), Badtextilien

« Wolle, Kurzwaren, Handarbeiten,
Stoffe

. Baby-, Kinderartikel (Kleinteile wie
zum Beispiel Schnuller, Flaschen,
Zubehdr zum Fittern, Wickeln)

« Uhren, Schmuck

« Optik, Akustik

« Musikalien, Musikinstrumente

« Elektrogerate, Medien (=
Unterhaltungs-,
Kommunikationselektronik,
Computer, Foto)

« Elektro-Haushaltswaren (Kleingerate
wie zum Beispiel Mixer, Bligeleisen)
(ohne Elektrogrol3gerate)

« Campingartikel (ohne GroRRgerate)

5.1.8 Ausschluss Vergniigungsstatten

Gemal 8§ 8 Absatz 3 Nr. 3 BauNVO konnen Vergnigungsstatten — unabhangig davon, ob sie
kerngebietstypisch sind oder nicht — in Gewerbegebieten ausnahmsweise zugelassen werden.
Dabei handelt es sich planungsrechtlich bei Vergniigungsstatten um einen Sammelbegriff fur
Gewerbebetriebe besonderer Art, bei denen die kommerzielle Unterhaltung des Besuchers im
Vordergrund steht und bei denen in unterschiedlicher Auspragung der Sexual-, Spiel- und/oder
der Geselligkeitstrieb fur eine gewinnbringende Freizeitunterhaltung angesprochen oder auch
ausgenutzt wird (Verwaltungsgerichtshof (VGH) Kassel, Beschluss vom 25. August 2008 — 3
UZ 2566/07).

Da der rechtskraftige Bebauungsplan keine Uber diese Regelung hinausgehende Festsetzung
zur Feinsteuerung dieser Betriebe enthalt, gilt die allgemeine Regelung der BauNVO auch fur
den Gewerbepark Ortloh. Wie bereits oben ausgefiihrt, stellt der Gewerbepark Ortloh eine der
wenigen grolReren zusammenhangenden Gewerbeflachenpotentiale der Stadt Recklinghausen
dar, die kurzfristig fur die Ansiedlung von Betrieben auch mit einem gréf3eren Flachenbedarf zur
Verfligung stehen.

Gewerbegebiete dienen nach § 8 Absatz 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht
erheblich belastigenden Gewerbegebieten. Nach dem Leitbild der BauNVO sind sie damit den
produzierenden und artverwandten Nutzungen vorbehalten; sie zeichnen sich dadurch aus,
dass in ihnen gearbeitet wird. Bei diesen Nutzungen handelt es sich um die sogenannten
Leitfunktionen der Baugebietskategorie ,Gewerbegebiet® (Vergleiche Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 20. Dezember 2005 (4 B 71.05, BRS 69 Nr. 69).

Um die gewerblichen Bauflachen insbesondere fir diese Leitfunktionen frei halten zu kénnen,
sollen zukiinftig die bisher ausnahmsweise zulassungsfahigen Vergnugungsstatten gemafld § 1
Absatz 6 BauNVO nicht mehr Bestandteil des Bebauungsplanes und damit unzulassig werden.
In dicht besiedelten RAumen wie dem Ruhrgebiet fallt es den Gemeinden zunehmend schwer,
nutzbare Gewerbeflachen erstmalig zu planen beziehungsweise zu Uberplanen, ohne damit
insbesondere aus Immissionsschutzsicht Konflikte mit vorhandenen Wohnnutzungen zu
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provozieren. Ansatzweise sind diese Konflikte auch im vorliegenden Bebauungsplan erkennbar.
Es ist daher aus Sicht der Gemeinde nicht gewlnscht, dass diese wertvollen gewerblichen
Flachen fir gewerbeuntypische Nutzungen zugénglich sein sollen. Aufgrund der hohen
Umsatze beziehungsweise Gewinnmargen sind aber gerade Vergnlgungsstitten wie
Spielhallen in der Lage, hohere als die fiur Gewerbe typischen Bodenpreise zu finanzieren, so
dass diese durchaus auch in den Gebieten untergebracht werden kénnen, in denen der
Verordnungsgeber der BauNVO sie als regelzulassig betrachtet (insbesondere Kerngebiete).

Wenn aus dem weit reichenden Spektrum der in Gewerbegebieten zulassigen gewerblichen
Nutzungen lediglich eine Nutzungsart ausgeschlossen wird, hat dies nicht etwa zur Folge, dass
damit eine der Leitfunktionen dieser Gebietsarten wesentlich beeintrachtigt wird. Im Gegenteil
fuhrt der Ausschluss solcher Gewerbebetriebe, die gerade nicht (ausschlieRlich) dem
produzierenden und artverwandten Gewerbe zuzuordnen sind, sogar dazu, dass das
betreffende Baugebiet diesen Leitnutzungen umso mehr und besser zur Verfiigung stehen kann.

Die Grundziige der mit dem Ursprungsplan verfolgten Planung werden durch den Ausschluss
dieser Betriebe mithin nicht (negativ) tangiert, sondern vielmehr sogar bekraftigt und konsequent
fortgefihrt. Aus den an die Verwaltung gerichteten Anfragen zur Ansiedlung von
Vergniigungsstatten in Recklinghausen lasst sich erkennen, dass derzeit offensichtlich
insbesondere ein Bedarf fur eine bestimmte Art von Vergnigungsstitte, namlich einer
Festraumvermietung zum Beispiel fur groRe Familienfeiern oder auch Tanzveranstaltungen,
besteht. Diese Nutzungen sind auf einen Uberértlichen Personenkreis zugeschnitten und
verfigen Uber eine Kapazitdt von mehreren hundert Géasten, die aufgrund der Lage des
Plangebietes Uberwiegend mit Personenkraftwagen anreisen wirden. Der durch diese Nutzung
verursachte Larm, der sich insbesondere zur besonders geschitzten Nachtzeit entwickelt, lasst
aus Sicht der Gemeinde nachbarschaftliche Konflikte erwarten, die bereits im Planungsstadium
ausgeschlossen werden sollen. Der Ausschluss stellt damit faktisch eine zweite
Absicherungsebene gegen die Ansiedlung solcher Veranstaltungshallen im Gewerbegebiet dar,
weil diese prognostisch auch die festgesetzten Emissionskontingente nicht einhalten kénnten
und somit bereits aufgrund der von ihnen ausgehenden Emissionen unzuléssig waren. Da diese
Betriebe lediglich eine Unterart der Vergnigungsstétten darstellen, soll im Rahmen des neuen
Bebauungsplanes ein genereller Ausschluss dieser stadtebaulichen Nutzungskategorie
erfolgen. Dies entspricht auch wie in Kapitel 2.7 beschrieben den Empfehlungen des durch den
Rat der Stadt Recklinghausen beschlossenem Vergnigungsstattenkonzeptes. In der
Bestandsanalyse werden die Gewerbegebiete im Gewerbepark Ortloh als hochwertige
Gewerbestandorte eingestuft, wo laut dem Konzept Vergnigungsstatten generell
ausgeschlossen werden sollten. Der Bebauungsplan folgt wie beschrieben diesen
Empfehlungen.

Der vorstehenden Wertung steht nicht entgegen, dass mit dem Ausschluss den
Eigentumer*innen der im Plangebiet gelegenen Grundstiicke eine wirtschaftlich eintragliche
Nutzungsart genommen wird. Dies andert namlich nichts daran, dass solche Betriebe nur einen
Einzelfall der in Gewerbegebieten zulassigen Nutzungsarten ausmachen und das breite
Spektrum zulassiger Nutzungen im Ubrigen weiterhin in dem zuvor gegebenen Umfang erhalten
bleibt. Unter stadtebaulichen Gesichtspunkten, auf die es fir die Beurteilung des mit dem
Bebauungsplan verfolgten Plankonzepts alleine ankommt, ist der hier vorgenommene
Ausschluss von positivem Gewicht. Die gemeindliche Bauleitplanung hat die Grundziige ihrer
stadtebaulichen Planungen demgegeniber nicht daran auszurichten, den betroffenen
Grundeigentimer*innen die - aus ihrer Sicht - lukrativste Verwertungsmoglichkeit des
Grundeigentums ungeschmalert zu erhalten (vergleiche Oberverwaltungsgericht NRW vom 07.
Mai 2007 (7 D 64/06.NE). Im vorliegenden Fall ist die Stadt Recklinghausen beinahe
vollstandige Eigentiimerin der noch nicht bebauten Grundstiicke, so dass im Hinblick auf die
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Verhinderung der Ansiedlung von Vergntigungsstatten neben der neu geschaffenen planungs-
rechtlichen Festsetzung auch eine privatrechtliche Regelungsmaglichkeit besteht.

In Industriegebieten sind Vergnugungsstatten bereits nach 8 9 BauNVO nicht zulassig. Daher
sind auch in den festgesetzten Industriegebieten Vergniigungsstatten generell ausgeschlossen.

5.1.9 Ausschluss Bordelle/ bordellartige Betriebe

Bordelle beziehungsweise bordellartige Betriebe stehen in untrennbarem Zusammenhang mit
der stadtebaulichen Ordnung, insbesondere mit der durch die Festsetzungen des
Bebauungsplanes vorgegebenen geordneten stadtebaulichen Entwicklung im Sinne von § 1
Absatz 3 BauGB. Die Flachen innerhalb des Plangebietes sollen wie im Kapitel 1.1 (Anlass und
Erfordernis der Planung) beschrieben aber vorwiegend der Ansiedlung von anderen
Gewerbebetrieben sowie allgemeinen Dienstleistungsbetrieben dienen.

Bislang befinden sich im Plangebiet keine Bordelle oder bordellartigen Betriebe. Gleichwonhl ist
es erforderlich zur Umsetzung der Planungsziele im Bebauungsplan Festsetzungen zur
Steuerung vorzunehmen, um negative stadtebauliche Auswirkungen auf die Baugebiete und die
nahere Umgebung wie zum Beispiel Trading-Down-Effekte zu vermeiden. Eine Entwicklung der
beschriebenen Nutzungen ist an anderen Stellen im Gemeindegebiet weiterhin mdglich.

GemalR § 1 Absatz 5 und Absatz 9 BauNVO wird daher festgesetzt, dass in den Gewerbe- und
Industriegebieten Bordelle und bordellartige Betriebe als Gewerbebetriebe aller Art im Sinne von
§ 8 Absatz 2 Nr. 1 beziehungsweise 8 9 Absatz 2 Nr. 1 BauNVO nicht zul&ssig sind.

Durch diese Festsetzung wird eine Beeintrachtigung der sich aus der gewerblichen Nutzung
ergebenden stadtebaulichen Funktion des Gebietes, insbesondere durch eine stadtebaulich
nachteilige Haufung beziehungsweise der Inanspruchnahme von Gebauden, die einer anderen
gewerblichen Nutzung zugefihrt werden kdnnen, vermieden.

5.2 Mal der baulichen Nutzung
Die Steuerung des Mal3es der Nutzung erfolgt in den Gewerbe- und Industriegebieten Uber die
Festsetzung von Grundflachenzahlen und Festsetzungen zur Hohe baulicher Anlagen.

5.2.1 Grundflachenzanhl

Die zulassige Grundflachenzahl (GRZ) wird in Anlehnung an die tblichen Ausnutzungsziffern
in den Gewerbe- und Industriegebieten auf 0,8 festgesetzt. Die vorhandene Bebauung in den
Gewerbe- und Industriegebieten stellt neben den Hauptgebduden im Wesentlichen die
Stellplatzflachen und Zufahrten dar, wobei in den Randzonen der Baugrundstiicke regelméaRig
Flachen unversiegelt bleiben. Die Grundflachenzahlen entsprechen damit den maximalen
Orientierungswerten gemafl § 17 BauNVO fur Gewerbe- und Industriegebiete. Eine
weitergehende Uberschreitung der festgesetzten Grundflachenzahl durch die Grundflachen der
unter 8 19 Absatz 4 BauNVO aufgefiihrten Anlagen ist nicht zulassig.

Es liegen keine ausreichenden stadtebaulichen Begrindungen vor, das Hoéchstmald im
vorliegenden Fall einzuschréanken oder zu Uberschreiten. Unter Berlcksichtigung des baulichen
Bestandes innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete und der Erfordernisse der
gewerblichen Wirtschaft im Sinne des § 1 Absatz 6 Nr. 8a BauGB wird so eine gro3tmaogliche
Ausnutzung der Grundstiicksflachen ermdglicht und damit auch zum Erhalt, zur Sicherung
sowie Schaffung von Arbeitspléatzen im Sinne von 8§ 1 Absatz 6 Nr. 8c BauGB beigetragen.
Darliber hinaus werden auch erheblich nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt verhindert.
Durch eine hohe bauliche Ausnutzung werden keine weiteren, noch unbebauten Freiflachen
benétigt, wodurch die Planung dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden
entspricht und einer weiteren Zersiedlung der Landschaft entgegengewirkt wird. Gleichzeitig
verbleiben Freiflachen auf den Baugrundstiicken, die zum Beispiel fur die verpflichtende
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Pflanzung von Baumen innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete gemaR der textlichen
Festsetzungen Nr. 1.6.3 und 1.6.4 genutzt werden kdnnen. Weiterhin dienen die (begriinten)
Freiflachen der Minderung von Hitzeereignissen und tragen zur besseren Durchliftung der
Baugebiete bei.

5.2.2 Ho6he baulicher Anlagen

Mit der Festsetzung der maximalen Hoéhe baulicher Anlagen soll insbesondere erreicht
werden, dass sich die Bebauung den vorhandenen und angrenzenden baulichen Strukturen
anpasst sowie negative Auswirkungen auf das vorhandene Orts- und Landschaftsbild durch
nicht mafstédbliche Baukdrper vermieden werden. Die Festsetzung einer Anzahl von
Vollgeschossen allein ist in Gewerbe- und Industriegebieten nicht geeignet das Mal3 der
baulichen Nutzung in der H6he eindeutig zu bestimmen. Nur in Baugebieten, in denen fast
ausschlie3lich Geb&aude mit ,ublichen* Geschosshéhen zu erwarten sind (zum Beispiel
Wohngebieten), kann die Hohenentwicklung tGber die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse
zuverlassig gesteuert werden. Auch die Festsetzung einer Baumassenzahl ist nicht geeignet,
da sie ebenfalls eine Bebauung in der Hohe nicht eindeutig bestimmt.

Die festgesetzten maximal zulassigen Hohen der baulichen Anlagen sind an den vorhandenen
Gebaudehthen der gewerblichen Betriebe orientiert. Gleichzeitig bieten sie fir die
bestehenden wie auch neue Betriebe ausreichend Entwicklungsmdglichkeiten in der Hohe.

Der obere Bezugspunkt fiir die maximal zulassige Hohe baulicher Anlagen ist fir die jeweiligen
Gewerbegebiete in Meter Uber Normalhéhennull (m. NHN) festgesetzt. Der untere
Bezugspunkt fir die festgesetzte Hohe baulicher Anlagen ist Normalhéhennull (NHN).

Die Hohe baulicher Anlagen definiert sich Uber die Oberkante einer baulichen Anlage. Bei
Flachdachern gilt als Oberkante der oberste Abschluss des Daches (Oberkante Attika). Als
Oberkante bei Satteldachern gilt der oberste Schnittpunkt der gegenlaufigen Dachflachen
(First).

Je nach Lage im Bebauungsplan sind hierbei die Hohen unterschiedlich. So wird in zwei
Gewerbegebieten eine maximale Hohe von etwa 15 Metern gegeniiber der momentanen
Gelandehdhe zugelassen, wobei geringe Abweichungen nach oben und nach unten méglich
sind, da sich die Geldndehthe nicht hohengleich, auch nicht auf den jeweiligen
Baugrundstiicken, darstellt. Dies betrifft die Gewerbegebiete B1 und B2 sowie die
Industriegebiete A4, A5 und A6. GroR3ere Gebaudehdhen wurden hier nicht festgesetzt, um
insbesondere einen abrupten stadtlandschaftlichen Ubergang zwischen den bebauten
Bereichen des Plangebietes zu den unbebauten, landlich gepragten Freibereichen sowie
ostlich der Rollinghauser Strale zu vermeiden. Durch die Baumpflanzungen 0stlich der
Rollinghduser Stral3e, die die gewerbliche Bebauung gréf3tenteils verdecken, gelingt dieser
Ubergang harmonisch. Dariiber hinaus wirde sich eine festgesetzte hohere Bebauung im
Eingangsbereich in den Gewerbepark Ortloh an der Schmalkalder StralRe auf die Gestaltung
der offentlichen StralRenraume durch Griin- beziehungsweise bepflanzte Flachen negativ
auswirken, da durch eine hdhere Bebauung Uber die gewahlten Festsetzungen hinaus
Grinstrukturen in den Hintergrund riicken und dem Ziel eines parkartigen Gewerbestandortes
so entgegenwirkt wird. Auch dient die Hohenbegrenzung der besseren Durchliftung des
Plangebietes sowie seiner ndheren Umgebung. So kdnnen insbesondere die Luftschadstoffe
der angrenzenden Schmalkalder Strale und Rdllinghdauser StralBe sowie der
Erschlieungsstraen besser verteilt werden, was bei grof3eren Hohen baulicher Anlagen in
Verbindung mit den im Plangebiet grof3zligig vorhandenen Uberbaubaren Grundstiicksflachen
beeintrachtigt werden kann und insbesondere in der Nahe des Plangebietes befindliche
Wohnnutzungen betreffen wirde.

Abweichend hiervon ist in den Industriegebieten Al, A2 und A3 eine durchschnittliche
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maximale Hohe baulicher Anlagen zwischen etwa 19 und 23 Metern gegeniuber der
momentanen Gelandehohe festgesetzt. Die Schwankungen resultieren aus dem nicht
gleichem Geléndeniveau in diesen Baugebieten, wobei das Gefélle in Richtung Nordosten
ansteigt. Diese Gebiete befinden sich inmitten des gewerblich geprégten Bereiches und sind
tiefer gelegen als die sich ostlich anschlielenden Baugebiete. Die festgesetzte maximale
Hoéhe fur bauliche Anlagen von 87 Metern tGber Normalhdhenull ist héhengleichgleich zu den
sich o6stlich befindlichen Industrie- und Gewerbegebieten, um insbesondere den dstlich von
der Rollinghauser StrafRe befindlichen Freiraum aus landschaftsgestalterischer Sicht nicht
unzulassig zu beeintrachtigen. Da es in diesem Bereich nicht mehr um den Eingangsbereich
des Gewerbeparkes Ortloh an der Schmalkalder handelt, sind hier zudem auch gréRRere
Hohen vertretbar. Dadurch werden zudem die industriellen Baugebiete besser wirtschaftlich
ausnutzbar, was insbesondere fir industrietypische Gewerbebetriebe von hoher Bedeutung
ist. Gleichzeitig ist durch die H6hnbegrenzung weiterhin eine angemessene Durchliftung
dieses Bereiches sichergestellt.

Als weitere Abweichung wird in den Gewerbegebieten B3 — B6 eine durchschnittliche Hohe
von 13 Meter Uber dem vorhandenen Gelandeniveau festgesetzt. Dies dient einerseits dazu,
Verkehrslarmreflexionen der Bundesautobahn 2, die auf die sich sidlich der Autobahn
befindliche Wohnbebauung einwirken, zu begrenzen. Dies geschieht insbesondere vor dem
Hintergrund, dass der Verkehrslarm der Bundesautobahn 2 bereits ohne Larmreflexionen sehr
hoch ist (vergleiche Kapitel 5.10.3). Weiterhin wird so vermieden, dass sehr grolie
Werbeanlagen, wie sie im dstlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 280 — Sondergebiet
Schmalkalder Straf3e — entstanden sind, errichtet werden kénnen, die in der Lage sind, zum
Beispiel durch Lichtemissionen die sich sddlich der Bundesautobahn 2 befindliche
Wohnbebauung zu beeintrachtigen. Als weiterer Grund ist die bessere Durchliftung zu
nennen, um insbesondere die durch die Bundesautobahn 2 entstehenden Schadstoffe besser
verteilen zu konnen, was durch eine niedrigere Bebauung gelingt. Durch die niedrige
Bebauung ist es zudem maéglich, von der Schmalkalder Straf3e sowie von der Kénig-Ludwig-
Trasse die bewaldete Flache im sudwestlichen Teil des Plangebietes besser wahrzunehmen,
was der Unterstlitzung des Zieles des Gewerbeparkes Ortloh dient, den 6ffentlichen Raum
vor allem durch Grinstrukturen zu gestalten. Eine noch geringere Hohe der gewerblichen
baulichen Anlagen in diesem Bereich wurde nicht gewahlt, um die gewerblichen Betriebe nicht
Ubermafig in ihrer Entwicklung und ihrem Betrieb einzuschranken.

Nach § 16 Absatz 6 BauNVO besteht die Mdglichkeit, nach Art und Umfang bestimmte
Ausnahmen von dem festgesetzten Mall der baulichen Nutzung vorzusehen. Fir
untergeordnete  Gebaudeteile, Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie,
fernmeldetechnische Nebenanlagen, technische Betriebseinrichtungen und Nebenanlagen zur
Aufrechterhaltung der zulassigen Nutzung wie Schornsteine, Be- und Entliftungsanlagen,
Aufzugsschéchte sowie Technikzentralen soll von dieser Moéglichkeit Gebrauch gemacht
werden, um unter anderem der Baugenehmigungsbehdérde im Einzelfall einen entsprechenden
Ermessensspielraum einzurdumen. Denn regelmalig ergibt sich aus der Funktion der
vorgenannten Gebaudeteile und Anlagen das Erfordernis einer Uberschreitung der zulassigen
maximalen Hohe des Hauptbaukdrpers. Unter Wirdigung der Héhe vorhandener baulicher
Anlagen und der damit verbundenen planerischen Absicht, nachteilige Auswirkungen
insbesondere auf das Orts- und Landschaftsbild durch die Errichtung neuer baulicher Anlagen
auf ein zumutbares MaR zu beschranken, wird die zulassige Uberschreitung auf maximal 5 m
begrenzt. Diese baulichen Anlagen missen zudem einen Abstand von mindestens der Hohe
des untergeordneten Gebaudeteils zur Auflenkante der Auflenwand einhalten, um die
Sichtbarkeit dieser Anlagen zu verringern und optisch die Gesamth6éhe der Bebauung zu
reduzieren.
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5.3 Bauweise

Da es sich innerhalb der gewerblichen und industriellen Bauflachen im Plangebiet um
gewerbliche Baukoérper handelt, wird auf die Festsetzung einer Bauweise in den Gewerbe-
und Industriegebieten verzichtet. Die bauliche Entwicklung ist einerseits teilweise
abgeschlossen, andererseits auch durch die Festsetzungen zum Mal3 der Nutzung und zur
Uberbaubaren Grundstiicksflache ausreichend reguliert. Festsetzungen zur Bauweise wirden
so die private Baufreiheit und den Gestaltungsspielraum der Betriebe unnétig einschranken.

5.4 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden durch Baugrenzen definiert, um private
Realisierungsvorstellungen auf den jeweiligen Grundsticken nicht unndétig einzuengen.
Vorrangige stadtebauliche Griinde fir restriktivere Festsetzungen — zum Beispiel mithilfe von
Baulinien — liegen nicht vor.

Uberbaubare Grundstiicksflachen innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete sind
grol3ziigig bemessen und bieten unter Beriicksichtigung der festgesetzten Grundflachenzahl (in
den Gewerbe- und Industriegebieten die nach § 17 Absatz 1 BauNVO mdglichen maximalen
Orientierungswerte von 0,8) und den Abstandsflachenregelungen des Bauordnungsrechtes
vielfaltige Entwicklungsmdglichkeiten. Dabei kbnnen Nebenanlagen gemal § 14 BauNVO und
bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflachen zulassig sind oder
zugelassen werden kénnen (siehe § 23 Absatz 5 BauNVO), auch auf3erhalb der Giberbaubaren
Grundstlcksflache zugelassen werden. Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen tberdecken
hierbei fast die gesamten gewerblichen und industriellen Bauflachen. Sie werden lediglich
begrenzt durch ein Abricken von anderen, an die Gewerbe- und Industriegebiete
angrenzenden Nutzungen, um insbesondere eine hohe betriebliche Flexibilitat der
Gewerbebetriebe auch in Bezug auf Erweiterungen und Betriebsveranderungen zu
gewabhrleisten

Alle Uberbaubaren Grundsticksflachen der Gewerbe- und Industriegebiete halten hierbei zu
den AulBenkanten der Baugebiete, die an die Plangebietsgrenzen oder grol3ere begriinte
Bereiche grenzen, einen Abstand von im Minimum 5 Metern ein. Diese Bereiche dienen dazu,
einen landschaftlich angemessenen Ubergang zu schaffen und eine optische Beeintrachtigung
des Landschaftsbildes zu verhindern. Auch der Erholungswert der Landschaft wird so erhalten
und die Funktionen angrenzender Nutzungen nicht beeintrachtigt.

Die Industriegebiete A3 und A6 sowie die Gewerbegebiete B1, B2 und B3 riicken hingegen mit
den Uberbaubaren Grundstiicksflachen von der Schmalkalder StralBe um 15 Meter ab. Dort
befinden sich Flachen zum Anpflanzen fir Baume, Strducher und sonstige Bepflanzungen
sowie begrinte Mulden. Eine Bebauung mit Hauptnutzungen in diesem Bereich wirde die
Umsetzung der Festsetzung stark beeintrachtigen und das Ziel, die Gestaltung des 6ffentlichen
Raumes der Schmalkalder Stral3e entsprechend des stadtebaulichen Konzeptes (vergleiche
Kapitel 4) konterkarieren. Abweichend hiervon riicken in Teilen des Gewerbegebietes B1 die
Baugrenzen lediglich um 13 Meter ab, um den Eingangsbereich entsprechend des
stadtebaulichen Konzeptes zu betonen (vergleiche Kapitel 4).

Zu anderen Verkehrsflachen wird im Minimum ein Abstand von 5 Metern eingehalten, wobei
hier je nach lokaler Gegebenheit die Werte teilweise noch héher sind. So entsteht eine
Vorgartenzone auf den Baugrundstiicken, wodurch entsprechend der Zielsetzung des
stadtebaulichen Konzeptes die Attraktivitt insbesondere der 6ffentlichen Raume erhdht und
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die Adresshildung des Gewerbeparks gestéarkt wird. Dies wird in einigen Bereichen verstarkt
durch die Festsetzung von Stral3enbegleitgriin sowie Mulden. Die gewerbliche Bebauung
selbst rickt so wie in Kapitel 4 (stadtebauliches Konzept) beschrieben gegeniber dem
offentlichen Raum in den Hintergrund, ist aber weiterhin aufgrund ihrer Héhe und Grél3e sowie
der Eingangsbereiche gut sichtbar, wodurch der Eindruck eines Gewerbeparkes mit vielen
Griinelementen verstarkt wird.

An zwei Kreuzungssituationen an der Schmalkalder Stral3e riicken die Baugrenzen teilweise
direkt an die offentlichen Verkehrsflachen an. Dies geschieht ab einer Tiefe von 15 Metern von
der StraRenbegrenzungslinie der Schmalkalder StralRe gemessen. Diese Verkehrsflachen
nehmen nur noch unwesentlich an der Gestaltung des 6ffentlichen Raumes teil und wirken in
der Ortlichkeit wie Einfahrtsbereiche zu gewerblichen Betrieben, wo regelmaRig Gebaude
direkt an den Einfahrtsbereich angrenzen. Es gibt daher hier keinen stéadtebaulichen Grund,
die Baugrenzen abrticken zu lassen.

Im Bereich der Gewerbegebiete B5 und B6 liegt im Vergleich zu den anderen Gewerbe- und
Industriegebieten eine Sondersituation vor. So riicken die Baugrenzen hier aufgrund der
Anbauverbotszone der Bundesautobahn 2 um 40 Meter vom Fahrbahnrand von dieser ab.
Weiterhin hat das Baufenster an seiner stidlichsten Stelle nur eine Breite von etwa 59 Metern,
wobei theoretisch auch eine gré3ere Breite moglich ware. Darauf wurde aber verzichtet, um
die maximal moglichen Schallreflexionen des Verkehrslarmes der Bundesautobahn 2 nicht
unnodtig zu erhdhen (vergleiche Kapitel 5.10.3). Da dort weiterhin groRziigig bemessenen
uberbaubaren Grundsticksflachen verbleiben, die eine wirtschaftliche Ausnutzung der
gewerblichen  Flache ermdglichen, ist eine Reduzierung der Uberbaubaren
Grundstlicksflachen vor diesem Hintergrund hinnehmbar. Die nicht Uberbaubaren
Grundstucksflachen kdnnen beispielsweise mit untergeordneten Nebenanlagen bespielt oder
zur Pflanzung von Baumen aufgrund der textlichen Festsetzungen Nr. 1.6.3 und 1.6.4
(vergleiche Kapitel 5.7.3) verwendet werden.

5.5 ErschlieBung
Im Folgenden wird zum einen auf die &uf3ere ErschlieRung des Plangebietes und zum anderen
auf die innere ErschlieBung und die hierflr zugehdrigen Festsetzungen eingegangen.

5.5.1 Individualverkehr

Als einer der Grinde fur die Auswahl des Standortes fir die Entwicklung von Gewerbe- und
Industriegebieten im Rahmen des urspriinglichen Planverfahrens ist die gute Anbindung an
das Uberortliche Verkehrsnetz zu nennen. Im Rahmen der Realisierung des Gewerbeparks ist
zur Jahrtausendwende die Anschlussstelle Recklinghausen Ost an der Bundesautobahn 2
angelegt worden, die Uber die ebenfalls neu gebaute Réllinghduser Stral3e an die Schmalkalder
StraBe im Siden und Sybilla-Merian-StraRe im Norden angeschlossen ist. Uber die
BlitzkuhlenstralRe und die Alte Grenzstral3e werden auch die Anbindungen der Gewerbe- und
Industriegebiete an die Innenstadt Recklinghausens sichergestellt. Die in Nord-Siid-Richtung
verlaufende OrtlohstraRe verbindet das Plangebiet insbesondere mit den sich sudlich der
Bundesautobahn 2 befindlichen Wohngebieten. Die Ortlohstral3e ist nicht durchgangig,
sondern an der Uberfiihrung iiber die Hamm-Osterfelder-Bahnstrecke fur die Durchfahrt fiir
den motorisierten Individualverkehr gesperrt.

Bei Ausschopfung aller Gewerbegebiete im Plangebiet sowie bei VergroRerung der
Verkaufsflache von 5.000 Quadratmeter im angrenzenden rechtskraftigen Bebauungsplan Nr.
280 — Sondergebiet Schmalkalder Strafe — ist eine unterschiedliche Verkehrszunahme
beziehungsweise prozentuale Steigerung der Verkehrsmengen auf den Stral3en im Plangebiet
sowie in der ndheren Umgebung zu erwarten. Ein Vergleich zwischen den Ist-Werten und den
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prognostizierten Werten zeigt Steigerungsraten von 0 bis 23 % an. Die Steigerungen sind
insbesondere auch abhangig von der prozentualen Verteilung des Quell- und Zielverkehrs.
Hierbei kommt es auf der Blitzkuhlenstral3e zu einer Verkehrszunahme je nach Abschnitt von
5 bis 12 Prozent, auf der alten Grenzstral3e von 0 bis 23 Prozent, auf der L628 von 0 bis 11
Prozent, auf der L889 von 3 bis 20 Prozent, auf der Schmalkalder StraflRe von 5 bis 8 Prozent
und auf dem Teil der OrtlohstralRe, der in die Schmalkalder StraRe mundet, von 12 Prozent.
Fur alle Ubrigen, sich im Plangebiet oder in der unmittelbaren Umgebung vorhandenen
StraBen sind keine oder keine nennenswerten Verkehrszunahmen aufgrund der
Bebauungsplane Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 1 Nord und Teilplan 2 Sid sowie
des Bebauungsplanes Nr. 280 — Sondergebiet Schmalkalder Straf3e — zu erwarten.
Insgesamt befinden sich im Plangebiet sowie im n&heren Umfeld Stral3en, die (bis auf die
Henrichenburger Strale und die OrtlohstraBe) einen hohen Ausbauzustand mit teilweise
komfortablen Querschnitten aufweisen. Aufgrund der vorhandenen StraRenabschnitten und
dem weitestgehend hohen Ausbauzustand der Straf3en im Plangebiet und dessen Umfeld,
kénnen keine Kapazitdtsengpasse abgeleitet werden.

StralRenverkehrsflachen/ verkehrsberuhigte Bereiche

Die zur ErschlielBung der Gewerbe- und Industriegebiete hergestellten Verkehrsflachen werden
entsprechend der vorhandenen Dimensionierung sowie Nutzung als Stral3enverkehrsflachen
festgesetzt. Diese sind zur Abwicklung der anfallenden Verkehre auch in der Zukunft
ausreichend dimensioniert und dienen zudem der ErschlieBung der im Plangebiet
vorhandenen sowie zuklnftigen Gewerbebetriebe. Im Vergleich zu den Festsetzungen der
Verkehrsflachen im vorherigen Bebauungsplan Nr. 185 — Teilplan 1 — Gewerbepark Ortloh —
wurde an einer Stelle teilweise festgesetzte Verkehrsflachen reduziert, um zusatzliche Flachen
fur Gewerbebetriebe zu schaffen. Es handelt sich hierbei um eine Flache sudlich der
Schmalkalder Strae Nr. 13 im 6stlichen Bereich der Einmundung, die bislang nicht als
Verkehrsflache ausgebaut ist und auch zukuinftig nicht fir zum Beispiel eventuell erforderliche
Verbreitungen genutzt werden muissen. Auf eine gliedernde Festsetzung innerhalb der
Verkehrsflachen wird verzichtet, so dass bei zuklnftigen Umbauten die technischen
Erfordernisse  frei  bericksichtigt werden kbnnen. Auch eventuell zuséatzliche
Ausstattungselemente in Form von Hinweistafeln/Werbeanlagen kénnen in Abstimmung mit
dem Stral3enbaulasttrager bedarfsgerecht untergebracht werden.

Temporares Geh-, Fahr- und Leitungsrecht

Zur ErschlieBung des Flurstiicks Gemarkung Recklinghausen, Flur 446, Flurstiick 73 wird dem
Nutzer ein temporéares Geh-, Fahr- und Leitungsrecht eingeraumt, womit das Flurstiick Gber die
OrtlohstralRe erschlossen werden kann. Die Breite von sechs Metern erméglicht eine gewisse
Flexibilitat in Bezug auf die genaue Auswahl einer ErschlieBungsflache. Die Flache befindet
sich in einem Bereich, worliber das Flurstiick schon in der Vergangenheit von der OrtlohstralRe
aus erreicht worden konnte. Das temporare Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gilt nur solange die
aktuell ausgelibte Nutzung (Landwirtschaft) ausgetbt wird. Wird die geplante Nutzung als
Industriegebiet hingegen in Anspruch genommen, entfallt dieses Recht. Dann ist es
vorgesehen, das Flurstick im Zusammenhang mit den umgebenen Baugrundstiicken zu
nutzen, um die Ausnutzbarkeit der knappen Flachen durch die Schaffung von besseren
Grundstuckszuschnitten zu verbessern. Die umgebenen Baugrundstiicke verfugen allesamt
Uber einer Erschlieung entweder an die OrtlohstraRe oder an die Schmalkalder Stral3e.

5.5.2 Ruhender Verkehr
Der durch die Gewerbe- und Industriebetriebe hervorgerufene Stellplatzbedarf wird im
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Plangebiet im Wesentlichen auf den Baugrundstiicken gedeckt. Offentliche Parkplatze
befinden sich nur innerhalb der kleinen, als Sackgasse ausgebauten Erschlielungsstralie zur
Schmalkalder Straf3e im stdlichen Teil des Plangebietes. Diese sind dort regelmafiig auch
zum Parken von LKW geeignet. Sie finden sich als Teil der jeweiligen Stral3en innerhalb der
festgesetzten StraRenverkehrsflachen wieder.

5.5.3 Lieferverkehr

Die Anlieferung der Betriebe in den Gewerbe- und Industriegebieten im Plangebiet erfolgt tiber
die bestehenden ErschlieBungsstral3en Schmalkalder Stral3e sowie der Ortlohstral3e. Diese
sind ausreichend auch fur LKW ausgebaut und in der Lage, die in den Gewerbe- und
Industriegebieten anfallenden Lieferverkehre aufzunehmen. Die Stral3en befinden sich im
Zentrum der Gewerbe- und Industriegebiete, wodurch der ErschlieRungsaufwand minimiert
wird. Auch wird so der Lieferverkehr so weit entfernt wie mdglich von den Réandern der
Gewerbe- und Industriegebiete gelenkt, wodurch die vorhandenen und zukinftigen Betriebe
eine bauliche Barriere gegeniiber den um das Plangebiet befindlichen Wohnnutzungen bilden.
Hierdurch werden unter anderem Larmimmissionen verringert.

5.5.4 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Im Plangebiet wird an mehreren Bereichen festgesetzt, dass Ein- und Ausfahrten zu
StralRenverkehrsflachen nicht zulassig sind. Diese Bereiche befinden sich an der
Plangebietsgrenze an der Rollinghauser StralRe (L 889), der Ortlohstralle sowie an der
Schmalkalder Stral3e. Hauptsachliche Griinde hierflr liegen in der Sicherstellung eines
moglichst konfliktfreien Verkehrsflusses und der Sicherstellung des flielRenden Verkehrs. Dies
geschieht insbesondere vor dem Hintergrund, dass es sich bei der Réllinghauser Stral3e um
eine regional bedeutsame LandesstralBe handelt, die in den betreffenden Abschnitten
regelmafig Geschwindigkeiten von 70 Kilometern pro Stunde erlaubt. Anschliisse an die
Rollinghduser Stral3e sind zur Sicherstellung eines konfliktfreien Verkehrsflusses daher auf ein
Minimum zu reduzieren, im vorliegenden Fall einzig durch den Kreuzungspunkt der
Rollinghauser StralRe mit der Schmalkalder StraRe. Ahnlich verhélt es sich bei der Schmalkalder
StralRe sowie dem sich sudlich der Schmalkalder Stral3e befindlichen Teiles der Ortlohstral3e.
Hier wirden weitere Anschliisse an die Verkehrsflachen zu zusatzlichen Konflikten auf den
Verkehrsflachen fihren. Im Bereich der Ortlohstrale, die sich nordlich der Schmalkalder StralRe
befindet, liegt eine gesetzlich geschitzte Allee vor, die durch weitere Anschlisse in ihrem
Bestand gefahrdet wirde. Daher wurde dort lediglich eine Flache belassen, wo Ein- und
Ausfahrten zu den angrenzenden Grundstuicken moglich sind. Dort befindet sich bereits heute
ein entsprechender Anschluss.

5.5.5 Offentlicher Personennahverkehr

Es befinden sich drei Bushaltestellen in der Nahe des Plangebietes. Sudwestlich des
Plangebietes befindet sich die Haltestelle ,Philipp-Reis-StraRe“, die sich auf der
Schmalkalder Stral3e befindet. Siddstlich knapp aufRerhalb des Plangebietes befindet sich
die Haltestelle ,OrtlohstraBe Nr. 160" auf der gleichnamigen StralRe. Weiter im Siiden,
ebenfalls auf der OrtlohstraRe befindet sich aulerdem die Haltestelle ,LudgerusstralRe”.
An den drei Haltestellen verkehren die Buslinien 236 und 237. Die Linie 236 verkehrt
montags bis freitags hauptsachlich zwei Mal stiindlich. An den Wochenenden verkehrt
diese nur einmal stiindlich. Die Linie 237 verkehrt die ganze Woche jeweils einmal in der
Stunde. Es befindet sich eine weitere aus dem Plangebiet grundséatzlich erreichbare
Bushaltestelle nordlich des Plangebietes auf der Suderwichstralle, die ,Annastraf3e”. In
der gesamten Woche verkehrt dort halbstiindlich die Buslinie 233. Montags bis samstags
verkehrt dort zudem die Buslinie 213, ebenfalls halbstiindlich. In den Abendstunden
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verkehrt dort im stindlichen Takt die Buslinie 201. Diese wird an Wochenenden nachts
vom Nachtexpress NE1 abgel6st, welcher stiindlich Richtung (Recklinghausen HBF) fahrt.

Die néachsten Haltepunkte des Schienenverkehrs liegen in Recklinghausen am
Hauptbahnhof beziehungsweise am Bahnhof Recklinghausen Sid. Diese sind zum
Beispiel Giber das Busnetz erreichbar. Ein direkter Anschluss an den Schienenverkehr ist
mangels Lage an einem Bahnhof an einer Bahnlinie nicht méglich.

5.5.6 Ful3- und Radverkehr

Im Rahmen des Planvollzugs des Bebauungsplans Nr. 185 - Teilplan 1 - Gewerbepark Ortloh -
ist fur den Gewerbepark Ortloh auch ein gegliedertes Netz an Ful3- und Radwegen hergestellt
worden. Dieses dient einerseits der ErschlieBung der jeweiligen Baugebiete insbesondere im
Hinblick auf die ful3- und radlaufige Erreichbarkeit, andererseits auch der Naherholung. Zudem
erfillen die FufR- und Radwege auch eine wichtige Okologische Verbindungsfunktion fir
Biotope, da sie fast durchgehend von begrinten Flachen umgeben sind, selbst wenn sie
innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete verlaufen.

Hinzu kommt eine lberregionale Ful3- und Radwegeverbindung, die Kénig-Ludwig-Radtrasse,
welche sich unmittelbar angrenzend an das Plangebiet befindet und Uber an das Plangebiet
angrenzende Ful3- und Radwege erreichbar ist. Die Trasse ist Teil eines Uberregionalen
Radroutennetzes, das bislang fehlende schnelle Wegeverbindungen zwischen mehreren
Stadten ermdglicht. Sie ist ebenfalls Teil einer vor allem fahrradbezogenen Nord-
Sldverbindung vom Rhein-Herne-Kanal in Herne bis Oer-Erkenschwick, die teilweise noch
nicht in Ganze realisiert ist. In Recklinghausen ist die Trasse fur Radfahrende die zentrale
Verbindung insbesondere zwischen der Emscher, den Stadtteilen Rdéllinghausen und Koénig-
Ludwig, den Stadtteilen Suderwich und Berghausen sowie den sich dazwischen befindlichen
gewerblich gepragten Bereichen Gewerbepark Ortloh und Kénig-Ludwig 1/2 Nord und 4/5 Sid.
Die FuB3- und Radwegeverbindungen innerhalb des Plangebietes sind dartiber hinaus wichtig
fur die Verbindung der noérdlichen, nordwestlichen und stdlichen gewerblich genutzten Teile
des Gewerbeparkes Ortloh. Die Reduzierung auf den Ful3- und Radverkehr unterbindet hierbei
gewerbliche Verkehre mit Kraftfahrzeugen zwischen den gewerblich genutzten Bereichen, die
die okologisch hochwertigen Grinstrukturen zwischen den gewerblichen Baugebieten unndtig
storen und zu einer erhOhten L&armbelastigung der sich in der Nahe befindlicher
Wohnnutzungen fuhren wirden.

Der Bebauungsplan setzt die Ful3- und Radwege heute in einem kleinen Teil als Verkehrsflache
besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung ,Ful3- und Radweg* fest. Dies betrifft
einen Teil der Ortlohstral3e, wobei andere Teile als StralRenverkehrsflachen festgesetzt werden.
Durch die lediglich abschnittsweise gemischte Nutzbarkeit der Verbindung durch
Kraftfahrzeuge und Ful3ganger beziehungsweise Radfahrende, findet nur ein geringer Verkehr
mit Kraftfahrzeugen auf diesen Abschnitten statt. Damit wird dort auch die Mdglichkeit zur
Naherholung sichergestellt und die Sicherheit von Ful3gdnger*innen und Radfahrerenden
verbessert. Die Ortlohstrale verfugt Uber eine Briicke Uber die Hamm-Osterfelder-Bahnstrecke,
die eine Ful3- und Radwegeverbindung von der Sybilla-Merian-Stral3e zur Schmalkalder Stral3e
sicherstellt. Diese Verbindung stellt auch in grof3erem rdumlichem Zusammenhang eine
Verbindung in Nord-Siid-Richtung dar und sorgt gleichzeitig daftrr, dass keine Schleichverkehre
durch das Wohngebiet gelangen. Daneben ermdglicht auch die Konig-Ludwig-Trasse die
Verbindung des ndrdlichen und sidlichen Teiles fur den Ful3- und Radverkehr, die sowohl die
Bahnstrecke als auch die Schmalkalder Strale sowie die Bundesautobahn 2 mit
Brickenbauwerken fast ebenerdig tberquert.

Auch die Alte Rollinghduser StralRe endet heute von Norden aus betrachtet mit einer Bricke
Uber die Bahnstrecke. Das Brickenbauwerk sowie ein kleiner nérdlich angrenzender Bereich

Stand: Satzungsbeschluss 35



werden allerdings nicht mehr als Verkehrsflaiche festgesetzt, da die Briicke mittelfristig
abgangig ist und nicht dauerhaft erhalten werden kann. Es fehlt zudem eine gesicherte Ful3-
und Radwegeverbindung stdlich der Briicke, die zum Beispiel an die Schmalkalder Stral3e
anschliel3t und die sich auch zukinftig nicht mehr aufgrund der fehlenden Flachenverfigbarkeit
herstellen Iasst. Als Lickenschluss ist aber vom stdlichen Ende der Stral3e eine Verbindung
unter der Rollinghduser Strafl3e (L889n) hindurch in den dstlich angrenzenden Landschaftsraum
hergestellt worden.

Auf den StralRenverkehrsflachen der Schmalkalder Straf3e und der Ortlohstral3e sind fur den
fuBlaufigen Verkehr entsprechende Birgersteige vorhanden. Der Radverkehr findet hier auch
auf den StraRenverkehrsflachen statt, eine separate Fihrung liegt in diesen Bereichen nicht
vor. Damit soll einerseits eine Lenkung des Radverkehres mdglichst auf die attraktiveren Ful3-
und Radwege erreicht werden, um Konflikte zwischen gewerblichem Verkehr und
Radfahrenden mdglichst zu reduzieren. Andererseits ist der gewerbliche Verkehr auf diesen
StraBen bereits nahezu ausschlie3lich auf den betrieblichen Verkehr der vorhandenen und
zuklnftigen Betriebe reduziert, da die StraRen keine Durchgansmaoglichkeit zu anderen Stral3en
fir Kraftfahrzeuge besitzen. Hierdurch wird eine ausreichend sichere Befahrbarkeit flr
Radfahrer ermdglicht und gleichzeitig die Erschlie3ung der gewerblichen Betriebe nachhaltig
gesichert.

5.6 Ver- und Entsorgung (Flachen und Anlagen)

Die Versorgung des Plangebietes mit Gas, Wasser, elektrischer Energie, Telekommunikation
sowie Fernwarme kann durch die zustéandigen Versorgungstrdger grundsatzlich sichergestellt
werden.

Bei der Entsorgung erfolgt die Entwasserung der Gewerbe- und Industriegebiete im qualifizierten
Trennsystem. Hierbei wird das anfallende unverschmutzte Regenwasser im Plangebiet tber
Mulden gesammelt, die sich teilweise inmitten von gewerblich genutzten Flachen oder entlang der
StralRenverkehrsflachen beziehungsweise innerhalb dieser Flachen befinden. Die Mulden sind
grof3tenteils miteinander verbunden und dienen durch ihren grof3en Retentionsraum auch vor
allem der Niederschlagsriickhaltung bei Starkregenereignissen, weswegen sie — wenn sie
nicht als Teil der StraRenverkehrsflachen festgesetzt werden - als Flachen fur die
Wasserwirtschaft mit der Zweckbestimmung ,Mulden* festgesetzt worden sind. Sie
kompensieren so zu grofRen Teilen den durch die verursachte Versiegelung der Betriebe
fehlenden Wassereintrag und verhindern regelmaRig eine Uberschwemmung der Baugebiete.
Innerhalb der Verkehrsflachen sind Kanalisationsleitungen vorhanden, in die Schmutzwéasser
und verunreinigtes Regenwasser eingeleitet wird. Dieses Entwasserungsprinzip ist auch
zukiinftig vorgesehen. Festsetzungen zur Sicherung dieser Anlagen sind aber nicht erforderlich,
um beispielsweise bei eventuell erforderlichen baulichen Verénderungen der Betriebe die
Nutzbarkeit der Grundstiicke nicht unnétig einzuschranken und insbesondere die flexible
Platzierung eventuell erforderlicher Mulden oder vergleichbarer Anlagen zu ermdglichen.

Weiterhin sind die bestehenden Gebaude teilweise mit Grindachern versehen, die eine
Ruckhaltung des Regenwassers ermdglichen und eine gedrosselte Ableitung in die Mulden
ermoglichen. Dadurch konnte die Gesamtgréf3e der Muldenfliche reduziert werden und den
Betrieben mehr Mdglichkeiten der Grundstiicksnutzbarkeit gegeben werden. Im
Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Siid — werden hierzu Grindacher
festgesetzt, um unter anderem diese positiven Effekte beizubehalten (siehe Punkt 5.7.3
,2arundacher®).

Die Abfallentsorgung wird durch die Betriebe individuell in Abstimmung mit dem zustandigen
Abfallbetrieben geregelt. Fir Abfalltonnen sind ausreichend Flachen auf den Grundstiicken
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selbst sowie im Falle der Abholung auch bei Bedarf im StraBenraum vorhanden. Die
StralRenverkehrsflachen sind ausreichend dimensioniert, dass insbesondere Miullfahrzeuge die
jeweiligen Grundstiicke erreichen und damit die Abfallentsorgung sicherstellen kénnen.

Fernleitungen
Das Plangebiet wird von einer Fernleitungstrasse durchzogen. Dabei handelt es sich um eine

Ferngasleitung (RG016000000) der Open Grid Europe. Die Leitung wird nachrichtlich
dargestellt und im erforderlichen Schutzabstand mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
zugunsten des Versorgungstragers belastet, um einen ordnungsgeméal3en Betrieb der
jeweiligen Leitung auch zukiinftig sicherzustellen. Die Gasfernleitung liegt innerhalb eines
Schutzstreifens von 10 Metern (5 Meter links und rechts der Leitungsachse), in dem aufgrund
technischer Vorschriften bestimmte Nutzungen und Tatigkeiten untersagt sind. Der
Schutzstreifenbereich muss aus sicherheits- und Uberwachungstechnischen Grinden von
Bebauungen oder sonstigen Einwirkungen, die den Bestand beziehungsweise den Betrieb der
Ferngasleitung beeintrachtigen oder gefahrden, freigehalten werden, wobei die Anlage von
nicht Gberdachten Stellplatzen beispielsweise regelméaRig zuldssig ist. Im Endausbau von
StraRen darf eine Rohrscheitel-Uberdeckung von 1,0 m zudem nicht unterschritten werden.
Baume, Hecken und tiefwurzelnde Straucher diurfen grundsatzlich nur aufRerhalb des
Schutzstreifenbereiches angepflanzt werden. Der Trassenverlauf der in Betrieb befindlichen
Ferngasleitung muss sichtfrei und begehbar bleiben. Bauliche Verdnderungen im
Schutzstreifen durfen nur mit der Zustimmung der Open Grid Europe vorgenommen werden.
Auch bei geplanten Bauarbeiten sowie Vorhaben aller Art im Bereich des Schutzstreifens ist
die Open Grid Europe entsprechend zu benachrichtigen.

Im Plangebiet des Bebauungsplanes befindet sich zudem ein Teil der stillgelegten
Ferngasleitung RG001020000. Sie befindet sich entlang der Kénig-Ludwig-Radtrasse an der
westlichen Plangebietsgrenze. Da diese Leitung jedoch keine Ver- und Entsorgungsfunktion
mehr aufweist und auch zukiinftig nicht mehr eine solche geplant ist, ist eine Sicherung sowie
Darstellung im Bebauungsplan nicht erforderlich. Sollte es zu baulichen Veranderungen in
diesem Bereich kommen, wird eine Kontaktaufnahme zu der Open Grid Europe GmbH
beziehungsweise ihrer Rechtsnachfolger empfohlen, um die Leitung nicht zu beeintréchtigen.

5.7 Grunflachen und Pflanzbindungen

Der Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — stellt Grinflachen sowie
Flachen fur Bepflanzungen in den Vordergrund, um insbesondere die &ffentlich
wahrnehmbaren Raume der StralRenverkehrsflachen sowie der Fu3- und Radwege innerhalb
und auRerhalb des Plangebietes, aber auch die Randbereiche im Ubergang zur freien
Landschaft attraktiv zu gestalten. Dartiber hinaus dienen diese Festsetzungen der Erhéhung
der 6kologischen Wertigkeit, mindern die durch Bebauung entstandenen Verluste an 6kologisch
hochwertigen Flachen sowie tragen wesentlich zur Vernetzung von Griinflachen bei. Weiterhin
dienen die Festsetzungen zur Umsetzung von Mal3nahmen zur Verringerung der klimatischen
Auswirkungen.

5.7.1 Offentliche Griinflachen

Im Bebauungsplan werden verschiedene Arten von Griunflachen festgesetzt, die
unterschiedliche Zweckbestimmungen erfillen.

Entlang der dstlichen und nérdlichen Plangebietsgrenze befinden sich mehrere 6ffentliche
Griunflachen, die mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage” festgesetzt werden. Westlich der
OrtlohstraBe befindet sich zudem eine mit der Zweckbestimmung ,Wegebegleitgrin®
festgesetzte offentliche Griinflache. Die Grunflachen dienen der dkologischen Aufwertung und

Stand: Satzungsbeschluss 37



Vernetzung sowie zum Teil der Gestaltung der Verkehrsraume in diesem Bereich und
unterstiitzen damit das Ziel, einen begrinten Gewerbepark zu schaffen. Auch dienen sie als
.gruner Puffer* zwischen den Gewerbe- und Industriegebieten und ihren angrenzenden
(Freiraum-) Nutzungen. Die Bereiche mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage” kénnen dabei
auch durch Elemente fiir die Offentlichkeit bespielt werden (wie zum Beispiel
Sitzgelegenheiten). Die Grunflache mit der Zweckbestimmung ,Wegebegleitgriin“ befindet sich
auf einer Bdschung zur Ortlohstral3e. Als bereits heute begriinter Bereich, der sich entlang der
Strale erstreckt, soll dieser so gestaltet werden, dass er die Verbindungs- und
Erholungsfunktionen der Ortlohstrae unterstitzt. Dies wird zum Beispiel durch den
Schattenwurf von Gehdlzen und das Attraktiveren durch Griinelemente unterstitzt.

5.7.2 Flachen fur Wald

Im Bebauungsplan befinden sich eine mit Forstpflanzen bewachsene Flache, die von dem
Landesbetrieb Wald und Holz NRW als Wald im Sinne des Gesetzes eingeschatzt wird. Sie
befinden sich am siidwestlichen Rand des Plangebietes. Diese Flachen bildet einen wirksamen
Grunpuffer zwischen den angrenzenden Gewerbegebieten und der angrenzenden Konig-
Ludwig-Radtrasse. Zudem steigert sie erheblich die Attraktivitdt der Trasse sowie der
angrenzenden Gewerbegebiete. Auch unterstitzt sie das Planungsziel, einen Gewerbepark mit
vielen 6kologisch hochwertigen Griunflachen zu schaffen. Aufgrund ihrer Bedeutung fur das
Plangebiet und zur Sicherung des bereits bewaldeten Bereiches, wird diese Flache daher als
Flachen fur Wald festgesetzt.

Waldrand

Bei der Durchfiihrung eines Vorhabens gemaf3 § 29 BauGB in unmittelbarer Néhe eines Waldes
ist ein gewisser Abstand zu diesem zu wahren. Dieses Waldabstandsgebot verfolgt zwei
Schutzziele. Zum einen soll der Wald durch tbergreifendes Feuer vor Waldbranden geschitzt
werden. Auf der anderen Seite sind die baulichen Anlagen und deren Nutzer*innen vor
Gefahren des Waldbrandes sowie vor umstiirzenden Baume zu schiitzen. Hierbei sind gemaf
§ 1 Absatz Nr. 1 BauGB insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevolkerung sowie nach Nr. 7 die
Belange der Forstwirtschaft zu beriicksichtigen. Damit die genannten Gefahren weitgehend
ausgeschlossen werden kdnnen, sollten Vorhaben folgende Sicherheitsabstdnde zum Wald
einhalten:

*» 30 Meter Abstand zu Geb&uden, die dem dauerhaften Aufenthalt von Menschen dienen (zum
Beispiel Wohngebaude, Biiros).

Baume 1. Ordnung, die typisch fur bewaldete Flachen sind, kénnen im Mittel zwischen 25 und
35 Meter hoch werden. Laut dem Landebetrieb Wald und Holz NRW ist regelmé&Rig ein Abstand
von 30 Metern ausreichend, um die oben beschriebenen Gefahren ausschlieRen zu konnen.

» 15 Meter Abstand zu Gebauden, die nicht dem dauerhaften Aufenthalt von Menschen dienen
(zum Beispiel Garagen, Lagerschuppen).

In diesen Bereichen geht es laut dem Landebetrieb Wald und Holz NRW insbesondere darum,
die Gefahr durch herabstiirzende Aste zu minimieren, weswegen hier ein Abstand von 15
Metern ausreichend ist.

Sind die bewaldeten Flachen im Plangebiet entsprechend der Abstande von nachstgelegenen
Baugebieten (hier Gewerbegebiete) entfernt, sind gesonderte Festsetzungen fur die
Waldflachen nicht erforderlich, da sich die Gehélze zu weit entfernt von den Gewerbegebieten
befinden. Dies ist im Plangebiet aber nicht der Fall. Zum Teil befinden sich zwischen den
bewaldeten Flachen und den betroffenen Gewerbegebieten Flachen fir die Wasserwirtschaft,
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also Flachen, auf welchen die oben aufgeflhrten baulichen Anlagen nicht vorgesehen
beziehungsweise vorhanden sind. Dies ist entlang der dstlichen Grenze der bewaldeten
Flachen der Fall. Auch halten die Gberbaubaren Grundsticksflachen der Gewerbegebiete, in
denen in allen Baugebieten auch Biros entstehen kdnnen, immer einen Abstand von
mindestens 5 Metern zu angrenzenden Waldflachen beziehungsweise den aufieren Randern
der gewerblichen Flachen ein, was zumindest einen Teil des vorgegebenen Waldabstandes
beachtet. In den Bereichen aul3erhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen sind lediglich
Nebenanlagen moglich, die nicht dem dauerhaften Aufenthalt von Menschen dienen. Daher
dient auch diese Art von Festsetzung der Abstandsreduzierung.

Nordlich der im Plangebiet befindlichen Waldflachen grenzen diese unmittelbar an ein
Gewerbegebiet an. Hier ist eine gesonderte Pflege des Waldes innerhalb der Abstande
erforderlich, um die oben genannten Gefahren ausschliel3en zu kénnen. So ist es in diesen
Bereichen erforderlich einen Waldrand dauerhaft zu schaffen und zu erhalten, wo
beispielsweise keine Baume 1. Ordnung stehen durfen. Dies gilt auch fur einen kleinen Teil der
bewaldeten Flachen am &stlichen Rand. Diese Bereiche sind dennoch als Teil des Waldes
anzusehen, da weiterhin typische Waldfunktionen vorliegen und auch Waldrander zum
eigentlichen Wald gehoéren. Zudem ist der im Plangebiet vorhandene Kernwald deutlich gréRer
als der festgesetzte Waldrand, sodass die positiven Wirkungen des Waldes weiterhin
vollumfanglich erflllt werden kénnen. Der festgesetzte Waldrand hat nordlich eine Breite von
25 Metern, da die zum vollstandigen Einhalten des Abstandes von 30 Metern noch fehlenden
5 Meter innerhalb der Gewerbegebiete durch das Abriicken der Baugrenzen vorgenommen
wird. Ostlich betragt die Breite des Waldrandes etwa 10 Meter, da hier die Flachen fir die
Wasserwirtschaft dazwischenliegen und die Uberbaubaren Grundstiicksflachen sehr weit von
den bewaldeten Flachen abgerickt sind. Die Durchfiihrung der hierfiir erforderlichen
Pflegemalinahmen wird durch die Eigentiimer der bewaldeten Flachen sichergestellt — im
vorliegenden Fall der Stadt Recklinghausen.

5.7.3 Pflanzbindungen

Im Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — werden verschiedene
Festsetzungen zu Pflanzbindungen vorgenommen. Diese dienen der Umsetzung des
stadtebaulichen Konzeptes, insbesondere der Gestaltung von begriinten Achsen und der
offentlichen Raume.

Pflanzgebot in den Gewerbegebieten

Zur Minderung von erforderlichen Ausgleichsmal3nahmen wurde im Bebauungsplan Nr. 185
festgesetzt, dass je 300 m2 Grundsticksflache mindestens ein hochstammiger Baum mit einem
Stammumfang von 25 cm in einem Meter Hohe gepflanzt werden musste. Dies wurde anhand
einer Pflanzliste vorgenommen. Weiterhin wurde festgesetzt, dass je vier Stellplatzen ein Baum
zu pflanzen war. Die zugehoérigen Baumpflanzungen wurden im Plangebiet auf den bereits
gewerblich entwickelten Baugrundstiicken innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete
umgesetzt.

Diese Festsetzungen werden in den Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2
Sud — Ubernommen und geringflgig verandert. Sie dienen insbesondere dazu, keine
zusatzlichen AusgleichmalBnahmen aus 6kologischer Sicht zu erzeugen und eine moglichst
hohe Anzahl von Minderungsmalnahmen im Plangebiet selbst zu ermdglichen. So wird gemaf
8 9 Absatz 1 Nr. 25a BauGB festgesetzt, dass auf jedem Baugrundstiick in den Gewerbe- und
Industriegebieten je angefangene 300 Quadratmeter Grundstiicksflache ein standortgerechter
hochstammiger Laubbaum gepflanzt werden muss. Dessen Stammumfang muss in 1,00 Meter
Ho6he mindestens 25 cm betragen. Bei Abgang ist der Baum entsprechend der Vorgaben der
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Festsetzung zu ersetzen, was inshesondere fir die bereits gepflanzten Baume zu beachten ist.
Diese Festsetzung ist vor allem bei neuen Vorhaben relevant. Es erfolgt jedoch nicht mehr die
Vorgabe, eine bestimmte Baumart zu pflanzen.

Gemal § 9 Absatz 1 Nr. 25a und b BauGB wird weiterhin festgesetzt, dass fur die Errichtung
von je angefangenen vier Stellplatzen ein hochstammiger sowie standortgerechter Laubbaum
anzupflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen ist. Dessen Stammumfang muss in 1,00
Meter Hohe mindestens 25 cm betragen. Auch diese Festsetzung dient insbesondere dazu,
keine zusatzlichen AusgleichmaRnahmen aus ©kologischer Sicht zu erzeugen und eine
moglichst hohe Anzahl von Minderungsmafinahmen im Plangebiet selbst zu erméglichen. Auch
dient sie dazu, die Auswirkungen von grofiflachigen Stellplatzanlagen mit ihren negativen
Auswirkungen insbesondere auf das Lokalklima durch die Bildung von Hitzeinseln zu verringern
und dient der Schaffung von Grinstrukturen innerhalb des Gewerbeparks.

Bei der Pflanzung der erforderlichen Baume wird empfohlen, die dem Bebauungsplan hinterlegte
Pflanzliste zu beachten. Die Pflanzliste ist jedoch lediglich als Hinweis (siehe Hinweis Nr. 2.6)
aufgenommen und somit nicht bindend. In dieser sind Baumarten hinterlegt die als besonders
klimaresilient gelten. Da laut Festsetzung die Baume dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu
ersetzen sind, wird die Pflanzung von Baumen auf von insbesondere dem Klimawandel robusten
Arten fokussiert, gleichzeitig aber auch die Mdglichkeit fir die Betriebe Uberlassen, eigene
Pflanzkonzepte zu integrieren.

Flachen zum Anpflanzen fir Bdume, Straucher und sonstige Bepflanzungen

An den Randern der Baugebiete zu den angrenzenden Verkehrs- beziehungsweise
Griunflachen hin sah der urspriingliche Bebauungsplan Nr. 185 — Teilplan 1 — Gewerbepark
Ortloh — Pflanzgebote vor, die die Errichtung von gliedernden und gestaltenden
Randeingrinungen der Bauflachen sowie des offentlichen Stralenraumes zum Ziel hatten.
Diese sind heute auf den bereits baulich entwickelten Baugrundstticken hergestellt und erfillen
die ehemals festgelegten Ziele. Im Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2
Sud — wird in diesen Bereichen festgesetzt, dass diese mit Bdumen, Gehdlzen oder sonstigen
Bepflanzungen zu versehen sind. Auf eine Pflanzliste hierzu wird verzichtet, auch da der
Grofdteil der Bepflanzungen bereits hergestellt wurde. Die zur Minderung der
AusgleichsmalRhahmen zu pflanzenden B&ume in den jeweiligen Industrie- und
Gewerbegebieten kdnnen auch innerhalb dieser Flachen angepflanzt werden. Dies ist in den
bereits baulich entwickelten Bereichen auch Uberwiegend vorgenommen worden und tragt
insbesondere zur Gestaltung der 6ffentlichen RAume im Sinne des stadtebaulichen Konzeptes
bei. Es besteht aber aus Grunden der Verhaltnismafigkeit keine Verpflichtung, die
erforderlichen Baume zwingend in diesen Bereichen zu pflanzen. Auch Veranderungen der
bereits vorhandenen Pflanzungen sind weiterhin moglich.

Pflanzgebot von Baumen innerhalb éffentlicher StraRenverkehrsflachen

Innerhalb der im Plangebiet vorhandenen o6ffentlichen Stral3enverkehrsflachen befinden sich
eine Vielzahl von StralBenbdumen, die teilweise auch Alleen im Sinne des Gesetzes bilden.
Alleen sind nach dem Landesnaturschutzgesetz NRW (LNatSchG NRW) besonders geschutzt.
So ist es nach § 41 Absatz 1 LNatSchG NRW verboten, Alleen zu beseitigen, sie zu zerstoren,
zu beschadigen oder Handlungen durchzufiihren, die zu nachteiligen Verénderungen fiihren
kénnen. Die Baume, die nicht einer Allee zugeordnet werden kdnnen, werden nicht gesondert
im Bebauungsplan festgesetzt. Es wird jedoch eine Mindestanzahl an Baumen mit einer
Mindestqualitéat fur die OrtlohstralBe und die Schmalkalder Stral3e festgesetzt, um eine
Mindestbegriindung innerhalb der &ffentlichen Verkehrsflachen zu schaffen und das
stadtebauliche Konzept des Gewerbeparkes — insbesondere die Gestaltung der 6ffentlichen
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Réaume vorrangig durch Grinelemente — umzusetzen. Auch dienen die Baume der Minderung
von Eingriffen aufgrund des Bebauungsplanes. Der Verzicht auf konkrete Baumstandorte
erhoht hierbei die Flexibilitat bei eventuell erforderlichen Stral3enanpassungen. Die innerhalb
der Alleen vorhandenen Baume kénnen auf die zu pflanzende Anzahl von Baumen angerechnet
werden.

Grindéacher

Zur Erhdéhung der 6kologischen Wertigkeit wurde im Bebauungsplan Nr. 185 festgesetzt, dass
Flachdacher zu mindestens einem Drittel zu begriinen sind. Dies ist von einer Vielzahl von
Betrieben im Plangebiet auch umgesetzt worden. Die urspriinglichen stadtebaulichen Grinde
fur die Festsetzung von Grindachern - insbesondere die Erhéhung der 6kologischen Wertigkeit
- liegen fur den Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — weiterhin vor.
Hierzu kommen noch Erfordernisse zur Entwasserung von Niederschlagswasser sowie zur
Reduzierung der Auswirkungen des Klimawandels. Auch das Klimaanpassungskonzept fir
Recklinghausen weist auf die Zielvorgabe von Griind&chern fur diesen Bereich hin. Aus diesem
Grund ist es sinnvoll, die Begrenzung der Begriinung auf ein Drittel der Dachflachen hin zu einer
maoglichst vollstdndigen Begriinung von Dachern zu @ndern.

Dachbegriinungen tragen zur Verbesserung der umwelt- und kleinklimatischen Situation durch
Schadstofffilterung aus der Luft und Abmilderung der Abstrahlungswarme bei und wirken auch
fur den Wasserhaushalt durch Riickhaltung, Speicherung, Verdunstung und gedrosselte
beziehungsweise gefilterte Ableitung von Niederschlagswasser auch bei
Uberflutungsereignissen ausgleichend. Im Plangebiet sorgen sie so unter anderem dafir, dass
die Dimensionierung der vorhandenen und zukiinftigen Versickerungsanlagen reduziert werden
kann und so mehr Flachen fir die gewerblichen Nutzungen zur Verfigung stehen. Begriinte
Dachflachen bilden stadtdkologisch wirksame Vegetationsflachen, die Ersatz- und Teilhabitate
fur standortangepasste Tiere wie verschiedene Insekten und Vdgel bieten. In Verbindung mit
Biotopstrukturen in der Umgebung tragen sie zu einer Vernetzung von Lebensrdumen im
Stadtgebiet bei. Neben den klimatischen, 6kologischen und entwéasserungstechnischen
Vorteilen, bringen Grundacher auch weitere Vorteile fur die Betriebe. Sie schitzen einerseits
das Objekt vor UV-Einstrahlung, Hagel und Schmutz, andererseits weisen sie eine isolierende
Wirkung fir das Gebaudeinnere auf, wodurch Heiz- und Kihlungskosten reduziert werden
konnen. Die Abmilderung der Abstrahlungswarme fuhrt zudem zu einem héheren Wirkungsgrad
von Photovoltaikanlagen.

Im Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — wird hierzu festgesetzt,
dass in den Gewerbe- und Industriegebieten Flachdacher sowie flach geneigte Décher der
Gebaude und Gebaudeteile mit einer Dachneigung von 0 — 15 Grad vollstdndig mit einer
mindestens 8 cm dicken durchwurzelbaren Substratschicht zu versehen und mindestens
extensiv zu begriinen sind.

Die gewahlte Festsetzung bezieht sich lediglich auf Flachdacher beziehungsweise flach
geneigte Dacher. Andere Dachneigungen werden hiervon ausgenommen, da die technischen
und damit verbundenen wirtschaftlichen Anforderungen bei steileren Dachneigungen zum
Beispiel aufgrund der hoheren Anforderungen an die Statik oder dem Dachaufbau nicht mehr
verhéltnismagig gegentber den positiven Wirkungen der Dachbegrinung im Plangebiet sind.
Hierzu zahlt insbesondere, dass bei einer Dachneigung von 15 Grad bei Grindachern in aller
Regel konstruktive Maf3nahmen zur Rutsch- und Schubsicherung wie zum Beispiel
Randaufkantungen oder Schubschwellen erforderlich sind®. Ebenfalls werden bereits

8 Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V - Richtlinie fiir die Planung, Ausfiihrung und
Pflege von Dachbegriinungen — Dachbegriinungsrichtlinie. Bonn 2008, Seite 34.
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vorhandene Dachflachen von dieser Regelung ausgenommen, da innerhalb des Plangebietes
die Uberwiegende Anzahl der Dacher bislang nicht mit einem Griindach errichtet worden sind
und auch bestehende Grindacher gegebenenfalls nicht die nun vorliegenden Vorgaben an ein
festsetzungskonformes Griindach einhalten. Eine nachtragliche Dachbegriinung stellt hierbei
neben rechtlichen Aspekten wie einer fehlenden Rechtsgrundlage auch statisch und konstruktiv
eine groRRe technische und auch finanzielle Herausforderung dar, weswegen die Pflicht zur
Dachbegriinung auf Neubauten beschrankt wird. Dies bedeutet insbesondere, dass
Bestandsgebaude, bauliche Anderungen von Gebauden sowie Nutzungsanderungen nicht der
Pflicht zur Dachbegriinung unterliegen. Eine Umsetzung des geforderten Griindaches bei
vorhandenen Dachflachen wére unter den Voraussetzungen eines Vorhabens gemaR § 29
BauGB damit regelmafiig nicht umsetzbar und wiirde in der Folge die wirtschaftliche Grundlage
von Gewerbebetrieben stark geféahrden oder sogar ganzlich in Frage stellen. Dies ware nicht
verhaltnismanig.

Zur nachhaltigen Sicherung der 6kologischen Auswirkungen der extensiven Dachbegriinung
sind Substratdicken von mindestens 8 cm vorgeschrieben. Mit dieser Substratdicke wird eine
hohe 6kologische Wertigkeit des Griindaches und ein geringer Regenwasserabfluss erreicht
(der Spitzenabflussbeiwert (Cs) nach DIN 1986-100 liegt bei einer 8 cm durchwurzelbaren
Aufbaudicke als Orientierungswert nur bei ca. 0,6 wahrend ein nicht begriintes Dach einem Wert
von 1,0 gleichsteht). Gleichzeitig wird sichergestellt, dass keine Uberméafligen Anforderungen an
die Statik gestellt werden, was Mehrkosten reduziert und auch weiterhin flexible
Nutzungsmoglichkeiten der Gebaude erméglicht. Dies ist vor dem Hintergrund, dass bei den
bestehenden und mdglichen zukinftigen Geb&uden im Plangebiet sehr groRe Dachflachen
vorhanden beziehungsweise mdglich sind, besonders zu beachten. Falls beispielsweise zur
Regenruckhaltung jedoch groéRere Substratdicken von den Betrieben angestrebt werden,
schlief3t die gewahlte Festsetzung dies nicht aus.

Um die Nutzungsmdglichkeiten von flachen beziehungsweise flach geneigten Dachflachen nicht
unverhaltnismafig einzuschranken, sind nur diejenigen Dachteile zu begriinen, die nicht der
Belichtung, Be- und Entliiftung sowie den Brandschutzeinrichtungen dienen oder zur Aufnahme
von technischen Anlagen vorgesehen sind. Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind
hierbei aufgestandert Uber einer ganzflachigen Dachbegriinung auszufiihren. Der Grund hierfir
liegt darin, dass eine gleichzeitige Nutzung begriinter Dachflachen und Anlagen zur Nutzung der
Solarenergie (aufgestandert) sich gegenseitig positiv ergénzen: Einerseits fuhrt die niedrige
Oberflachentemperatur der Begriinung im Vergleich zu frei bewitterten oder bekiesten Dachern
zu einer geringeren Aufheizung der Photovoltaikmodule und damit zu einer erhéhten solaren
Energieausbeute. Andererseits entstehen durch die Module auf dem Dach aufgrund
unterschiedlicher Sonneneinstrahlung und Feuchtigkeitsverhaltnisse wechselnde
Standortbedingungen, die zu einer Erhéhung der Artenvielfalt von Flora und Fauna beitragen.
Auch wird so sichergestellt, dass grof3e Teile des Daches tatsachlich fur eine Dachbegriinung
genutzt werden.

Ebenfalls wurden Nebenanlagen mit Dachflachen mit weniger als 18 Quadratmetern von dieser
Regelung ausgenommen, was in etwa der Dachflache einer Ublichen kleinen Einzelgarage mit
einer Grundflache von 3 x 6 Metern entspricht, da ein nennenswerter Effekt erst bei einer
gewissen Grol3e der Dachflache erzielt wird. Zudem wiirde eine generelle Pflicht bei kleinen
Gebauden die Errichtung und den Betrieb unnétig verkomplizieren. Auch gilt die
Dachbegrunungspflicht nur fir Geb&ude und nicht fir andere bauliche Anlagen. Dies liegt daran,
dass in Gewerbe- und Industriegebieten regelmaRig technische Anlagen vorliegen, die nicht mit
einer Dachbegrinung zum Beispiel aus Brandschutzgrinden vertréglich sind. Zu Gebé&uden
zahlen auch Garagen, Uberdachte Stellplatze und Carports.
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Bei Gewerbe- und Industriebetrieben kann es aufgrund der sehr unterschiedlichen
Anforderungen an Gebaude aufgrund der jeweiligen Betriebsweise zu Fallen kommen, wo die
Errichtung des geforderten Griindaches bei neuen Dachflachen auch bei einer Dachneigung von
unter 15 Grad nicht verhaltnismafig sein kann. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn aus
Brandschutzgriinden die Errichtung eines Griindaches nicht mdglich ist, wie es beispielsweise
bei der Metallerzeugung bei der Verwendung von groRRen technischen Anlagen mit
Hochsttemperaturen der Fall sein kann. Hier kann zum Beispiel aufgrund der Hitzeentwicklung
die Bepflanzung bestimmter Griindacher in Brand geraten, wenn dies nicht durch erhebliche
MalRnahmen in der Dachkonstruktion und Statik verhindert wird. In diesen und vergleichbaren
Fallen kann daher ausnahmsweise von einem Griindach abgesehen werden. Weitere Félle
kénnen zutreffen, wenn ein Griindach nur bei einem unverhaltnismafig hohen wirtschaftlichen
Mehraufwand errichtet werden kann. Dies ist beispielsweise bei Leichtbauhallen mit einem
Uberwiegend nicht weiter unterteilten Innenraum regelmalig der Fall, die nicht auf eine statische
Mehrbelastung ausgelegt sind. Darunter fallen insbesondere solche Leichtbauhallen, die tGber
eine groRe Spannweite von mehr als 15 Meter Breite und Uber grof3e Uiberspannte, stlitzenfreie
Raume verfliigen. Im Falle dieser oder gréRerer Abmessungen sind Leichtbauten meist
wirtschaftlicher als andere Konstruktionsweisen’. Daher kann auch in diesen Fallen
ausnahmsweise von einem Grindach abgesehen werden. Im Rahmen der zugehdrigen
Baugenehmigung kann der Bauherr den Nachweis der wirtschaftlichen UnverhaltnismaRigkeit
zum Beispiel auf der Grundlage einer dynamischen Kostenvergleichsrechnung Uber den
Lebenszyklus des zu begriinenden Gebaudes erbringen.

Fassadenbegriinungen

Zur Erhéhung der 6kologischen Wertigkeit wurde im Bebauungsplan Nr. 185 festgesetzt, dass
geschlossene Gebaudewénde innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete zu begriinen sind.
Dies ist von mehreren im Plangebiet vorhandenen Betrieben auch umgesetzt worden. Die
urspringlichen stadtebaulichen Griinde fur die Festsetzung von Fassadenbegrinungen -
insbesondere die Erhdhung der 6kologischen Wertigkeit sowie eine hochwertige Gestaltung von
geschlossenen Fassaden - liegen fur den Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh —
Teilplan 2 Sud — weiterhin vor. Hierzu kommen noch Erfordernisse zur Reduzierung der
Auswirkungen des Klimawandels. Auch das Klimaanpassungskonzept fir Recklinghausen weist
auf die Zielvorgabe von Fassadenbegriinungen fir diesen Bereich hin.

Fassadenbegriinungen tragen — ebenso wie Dachbegriinungen — zur Verbesserung der
kleinklimatischen Situation durch Schadstofffilterung aus der Luft und Abmilderung der
Abstrahlungswarme auf Fassaden mit Sonneneinwirkung bei. Sie bilden stadtokologisch
wirksame  Vegetationsflachen, die Ersatzlebensraume und Teillebensraume  fir
standortangepasste Tiere wie Insekten und Vogelarten bieten. In Verbindung mit
Biotopstrukturen in der Umgebung tragen sie zu einer Vernetzung von Lebensrdumen im
Stadtgebiet bei.

Im Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — wird hierzu festgesetzt,
dass in den Gewerbe- und Industriegebieten geschlossene Gebaudewande mit Rank- oder
Kletterpflanzen zu begriinen sind. Die Pflanzen missen hierbei einen Mindestabstand von 5,00
Metern zueinander einhalten.

Die gewahlte Festsetzung bezieht sich lediglich auf geschlossene Gebaudewande. Wande mit
Offnungen wie zum Beispiel Fenster oder Tlren kénnen durch die Fassadenbegriinungen in
ihrer Nutzbarkeit eingeschrankt werden, was insbesondere fiir gewerbliche Betriebe einen

7 Professor Dr.-Ing. P. Heisel, Planungsatlas. Das kompakte Praxishandbuch fiir den Bauentwurf. Lilbeck 2007, Seite
387.

Stand: Satzungsbeschluss 43



Nachteil darstellen kann. Auch tragen Offnungen in der Fassade zu einer gestalterischen
Auflockerung gegeniber geschlossenen Wanden bei und wirken sich so positiv auf die nahere
Umgebung auf. Andere bauliche Anlagen, die keine Geb&ude sind, wurden bei der Festsetzung
nicht bertcksichtigt, um beispielsweise bei technischen Anlagen eine vollumfangliche
Nutzbarkeit zu gewahrleisten, die durch eine Fassadenbegriinung eingeschrankt werden kann.
Dies ist insbesondere fur technikaffine gewerbliche Unternehmen zur Aufrechterhaltung eines
wirtschaftlichen Betriebes erforderlich. Es ist jedoch auf der anderen Seite im Bebauungsplan
nicht ausgeschlossen, dass auch nicht-geschlossene Gebaudewande begriint werden kénnen,
wenn dies von dem jeweiligen Betrieb gewiinscht wird.

Der Mindestabstand von 5 Metern wurde gewahlt, um eine Okologisch und gestalterisch
wirksame Fassadenbegrinung zu schaffen ohne einen unverhaltnismafiig hohen Pflege- und
Pflanzaufwand zu verursachen. Je nach Pflanzenart kann jedoch auch ein geringerer Abstand
gewahlt werden, wenn dies vom Betrieb gewiinscht wird. Die Pflanzenart wird nicht vorgegeben,
um den Betrieben eine mdoglichst hohe Flexibilitat auch in Bezug auf ihrer Betriebstatigkeit zu
belassen.

5.8 Wasserflachen

An der stdwestlichen Grenze des Plangebietes befindet sich eine Wasserflache, welche ein
Seitenarm des Barenbaches ist. Das Gewasser beginnt im Plangebiet und fuhrt Richtung
Westen unter der Koénig-Ludwig-Trasse. Das Gewadasser filhrt in diesem Bereich nicht
permanent Wasser, was sich jedoch nur auf langere trockene Phasen bezieht. Zur nachhaltigen
Sicherung des Gewassers einschlie3lich Gewdasserrandstreifen wird daher eine Wasserflache
festgesetzt.

5.9 Ausgleich von Eingriffen

Durch die Weiterfihrung der Realisierung des Gewerbeparks Ortloh entstehen Auswirkungen
auf die Umwelt, insbesondere auf die dkologischen Schutzgtter. Die detaillierte Betrachtung
dieser Auswirkungen erfolgt im Teil B dieser Begriindung in Form des Umweltberichtes.

Eine der wesentlichen Auswirkungen sind die Eingriffe in Natur und Landschaft, die durch die
Inanspruchnahme von heute als ruderal- und landwirtschaftlich genutzten Flachen vorliegenden
Bereichen ausgeltst werden. GemalR § la Absatz 3 BauGB ist Uber den Ausgleich dieser
Eingriffe im Rahmen des Planverfahrens zu entscheiden. Hierbei ist flr den vorliegenden
Bebauungsplan zu beachten, dass bereits bebaute und unbebaute Bereiche vorliegen.

So befinden sich im Plangebiet Flachen, die im Rahmen der Zulassigkeit bereits heute
vollstandig bebaut sind. Es handelt sich hierbei um alle Stral3enverkehrsflachen sowie die Teile
der Baugebiete, die sich auRerhalb der durch die Signatur o " 5
gekennzeichneten Bereiche befinden. Nach 8 1a BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich,
soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind. Dieser Fall liegt fur
diese Flachen vor. Die Eingriffe sind im Rahmen des Vollzugs der Festsetzungen des
vorhergehenden Bauleitplanes erfolgt und in diesem Rahmen auch ausgeglichen worden. Die
zugehorigen AusgleichsmalRnahmen liegen im Wesentlichen au3erhalb des Geltungsbereichs
dieses Bebauungsplanes, insbesondere im Bereich der 6stlich des Plangebietes befindlichen
Quellbachaue. Im landschaftspflegerischen Fachbeitrag zum Bebauungsplan wird dies naher
beschrieben. Im Ergebnis sind bereits mehr Ausgleichsflachen hergestellt, als fir die bisher
erfolgten Eingriffe erforderlich gewesen waren.

Fir die bislang unbebauten Bereiche (Signatur s s s s ) St ein Ausgleich geman
§ 1la BauGB erforderlich. Da die Eingriffe nicht vollstandig im Plangebiet durch verschiedene
MaRnahmen ausgeglichen werden kdénnen, sind externe Ausgleichsflachen erforderlich. Mithilfe
des landschaftspflegerischen Fachbeitrages wurden die Eingriffe berechnet, die durch den
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Vollzug dieses Bebauungsplanes entstehen werden und externen Ausgleichflachen zugeordnet.
Zu diesen Ausgleichsflachen zahlen zunachst diejenigen, die bereits flr den Bebauungsplan Nr.
185 — Teilplan 1 — Gewerbepark Ortloh — hergestellt aber bisher nicht in Anspruch genommen
werden mussten. Da diese Flachen in der Summe aber nicht ausreichen, wird eine zuséatzliche
Flache in der Brandheide Sid (AE 14) hinzugenommen. Insgesamt handelt es sich um die
Ausgleichsflachen AE 1, AE 4, AE 5, AE 6, AE 7, AE 8, AE 10a, AE 10b, AE 11, AE 12 und AE
14, die naher im landschaftspflegerischen Fachbeitrag erlautert werden. Es handelt sich dabei
um die Umwandlung von Ackerflachen oder Grinland in Waldflachen, Obstwiesen,
Feuchtgrinland und anderen Mal3nahmen. Alle Ausgleichsflachen befinden im Recklinghduser
Stadtgebiet und sind im Besitz der Stadt Recklinghausen. Die Ausgleichsflaiche AE 1 befindet
sich auf den Flurstiicken 199 und 200, Flur 444 (Umwandlung von Acker in Wald mit einer
Wertsteigerung von 89.344 Punkten), die Ausgleichsflaiche AE 4 auf den Flurstlicken, 125, 126,
127, 128 und 202 (teilweise), Flur 453 (Umwandlung von Acker in Wald/Obstwiese mit einer
Wertsteigerung von 49.735 Punkten), die Ausgleichsflache AE 5 auf dem Flurstiick 118, Flur 453
(Umwandlung von Acker in Wald mit einer Wertsteigerung von 3.185 Punkten), die
Ausgleichsflache AE 6 auf den Flurstlicken 32 (teilweise), 33 (teilweise) und 179 (teilweise), Flur
453 (Umwandlung von Acker in Wald, Brache und (Feucht-) Grunland mit einer Wertsteigerung
von 176.134 Punkten), die Ausgleichsflache AE 7 auf den Flurstiicken 70 und 71, Flur 453
(Umwandlung von Acker in Wald/ parkahnliche Flache mit einer Wertsteigerung von 111.608
Punkten), die Ausgleichsflache AE 8 auf den Flursticken 128, 158 und 182, Flur 455,
(Umwandlung von Acker in Wald und Brache/Staudenflur mit einer Wertsteigerung von 131.295
Punkten), die Ausgleichsflache AE 10a auf den Flurstiicken 60, 62 (teilweise) und 179 (teilweise),
Flur 453 (Umwandlung von Grinland in parkahnliche Flache mit einer Wertsteigerung von
80.635 Punkten), die Ausgleichsflache AE 10b auf den Flurstiicken 71 (teilweise), 75, 76 und 77,
Flur 453 (Umwandlung von Gartenland in parkahnliche Flache mit einer Wertsteigerung von
20.625 Punkten), die Ausgleichsflache AE 11 auf den Flurstiicken 74 (teilweise), 96 und 205,
Flur 451 (Umwandlung von Acker in Wald mit einer Wertsteigerung von 73.657 Punkten), die
Ausgleichsflache AE 12 auf den Flurstiicken 97, 98, 99; Flur 153 sowie Flurstiicke 155 und 156,
Flur 155 (Umwandlung von Acker in Wald mit einer Wertsteigerung von 54.033 Punkten) und die
Ausgleichsflache AE 14 auf dem Flurstick 20 (teilweise), Flur 467 (Umwandlung von
Umwandlung von Acker in Wald (Ausgleichsflachenpool Brandheide Sid) mit einer
Wertsteigerung von 61.337 Punkten). Alle Flurstiicke befinden sich innerhalb der Gemarkung
Recklinghausen. Die Ausgleichsflachen dienen nicht nur dem Ausgleich des Bebauungsplanes
Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Siid, sondern auch den Bebauungsplanen Nr. 283 —
Gewerbepark Ortloh — Teilplan 1 Nord — und Nr. 280 — Sondergebiet Schmalkalder Stral3e. Jede
Ausgleichsflache beziehungsweise ihre 6kologische Wertigkeit wird hierbei zu 7,69 Prozent dem
Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Stid — zugeordnet. Damit werden die
durch den Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sid — entstehenden
Eingriffe, die nicht durch planinterne MinderungsmalRnahmen ausgeglichen werden kénnen,
vollstandig ausgeglichen.

Fir die Festsetzung der Ausgleichsflachen wird eine Sammelzuordnung getroffen, auch da die
Okologische Wertigkeit der Flachen, in die zukinftig Eingriffe erfolgen, im Wesentlichen
anndhernd gleich ist (landwirtschaftlich genutzte Flachen, Ruderalflachen).

Die Kosten fir die Herstellung der Ausgleichsflachen sollen zukinftig im Rahmen des
Grundstiickserwerbs in Form einer Abldsungszahlung mit aufgenommen werden, da die Stadt
im Wesentlichen Eigentimerin der zu verauf3ernden Flachen ist. Im Bebauungsplan erfolgt eine
Zuordnungsfestsetzung der Eingriffe zu den Ausgleichsflachen, die auch als eine Grundlage fur
die Erhebung von Kostenerstattungsbetragen darstellen wirde, falls Ablésezahlungen zukiinftig
nicht vorgenommen werden sollen.
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5.10 Immissionsschutz
Zur Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse sowie zur Sicherstellung, dass das

Gebot der gegenseitigen Rucksichtnahme gemafR § 15 BauNVO einhalten wird, sind im
Plangebiet MalZnahmen zum Schutz von Immissionen erforderlich. Dies betrifft Mal3hahmen zu
Larm. Andere voraussichtliche planbedingte Immissionen aus dem Plangebiet sind nicht in der
Lage, Nutzungen rechtlich unzuléssig zu beeintrachtigen. Dies gilt auch flr Immissionen, deren
Ursprung sich auRerhalb des Plangebietes befindet und auf die im Geltungsbereich befindlichen
Nutzungen einwirken mit der Ausnahme von Larm. Der Planung wird daher eine
schalltechnische Untersuchung des Ingenieurbiiros Stocker aus Januar 2023 zugrunde gelegt.

5.10.1 Verkehrslarm innerhalb des Plangebietes

Durch die Nutzung von Verkehrsflachen entstehen unter anderem Schallimmissionen, die je
nach Starke in der Lage sein konnen, gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu
beeintrachtigen. Das Plangebiet wird vor allem durch die K23 (Alte Grenzstral3e), die L889
(Rollinghduser Stralle), die Bundesautobahn 2 sowie von Norden durch die Bahntrasse
beeinflusst. Hierzu wurde in einem Schallgutachten die Larmbelastung im Plangebiet aus
Stral3e und Schiene nach DIN 18005 jeweils fur den Tag- und Nachtzeitraum berechnet. Hierbei
wurden sogenannte Isophonenplane bei freier Schallausbreitung Uber verschiedene
Geschosse erstellt. Die berechnete freie Schallausbreitung stellt fir den gesamten Planbereich
den pessimistischen Fall dar, um die die Rechtssicherheit des Gutachtens sicherzustellen.

Im Plangebiet ergeben sich aufgrund der Addition aus Schiene und Stral3e Beurteilungspegel
mit hochsten Werten an der Bahntrasse, der Autobahn und entlang der Schmalkalder StralRe
als Hauptverkehrsachse, die sich durch das Plangebiet zieht. Tags werden bei freier
Schallausbreitung Beurteilungspegel zwischen 81 dB(A) (Randstreifen entlang der
Bundesautobahn 2) und 64 dB(A) (Bereich zwischen Bahnlinie und Schmalkalder Stral3e)
berechnet. Nachts ergeben sich Beurteilungspegel zwischen 75 dB(A) und 59 dB(A) bei
ahnlicher Verteilung wie tags. Die Orientierungswerte der DIN 18005 (65 dB(A) tags und 55
dB(A) nachts fir Gewerbegebiete) werden damit um bis zu 16 dB(A) tags und bis zu 20 dB(A)
nachts Uberschritten. Tags werden 65 dB(A) (als Orientierungswert flir Gewerbegebiete tags)
nur im westlichen Bereich zwischen Bahnlinie und Schmalkalder StraRe um 1 dB unterschritten.
In diesem Bereich werden Industriegebiete ausgewiesen. Die DIN 18005 gibt keine
Orientierungswerte fir Industriegebiete vor. Aufgrund der Uberschreitungen werden ohne
planerische Maflinahmen gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse beziehungsweise das Gebot
der gegenseitigen Rlcksichtnahme nicht eingehalten. Es sind daher MalBnahmen zur
Reduzierung von Schallimmissionen erforderlich.

Zum Schutz gegen Verkehrslarm sind grundsatzlich eine Vielzahl von Maf3nahmen mdéglich.
Diese konnen sich auf die eigentliche Schallquelle, auf den Ubertragungsweg zwischen
Schallquelle und Empfénger oder auf den Bereich des eigentlichen Empfangers beziehen. Bei
Larmschutzmaf3nahmen wird zwischen allgemeinen planerischen MaRnahmen, aktiven und
passiven MalRnahmen unterschieden, wobei sich aktive MaRnahmen auf die eigentliche
Schallquelle beziehungsweise den Schallausbreitungsweg beziehen und passive Malihahmen
auf den Bereich des Empfangers beschrankt sind. Zusatzlich zu diesen MalRnahmen empfiehlt
es sich, die Grundrisse von Geb&uden so zu gestalten, dass zum Beispiel larmempfindliche
Réaume wie Wohn- und Schlafriume nach Mdéglichkeit zur larmabgewandten Seite orientiert
werden beziehungsweise ausschliel3lich Fenster zur larmabgewandten Seite haben. Auch
AulBenbereiche wie Garten, Terrassen oder Balkone sollten nach Mdoglichkeit zur
larmabgewandten Seite orientiert sein.
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Allgemeine planerische MalRnahmen

Allgemeine planerische MaRhahmen betreffen vor allem Maflinahmen, die sich indirekt auf die
Verringerung von Larmimmissionen auswirken. Hierbei handelt es sich zum Beispiel um die
raumlichen Gliederung von larmunempfindlichen beziehungsweise empfindlichen Nutzungen
zu relevanten Larmquellen, dem Platzieren von Gebaudekdrpern zwischen empfindlichen und
nicht- empfindlichen Nutzungen und anderen MalRhahmen.

Das Plangebiet ist vor allem durch Bahn- und Autobahnlarm betroffen, der insbesondere auf
die Gewerbe- und Industriegebiete einwirkt. Der Bebauungsplan trifft verschiedene allgemeine
MalRnahmen, um die Auswirkungen von Bahnl&rm zu verringern, wie eine raumliche Gliederung
unterschiedlicher Nutzungen. So befinden sich unmittelbar sddlich an der Bahnstrecke
grof3tenteils Nutzungen, wie offentliche Granflachen. Dort ist der Bahnlarm aufgrund der
unmittelbaren N&he zur Quelle am starksten. Die Grinflachen weisen keine hohe
Empfindlichkeit beziglich (Bahn-)Larm auf, da der Aufenthalt von Menschen dort stark begrenzt
ist und so unzulassige negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit nicht vorliegen.
Es folgt anschlieRend eine weitere raumliche Gliederung, wobei sich die Gewerbe- und
Industriegebiete vollsténdig im Plangebiet befinden und sich sudlich der Bundesautobahn 2
Wohngebiete anschlie3en, die sich auBerhalb des Plangebietes befinden. Bei den Gewerbe-
und Industriegebieten handelt es sich um larmunempfindlichere Nutzungen, da diese Flachen
grundsatzlich fir gewerbliche Tatigkeiten und nicht zum Wohnen vorgesehen sind. Sie kénnen
daher naher an die Bahnstrecke heranriicken und bilden dadurch auch einen gréf3eren Abstand
zwischen den Wohngebieten und der Bahnstrecke. Dieser wird durch die Barrierewirkung von
zukiinftigen gewerblichen Gebauden verstarkt, die teilweise in der Lage sind, Schallemissionen
effektiv &hnlich einer Larmschutzwand zuriickzuhalten. Da der Bebauungsplan jedoch nicht
vorgibt an welcher Stelle Gebaude zu errichten sind und an welcher nicht, kann der Schall
weiterhin durch Licken in der Bebauung teilweise zum Wohngebiet hindurchdringen. Es wird
jedoch in der Gesamtheit hierdurch zu einer Reduzierung der Schallimmissionen durch
Bahnlarm kommen.

Auf die Larmimmissionen des Autobahnlarmes hat dies keinen Einfluss, da sich die betroffenen
Wohngebiete sudlich der Bundesautobahn 2 und damit auf3erhalb des Plangebietes befinden.
Allgemeine planerische MalBnahmen zur Reduzierung von Autobahnlarm liegen hierfir nicht
vor, da sich auch die Bundesautobahn 2 auf3erhalb des Plangebietes befindet.

Aktive La&rmschutzmal3inahmen

Sofern mdglich, ist bei der Planung von weiteren SchallschutzmafRnahmen aktiven Malihahmen
(Schallschutzwanden/ -wéllen) der Vorzug vor passiven MaRnahmen an den Geb&uden zu
geben. Im vorliegenden Fall stellt einerseits die ndrdlich befindliche Bahnstrecke Oberhausen-
Osterfeld—Hamm (Streckennummer 2250) die mafRgebende Larmquelle dar, was insbesondere
fur den Nachtzeitraum gilt. Andererseits stellt die Bundesautobahn 2 insbesondere fir den
Tageszeitraum die mafigebliche Larmquelle dar. Um eine mégliche Larmminderung mittels
aktiver LarmschutzmalRnahmen zu erreichen, kbnnen Maflinahmen an der Bahnstrecke sinnvoll
sein. Die Bahnstrecke befindet sich in einer bereits hergestellten kinstlichen Troglage, die sich
etwa zwischen 2 und 5 Meter unterhalb der ndrdlichen Plangebietsgrenze befindet. Das
Gelande fallt nach Suden hin ab, wodurch die Troglage in Verbindung mit dem absteigenden
Gelande eine kinstliche Barriere fir Schallemissionen darstellt und aktiv Schallimmissionen in
den Gewerbe- und Industriegebieten sowie den Wohngebieten mindert. Der Bebauungsplan
verandert die bestehende Situation der Bahnstrecke nicht. Die Troglage wird hierdurch zwar
nicht planerisch gesichert, eine Veranderung der Hohenlage der Bahnstrecke ist jedoch
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aufgrund der Streckenfiihrung und -lage nicht zu erwarten.

Dariliber hinaus hatten weitere aktive LA&rmschutzmalRnahmen wie Schallschutzwande entlang
der Bundesautobahn 2 sowie der Bahnstrecke andere Nachteile, insbesondere aus
stadtebaulicher Sicht. So wirde eine Schallschutzwand entlang der Bahnstrecke zu
Larmreflexionen des Bahnlarmes in Richtung Norden fihren und gleichzeitig die angrenzenden
offentlichen Grinflachen mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage” optisch beeintrachtigen.
Zudem fehlt es aufgrund der Schutzabstande der Ferngasleitung zum Teil an ausreichenden
Flachen und Baumdglichkeiten zur Herstellung einer durchgehenden Wand. Eine
Schallschutzwand entlang der Bundesautobahn 2 hétte insbesondere Schallreflexionen in
Richtung Suden zu Folge, selbst bei einer hochabsorbierenden Wand. Dies ist kritisch zu sehen
im Hinblick auf die sich sudlich der Bundesautobahn 2 befindlichen Wohngebiete (vergleiche
Kapitel 5.10.3). Auch reduzieren Schallschutzwande und -walle die fur die angrenzenden
Gewerbe- und Industriegebiete wichtige Durchliftungsmoglichkeit insbesondere in Bezug auf
Hitzeereignisse sowie der Verteilung von Luftschadstoffen. Eine weitere Schwierigkeit besteht
darin, dass die Larmquellen in der Flache sehr grof3 sind und weitere aktive Malihahmen
entlang aller Verkehrswege stattfinden mussten. Dies ist jedoch auch beziiglich des damit
verbundenen Aufwandes unverhdltnismafig. Andere MalRnahmen zum Larmschutz, wie
insbesondere passive Schallschutzmal3nahmen, sind vor diesem Hintergrund das geeignetere
Mittel. Daher wird im Bebauungsplan auf weitere aktive Schallschutzmaf3nahmen verzichtet.

Passive SchallschutzmalRnahmen

Aufgrund der verbleibenden Uberschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005-1 sind
trotz der Umsetzung von aktiven Malinahmen zusatzliche SchallschutzmalRhahmen bei
schutzbedurftigen RAumen gemal DIN 4109 (2018-01) erforderlich. Dies umfasst eine Vielzahl
von MalRnahmen wie beispielweise spezielle Schallschutzfenster. Es wird im Bebauungsplan
daher festgesetzt, dass bei der Errichtung, Erweiterung, Anderung oder Nutzungséanderung von
Gebauden nach auf3en abschliel3ende Bauteile von schutzbedurftigen Aufenthaltsraumen nach
DIN 4109 (2018-01) zum Schutz vor einwirkenden Larm so auszuftihren sind, dass sie die
Anforderungen an das gesamte bewertete Bau-Schalldamm-Mal} R'w,ges gemaf DIN 4109-1
(2018-01) erfullen. Dies gilt fur die Gewerbe- und Industriegebiete. Die Anforderungen an die
gesamten bewerteten Bau-Schalldamm-Malle R'w,ges der AufRenbauteile von
schutzbedurftigen R&umen ergeben sich unter Bertcksichtigung der unterschiedlichen
Raumarten und des maf3geblichen AuR3enlarmpegels La. Der maf3gebliche Aulzenlarmpegel La
ist in der Planzeichnung des Bebauungsplanes dargestellt. Ausnahmen von diesen
Festsetzungen kdnnen in Abstimmung mit den zustandigen Fachbehdrden zugelassen werden,
soweit durch einen anerkannten Sachverstandigen im Baugenehmigungsverfahren
nachgewiesen wird, dass ein geringerer maf3geblicher AuBenlarmpegel La nach DIN 4109- 2
(2018-01) vorliegt. Dies kann beispielsweise zutreffen, wenn mehrere Geb&ude so angeordnet
werden, dass sie teilweise Larm abschirmen.

5.10.2 Verkehrslarm auf3erhalb des Plangebietes
Aufgrund der durch die Nutzungen im Bebauungsplangebiet induzierten Ziel- und
Quellverkehre kommt es zu verdnderten Immissionen durch StralRenverkehrslarm auch
auRBerhalb des Bebauungsplangebietes. Im Ergebnis kommt es aufgrund der
Verkehrsdnderungen an den exemplarisch untersuchten Immissionsorten zu Erhéhungen der
Beurteilungspegel von < 1 dB tags und nachts. Die Beurteilungspegel liegen tags und nachts
bereits im Prognose-Null-Fall Gber den Orientierungswerten der DIN 18005 fiir allgemeine
Wohngebiete (55 dB(A) tags / 45 dB(A) nachts) beziehungsweise fir Mischgebiete (60 dB(A)
tags / 50 dB(A) nachts). Nachts wird im Bereich der Kreuzung Suderwichstral3e, Grenzstralie
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und Castroper Stral3e die verfassungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle fir Wohngebiete von
60 dB(A) nachts um 2 dB Uberschritten. Bereits im Prognose-Nullfall werden 60 dB(A) nachts
Uberschritten. Die zusatzlichen Verkehre, die aufgrund der Nutzung der noch freien
Gewerbeflachen erwartet werden, filhren nicht zu einer erstmaligen Uberschreitung dieser
Werte. Die Erhdhung betragt 0,2 dB. Die Grenze, ab der eine Gesundheitsgefahrdung durch
Larm zu erwarten ist (75 dB(A) tags beziehungsweise 65 dB(A) nachts), wird auch bei Auffillen
der gesamten Gewerbe- und Industriegebiete im Prognose-Planfall unterschritten.

5.10.3 Schallreflexionen der Bundesautobahn 2

Die sich stdlich der Bundesautobahn 2 aufRerhalb des Plangebietes befindlichen Wohngebiete
sind besonders stark durch Verkehrslarm durch die Bundesautobahn 2 betroffen. So werden
an mehreren Wohngebauden an der Ludgerusstraf3e 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts
Uberschritten. Die Grenze, ab der eine Gesundheitsgefahrdung durch Larm zu erwarten ist, liegt
bei 75 dB(A) tags beziehungsweise 65 dB(A) nachts, die bislang knapp nicht Gberschritten
werden. Durch zukinftige bauliche Anlagen im Plangebiet — vor allem nahe zur
Bundesautobahn 2 — kdnnen diese Werte durch Reflexionen des Autobahnlarmes weiter erhéht
werden. Dies gilt vor allem fir Gebaude wie Hallen oder Biros.

Der Bebauungsplan Nr. 283 — Gewerbepark Ortloh — Teilplan 2 Sud — reagiert auf diese
Situation durch das Abriicken der Baugrenzen von der Bundesautobahn 2, der Reduzierung
von Uberbaubaren Grundsticksflachen in den Gewerbegebieten B5 und B6 sowie der
deutlichen Begrenzung der Héhe baulicher Anlagen. So betragt der Abstand der iberbaubaren
Grundsticksflachen zum Fahrbahnrand der Bundesautobahn 40 Meter. Dadurch entstehen
Schallreflexionen regelmafig weiter entfernt und missen so wiederum eine gré3ere Strecke zu
den betroffenen Immissionsorten zuriicklegen, wodurch ihre Schallstarke sinkt. Weiterhin
betragt die Breite der sudlichen Baugrenze nun etwa 59 Meter gegeniber vormals etwa 100
Metern Breite. Die Einschrankung der baulichen Ausnutzbarkeit von zukinftigen
Baugrundstiicken innerhalb der Gewerbegebiete ist hinnehmbar, da sich die Reduzierung vor
allem auf den Teil stidlich der Wendeanlage bezieht, wo die Gewerbegebiete am schmalsten
sind und auch mit Uberbaubaren Grundstiicksflachen aufgrund der Anbauverbotszone nur
geringe bauliche Mdglichkeiten bestinden. Als weiterer Punkt betragt die Hohe der baulichen
Anlagen hier nur durchschnittlich 13 Meter gegeniiber dem vorhandenen Gelandeniveau, wobei
untergeordnete Gebaudeteile wie zum Beispiel Antennen, diese noch um 5 Meter liberschreiten
darfen.

Mit diesen Malinahmen wird etwa eine Halbierung der maximal moglichen Schallreflexionen
ermoglicht, die dann maximal 0,24 dB betragt. Dies filhrt zu keinen Uberschreitungen der
Gesundheitsgefahrdung (75 dB(A) tags beziehungsweise 65 dB(A) nachts) an den relevanten
Immissionsorten bis auf einen, wo der Wert um dann 0,18 dB nachts Uberschritten wird. Diese
Erhéhungen durch Reflexionen aufgrund der Bebauungsplanung liegen deutlich unterhalb der
menschlichen Wahrnehmungsschwelle (zwischen 1 und 3 dB) und sind daher trotz des hohen
Verkehrslarmes der Bundesautobahn 2 noch hinnehmbar. Dies gilt auch vor dem Hintergrund,
dass ohne den Bebauungsplan die Grenze zur Gesundheitsgefahr zwar bislang rechnerisch
nicht Uberschritten wurde, jedoch nur um 0,06 dB. Aufwendige Fassadengestaltung fur
Bebauungen im Plangebiet mit erhohter Larmabsorption sind vor diesem Hintergrund auch
unverhaltnismafig und wirden nicht oder kaum zu besseren Ergebnissen fuhren.

5.10.4 Gewerbelarm
Von den Betrieben in den Gewerbe- und Industriegebieten gehen typische Larmemissionen
aus, welche sich insbesondere im Wesentlichen aus den drei Emissionsquellen Haustechnik,
Kundenverkehr und Anlieferverkehr ergeben. Gemal den Empfehlungen des Larmgutachters
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werden vorliegend die in der schalltechnischen Untersuchung festgesetzten
Larmemissionskontingente festgesetzt, deren Einhaltung nach DIN 45691 zu prifen ist. Mithilfe
der Festsetzungen wird sichergestellt, dass auch mit zukinftig belegten Gewerbeflachen die
Orientierungswerte der DIN 18005 (Teil 1 fur Gewerbelarm) bericksichtigt und die
Immissionsrichtwerte der TA-Larm nicht tGberschritten beziehungsweise weiter relevant erhoht
werden (vergleiche auch Kapitel 5.1.5).

5.11 gestalterische Regelungen

Zur Schaffung eines stadtebaulich hochwertigen Gewerbeparkes Ortloh sind auch gestalterische
Regelungen erforderlich. Dies gilt insbesondere fiir Werbeanlagen von Gewerbebetrieben.

Um die stadtebaulich vertragliche Anbringung von Werbeanlagen zu realisieren sind
Regelungen erforderlich, um beispielsweise nachteilige Trading-Down-Effekte und Stérungen
von Nutzungen, wie zum Beispiel Wohnen, méglichst zu verhindern. Fir die Werbeanlagen
ansassiger Gewerbetreibender ist es wichtig, einen Ausgleich zwischen der Notwendigkeit gut
wahrnehmbarer Werbung einerseits und einem hochwertigen StraRenbild, das heifl3t auch im
Geschaftsumfeld andererseits herzustellen. In einem auch 6konomisch attraktiven Stadtbild
sollen die Werbeanlagen weder die einzelnen Gebaude noch das gesamte Strafl3enbild
dominieren. Stattdessen sollen die Werbeanlagen mdoglichst so an Gebauden und im
Stral3enraum integriert werden, dass die Nutzungs- und Aufenthaltsqualitat im Geltungsbereich
gesteigert wird.

Die Gestaltungsfestsetzungen fir die zuldssigen Werbeanlagen ansassiger Betriebe dienen
dem Erhalt und der Aufwertung des Ortshildes. Diese Werbeanlagen sollen sich harmonisch in
das StrafRenbild einfiigen und sich auch in die Architektur der Geb&ude einordnen. Aufdringliche
und damit stérende Formen und GréRen von Werbeanlagen werden mit Hilfe der gewahlten
Festsetzung ausgeschlossen. Auch der Standort von Werbung wird geregelt, um das
Planungsziel, attraktive oOffentliche Raume, die insbesondere durch Grinelemente gepragt
werden, einhalten zu kénnen.

Werbeanlagen sind daher nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.
Ausnahmsweise ist je Baugrundstiick auf3erhalb der tberbaubaren Grundstiicksflache eine
Werbeanlage an der Statte der Leistung mit einer maximalen Werbeflache von 10
Quadratmeter zulassig. Dabei darf eine Héhe von 5 Meter und eine Breite von 3 Meter nicht
Uberschritten werden. Hierdurch wird eine stérende Haufung von Werbeanlagen innerhalb der
offentlich wahrnehmbaren Bereiche verhindert sowie auch auf den betroffenen Réndern der
Gewerbe- und Industriegebiete im Ubergang zu Grinflachen und Freibereichen ein
harmonischer landschaftlicher Ubergang geschaffen.

Blinkende und sich bewegende Werbeanlagen, Wiederholungen an einer Gebaudeseite sowie
Leuchtprojektionen und Skybeamer dienen als Werbemittel dem Versuch, durch visuelle
Irritation moglichst groRe Aufmerksamkeit zu erregen. Dabei sind diese Werbeanlagen jedoch
besonders stérend fur die Wohnnutzungen und wirken auch im Ortsbild in aggressiver Weise
auffallig, irritierend und h&ufig minderwertig. Daher werden diese Formen von Werbeanlagen
ausgeschlossen. Selbstleuchtende Werbeschilder werden gestattet. Weitere Festsetzungen
tragen indirekt dazu bei, die negativen Auswirkungen von (beleuchteter) Werbung zu
begrenzen. Dazu gehort eine Begrenzung der Hohe von baulichen Anlagen. Auch die
HaupterschlieBung der Gewerbe- und Industriegebiete von der Schmalkalder Stral3e aus fihrt
regelmafig zu einer Reduzierung der Auswirkungen von beleuchtete Werbeanlagen, da sich
diese regelmaRig entlang der StraRenverkehrsflichen befinden und so von den sich im
sudlichen Planbereich beziehungsweise von den Gebauden im Plangebiet des
Bebauungsplanes Nr. 280 — Sondergebiet Schmalkalder Strale — mindestens teilweise
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verdeckt werden.

6

Umweltbericht

Bei der Aufstellung oder Anderung von Bauleitplanen sind gemaR BauGB die Belange des
Umweltschutzes (8 1 Absatz 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB) zu bericksichtigen. Im Rahmen der
Umweltprifung (8 2 Absatz 4 BauGB) werden die voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen ermittelt, in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet (siehe
Umweltbericht). Besonders hervorzuheben sind folgende Aspekte:

7

Unter Beriicksichtigung der Vermeidungsmalfinahmen, deren fachgerechte Umsetzung durch
eine 0©kologische Baubegleitung sicherzustellen ist, treten die artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestande des § 44 BNatSchG nicht ein.

Die zusatzliche Flacheninanspruchnahme und Uberbauung und Versiegelung fiihrt bei den
Schutzgiitern Boden, Flache, Klima und Landschaft zu mittleren bis zum Teil hohen
Auswirkungsstarken. Hohe Auswirkungsstarken resultieren aus der Betroffenheit von
Bereichen mit besonders fruchtbaren, schutzwirdigen Bdden sowie gliedernden und
belebenden Gehdlzen und sonstigen Landschaftsstrukturen.

Eine Ausgleichbarkeit den nicht vermeidbaren Auswirkungen ist multifunktional im
Zusammenhang mit der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung nach der Bewertungsmethode
Kreis Recklinghausen gewahrleistet.

Beeintrachtigungen potenziell vorkommender Bodendenkmale (Schutzgut Kultur- und
sonstige Sachguter) sind durch entsprechende Auflagen bei der Baudurchfiihrung
vermeidbar.

Unter  Beriicksichtigung der  VermeidungsmafRnahmen  (Entwasserungskonzept,
Schutzmalinahmen gegen die Schaden von Starkregenereignissen in
uberflutungsgefahrdeten Bereichen, umsichtige Baudurchfiihrung, keine Uberplanung
beziehungsweise Betroffenheit von Gewassern) ist festzustellen, dass alle planbedingten
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser die umweltfachliche Erheblichkeit nicht erreichen.

Das Plangebiet und das Umfeld sind verkehrlich stark vorbelastet. Durch die
verkehrsbedingten LArmimmissionen ist in Einzelfallen die Schwelle der Zumutbarkeit bereits
erreicht beziehungsweise Uberschritten. Durch den Vollzug des Bebauungsplanes ergeben
sich zusatzliche Verkehre und L&rmimmissionen. Diese sind vergleichsweise gering.
Angesichts der sehr starken Vorbelastungen, die die Schwelle der Zumutbarkeit zum Teil
Uberschreiten, sind sie jedoch als planbedingte umwelterhebliche Auswirkung (mit mittlerer
bis zum Teil hoher Auswirkungsstarke) einzustufen. Festzuhalten ist, dass in keinem Fall die
Schwelle der Gesundheitsgefahrdung (Schutzgut Mensch) erreicht beziehungsweise
Uberschritten wird.

Durch die Kontingentierung hinsichtlich des Gewerbelarms ist sichergestellt, dass an allen
relevanten Immissionsorten innerhalb und au3erhalb des Plangebietes die Immissionswerte
eingehalten werden. Zudem werden fir das gesamte Bebauungsplangebiete passive
SchallschutzmafRnahmen zum Schutz gegen Verkehrslarm zur Wahrung gesunder Wohn-
und Arbeitsbedingungen festgesetzt.

Mal3nahmen zur Verwirklichung

Aufgrund der bereits erfolgten Herstellung der notwendigen ErschlieBungsanlagen und der
Tatsache, dass sich die noch unbebauten Baugrundstiicke im Plangebiet fast ausnahmslos im
Eigentum der Gemeinde befinden, sind keine bodenordnerischen Malinahmen zur Umsetzung
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des Bebauungsplanes erforderlich. Innerhalb der Industriegebiete A1 und A2 befindet sich ein
Grundstuck in privatem Besitz (Gemarkung Recklinghausen, Flur 446, Flurstiick 73). Soweit hier
eine neue Nutzung durch den heutigen Eigentimer oder nach VeraufRerung durch einen neuen
Eigentiimer erfolgen soll, muss dieses entweder Uber eine neu zu schaffende Zufahrt von der
Schmalkalder StrafRe oder einen Anschluss an die OrtlohstralRe erfolgen. Eine Neuordnung der
Grundsttickszuschnitte kann hier auch auf privatrechtlicher Basis erfolgen.

8 Kosten und Finanzierung

Die fur den Planvollzug erforderlichen ErschlieRungssysteme sind bereits auf Basis des
bisher rechtskraftigen Bebauungsplanes hergestellt worden. Zusatzliche Herstellungskosten
sind daher nicht zu erwarten. Die Refinanzierung der Kosten erfolgt im Rahmen der
Regelungen des Baugesetzbuches durch ErschlieRungsbeitragsbescheide
beziehungsweise durch  Ablése der ErschlieBungskosten im Rahmen von
Abl6severeinbarungen.

Auch die erforderlichen Ausgleichsmalinahmen fur Eingriffe in Natur und Landschaft sind
bereits in Teilen hergestellt. Hier soll die Refinanzierung im Wesentlichen Uber
Ablosevereinbarungen im Rahmen des Grundstiuckserwerbs, alternativ. auch uber
Abrechnung von Kostenerstattungsbetragen nach den Vorgaben des § 135 BauGB erfolgen.
Soweit sich im Rahmen des Planvollzuges abzeichnet, dass die grol3eren
zusammenhangenden, bisher unbebauten Gewerbegebiete aufgrund einer kleinteiligen
Nachfragestruktur in mehrere Parzellen aufgeteilt werden sollen, kann die Errichtung neuer
ErschlielBungsstral3en, die von den heute vorhandenen StralRen aus die rickwartigen
Grundstiicksteile erschlieRen, erforderlich werden. Hierzu ware ein Anderungsverfahren fur
den Bebauungsplan erforderlich, in dem dann die Kosten flir eventuell notwendige
Baumafinahmen ermittelt werden.

9 Flachenbilanz

Flachentyp Elljlftgerz n gszgreait?netern Anteil in Prozent
1 |Gesamtflache des Plangebietes 16 159.793 100
2 | Gewerbegebiete 3,3 33.335 20,1
3 |Industriegebiete 8,6 85.840 53,7
4 | Stral3enverkehrsflachen 14 13.560 8,5
5 | Verkehrsberuhigte Bereiche 0,03 292 0,2
6 | Offentliche Griinflachen 0,7 7.191 4,5
7 | Flachen far Wald 1 10.043 6,3
8 |Flachen fur die Wasserwirtschaft | 0,8 8412 53
9 |Gewasser 0,1 1120 0,7

10 Hinweise
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Folgende Hinweise werden zur Information von Interessenten und Bauwilligen in den
Bebauungsplan aufgenommen:

Kampfmittel

Laut Stellungnahme des Staatlichen Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD) wurde auf der
Basis der zurzeit vorhandenen Unterlagen festgestellt, dass eindeutige Hinweise auf eine
Kampfmittelbelastung der beantragten Flache der beantragten Flache vorliegt (Indikator 3).

Es liegen Hinweise auf zwei Blindgéngerverdachtspunkte, eine teilweise Bombardierung,
Artilleriebeschuss sowie Stellungsbereiche vor.

Die Koordinaten fur die Blindgangerverdachtspunkte (ETRS 1989 / UTM Zone 32N) sind
folgende:

BVP, Rechtswert, Hochwert

2433, 378172,01, 5717424,37

2434, 378125,05, 5717467,34

Es sind folgende MalRnahmen zur Kampfmittelbeseitigung erforderlich:

» Bearbeiten der Blindgéngerverdachtspunkte 2433 sowie 2434, sofern diese innerhalb von 10
m zum Baufeld liegen.

» Absuchen (Oberflachendetektion) der zu bebauenden Flachen und Baugruben im Bereich
der Bombardierung durch den KBD-WL.

e Anwendung der Anlage 1 der Technischen Verwaltungsvorschrift fir die
Kampfmittelbeseitigung im Land Nordrhein-Westfalen (TVV ~ KpfMiBesNRW) -
Baugrundeingriffe auf Flachen mit Kampfmittelverdacht ohne konkrete Gefahr im Bereich der
Bombardierung.

» Absuchen (Oberflachendetektion) der Bereiche des Artilleriebeschusses durch den KBD-WL,
sofern diese nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges nicht Giberbaut wurden.

» Absuchen (Oberflachendetektion) der Stellungsbereiche durch den KBD-WL, sofern diese
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges nicht Giberbaut wurden.

Allgemeines

Weist bei der Durchfuhrung der Bauvorhaben der Erdaushub auf auRergewdhnliche
Verfarbung hin oder werden verdéachtige Gegenstande beobachtet, sind die Arbeiten sofort
einzustellen und der Fachbereich Blrger- und Ordnungsangelegenheiten, Feuerwehr oder
direkt Polizei/Feuerwehr zu verstandigen.

Bergbau

Das Plangebiet befindet sich Gber dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld ,Kdnig
Ludwig 1". Eigentimerin des Bergwerksfeldes ,Konig Ludwig 1" ist die TUlI Immobilien
Services GmbH, Von-Wiechert-Allee 4 in 30625 Hannover. Heute noch
einwirkungsrelevanter Bergbau ist im Planungsbereich in den hier vorliegenden Unterlagen
nicht verzeichnet. Uber mogliche zukiinftige, betriebsplanmifRig noch nicht zugelassene
bergbauliche Tatigkeiten ist nichts bekannt.

Ebenso liegt der Planbereich tber dem Bewilligungsfeld ,,Vincent". Die Bewilligung gewéahrt
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das zeitlich befristete Recht zur Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen (hier:
Grubengas). Inhaberin der Bewilligung ,Vincent" ist die SILOXA GAS GmbH, Eiland 3 in
45134 Essen. Bergschéaden bei der vorliegenden Art der Gewinnung von
Kohlenwasserstoffen sind nicht zu erwarten.

Bodendenkmaéler

Bei Bodeneingriffen koénnen Bodendenkmaéler (kultur- und/ oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, das heil3t Mauern, alte Graben, Einzelfunde aber auch Veranderungen und
Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt
werden. Hierzu bestehen folgende Auflagen der LWL-Arch&ologie fir Westfalen:

1. Der LWL-Archéologie fur Westfalen AulRenstelle Miinster (Tel. 0251/591-8911) oder der
Stadt als Untere Denkmalbehdrde sind Bodendenkmaler (kulturgeschichtliche Bodenfunde,
aber auch Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit,
Fossilien) unverziglich zu melden. lhre Lage im Gelénde darf nicht verandert werden (88 16
und 17 DSchG NRW).

2. Der LWL-Archéologie fur Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten des
betroffenen Grundstiicks zu gestatten, um ggf. archéologische Untersuchungen durchfiihren
zu konnen (8 26 (2) DSchG NRW). Die dafur bengtigten Flachen sind fur die Dauer der
Untersuchungen freizuhalten.

Anbaubeschrénkungen Bundesautobahn 2

Teile des Plangebietes liegen innerhalb der Anbauverbots- beziehungsweise
Anbaubeschrankungszone gemanR § 9a Bundesfernstraliengesetz (FStrG). Genehmigungen
fur Werbeanlagen sind daher nur im Einzelfall nach Zustimmung der obersten
Landesstral3enbaubehérde zu erteilen.

Beleuchtungsanlagen zur Bundesautobahn 2

Samtliche Beleuchtungsanlagen und beleuchtete Werbeanlagen sind so zu gestalten, dass
eine ablenkende und physiologische Beeintrdchtigung der Verkehrsteilnehmer auf der
Bundesautobahn 2 durch die Beleuchtungseinrichtungen (Lichtquellen) nachweislich
ausgeschlossen werden kann. Die installierten Lichtquellen sind ausreichend abzuschirmen.
Es wird empfohlen, Leuchtkdrper senkrecht im 90 Grad-Winkel zu montieren. Lichtfarbe und
Leuchtpunkthéhe sind verkehrsvertraglich auszuwéhlen. Die Schwellenwerterhéhung TI
solite 6 % nicht Uberschreiten. Bei Abweichung wird empfohlen, eine zusatzliche
gutachterliche Stellungnahme vorzulegen. Es wird dartiber hinaus empfohlen, die Autobahn
GmbH des Bundes oder deren Rechtsnachfolger bei der Neuerrichtung von
Beleuchtungsanlagen sowie beleuchteten Werbeanlagen zu beteiligen.

Anbaubeschrankungen aufferhalb der Ortsdurchfahrten

Teile des Plangebietes liegen innerhalb der Anbaubeschrankungszone gemal § 25 Absatz
des StrafRen- und Wegegesetzes NRW (StrWG NRW). Baugenehmigungen oder nach
anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen bedirfen in einem Bereich von 40 Meter,
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gemessen vom aufleren Rand der fur den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, der
Zustimmung der StraRenbaubehérde.

Richtfunkverbindung 305559136

Innerhalb der dargestellten Fresnelzone befindet sich die Richtfunkverbindung 305559136.
Sie beginnt bei 9 Meter Uber Grund auf der dargestellten Mittelachse. Diese raum-
bedeutsame Richtfunkstrecke darf durch bauliche Anlagen nicht beeintrachtigt werden.
Sollten zukinftige bauliche Anlagen und notwendige Baukréane in die Trasse ragen, ist eine
Abstimmung mit der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG oder deren Rechtsnachfolgern
erforderlich.

Entwasserung

1. Mit dem Bauantrag ist ein qualifizierter Entwasserungsantrag einzureichen, der friihzeitig
mit der Abteilung 62.4 Stadtentwasserung abzustimmen ist.

2. Niederschlagswasser von Dach-, Verkehrs- und sonstigen befestigten Flachen ist soweit
maoglich auf den privaten Grundstiicken zuriickzuhalten und soweit wie méglich Uber die
belebte Bodenzone zu versickern. Als Versickerungs- und Rickhalteanlagen geeignet sind
zum Beispiel flache naturnah ausgebaute Rasen- und Erdmulden, Mulden-Rigolen-Systeme,
oder Stauraumkanale. Hierzu wird auch auf DIN 12056 T3; DIN 1986-100 und die DIN EN
752 verwiesen. Als Erganzung =zu Ruickhalteanlagen kdnnen Zisternen zur
Brauchwassernutzung eingesetzt werden.

3. Die Niederschlagswasserversickerung mittels Mulden-Rigolen-Systemen auf privaten
Grundsticken bedarf nach dem Wasserhaushaltsgesetz und den Landeswassergesetz
Nordrhein-Westfalen einer wasserrechtlichen Erlaubnis

Pflanzliste
Deutscher Name Botanischer Name Hohe x Breite Bemerkungen
Durchschnittlich in
Metern
Kleinkronige Baume
Franzosischer Ahorn Acer monsspessulanum 10x 8
SaulenHainbuche Carpinus betulus "Frans 8x4
Fontaine"
Hainbuche Carpinus betulus 15x8
Gewdhnlicher L
Judasbaum Cercis siliquastrum 6x6
Apfel-Dorn Crataegus Lavallei "Carrieri" 8x5 Bienenweide
Blumenesche Fraxinus ornus 8x6 Bienenweide
Blasenbaum Koelreuteria paniculata 8x6 Bienenweide
Zier-Apfel Malus "Evereste" 6x5 Bienenweide
Mispel Mespilus germanica Alte Sorte
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Speierling Sorbus domestica
Holzbirne Pyrus pyraster
Holzapfel Malus sylvestris

MittelgrofRe Baume

FeldAhorn Acer campestre 15x12 Bienenweide
Schmalblattrige . - W
Esche g Fraxinus angustifolia "Raywood 20x 10
SaulenGleditischie Gleditsia Triacanthos "Skyline" 15x 10
Japanischer . : . .
Schnurrbaum Sophora japonica 15x15 Bienenweide
Kegelrobinie ROb'P'a pseu_doaf':ama 20x 12 Bienenweide
Bessoniana
Winterlinde Tilia cordata "Greenspire" 15x12
Zerreiche Quercus cerris 22x12
Ginkgo biloba 20x 12
Hopfenbuche Ostrya carpinifolia 15x12
Amberbaum Liquidambar styraciflua 15x8
Mehlbeere in Sorten Sorbus aria "Magnifica"
PurpurErle Alnus spathii 15x10
GroRbaume
Sudlicher . .
Ziirgelbaum Celtis australis 20x 10
Silberlinde Tilia tomentosa "Brabant" 30x 20
Hollandische Linde Tilia europaea "Pallida"

gesetzlich geschutzte Alleen

Im Plangebiet befinden sich mehrere gesetzlich geschiitzte Alleen. Auf der OrtlohstralRe
befinden sich die Alleen mit der Bezeichnung AL-RE-0105 und AL-RE-0108 sowie auf der
Schmalkalder StraRe die Allee mit der Bezeichnung AL-RE-0106. Alleen sind nach dem
Landesnaturschutzgesetz NRW (LNatSchG NRW) besonders geschiitzt. So ist es nach § 41
Absatz 1 LNatSchG NRW verboten, Alleen zu beseitigen, sie zu zerstdren, zu beschadigen
oder Handlungen durchzufiihren, die zu nachteiligen Veranderungen fihren kénnen.

Artenschutz

Fir den Bebauungsplan wurde eine artenschutzrechtliche Prifung durchgefiihrt
(Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe Il, Landschaft und Siedlung AG Oktober 2022).
Dabei wurde das Plangebiet auf das Vorkommen potentiell vorkommender
planungsrelevanter Tierarten untersucht. Folgende Hinweise zur Vermeidung der
Verbotstatbestande gemafR § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind hierbei
besonders zu beachten:

1. Zum Schutz genutzter Ruhe- und Reproduktionsstatten der Vogel vor der Beschadigung
und Inanspruchnahme im Rahmen der Bautétigkeiten, darf eine Geholzbeseitigung zur
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Baufeldfreimachung nur auf3erhalb der Reproduktionszeit der Végel (das heildt nur im
Zeitfenster vom 1. Oktober bis zum 28. Februar eines jeden Jahres) erfolgen. Von diesen
Vorgaben kann fur Teilflachen abgewichen werden, wenn durch eine vorherige Begutachtung
durch eine fachlich qualifizierte Person, Beeintrdchtigungen von Ruhe- und
Reproduktionsstatten von Vogeln ausgeschlossen werden kénnen.

Ist widererwartend ein Verlust von Hohlenbdumen auf der nachfolgenden Planungsebene
unvermeidlich, so ist vor der Fallung im Rahmen einer 6kologischen Baubegleitung eine
Kontrolle des Hohlenbaumes auf eine Nutzung durch Fledermause erforderlich, um
Individuenverluste auszuschlieRen. In Abh&ngigkeit der nach der Kontrolle vorliegenden
Ergebnisse sind gegebenenfalls weitere MalRnahmen erforderlich.

2. Fur die sechs Fledermausarten Abendsegler, Braunes Langohr, Breitfligelfledermaus,
Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus und die Zwergfledermaus, sind Vorgaben fiir die
zukilnftige Beleuchtung zu beriicksichtigen. Dies betrifft die ndhere Umgebung der Konig-
Ludwig-Radtrasse, der OrtlohstralRe, der selbststandigen Fuf3- und Radwege, der Alten
Roéllingh&duser Stral3e, der Zechenstral3e, die nordlichen Grenzen der Gewerbegebiete GE
Al, A2, A3 und A4, die westlichen Grenzen der Gewerbegebiete GE A4, A7 und Al3, die
sudlichen Grenzen der Gewerbegebiete GE A8, A9 und A10 sowie die unmittelbar
angrenzenden Flachen der Bahnstrecke Oberhausen-Osterfeld-Hamm (Streckennummer
2250). Dabei geht es insbesondere um den Erhalt von Dunkelrdumen und die Vermeidung
einer Erhdhung der Lichtverschmutzung. Folgende MaRnahmen sind hierbei zu
bericksichtigen:

- Konzentration der Beleuchtung (Lichtkegel) auf die zu beleuchtenden Bereiche durch
Verwendung vollstandig geschlossener, nur nach unten ausgerichteter Lampentypen mit
einer Lichtabschirmung (Abblendung) nach oben und nach hinten

- Begrenzung der Leuchtpunkthéhe auf das unbedingt erforderliche Mal3. Vorzugsweise sind
mehrere schwéachere, niedrig angebrachte Lichtquellen zu verwenden als wenige hohe, aber
daflr starkere Lichtquellen

- Verwendung von insektenvertraglichen Leuchtmitteln mit geringem Ultraviolett-Anteil und
einem eingeschrankten Spektralbereich (Spektralbereich 590 bis 630 Nanometer), zum
Beispiel amberfarben.

- Bei der Installation von Lichtquellen sind auch reflektierende Wirkungen baulicher Anlagen
(Gebaudefassaden, Mauern, et cetera) zu berlcksichtigen. Eine intensive indirekte
Beleuchtung der umgebenden Landschaft durch eine helle Rickstrahlung angestrahlter
Objekte ist durch ein angepasstes Beleuchtungsmanagement/Auswahl von Standorten,
Technik, Anordnung oder ahnlichem zu vermeiden.

3. Fir den Star sind vorsorglich Mal3nhahmen zur dauerhaften Sicherung der 6kologischen
Funktion (CEF-Mal3nahmen) umzusetzen, soweit auf eine Bebauung der sudlich der
Schmalkalder Stral3e gelegenen Weide nicht verzichtet werden kann. In der Mal3hahme geht
es insbesondere um die vorsorgliche Installation geeigneter Ersatzniststatten in Verbindung
zu geeigneten Nahrungshabitaten.

Weitere Anforderungen an den Artenschutz im Plangebiet sind in der artenschutzrechtlichen
Prifung beschrieben.

Einsichtnahme in Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften und Gutachten
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Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (insbesondere Gesetze, Verordnungen,
Erlasse, DIN-Vorschriften) und Gutachten kénnen wahrend der Dienststunden bei der Stadt
Recklinghausen, im Fachbereich Planen, Umwelt, Bauen — Technisches Rathaus -,
Westring 51, 45659 Recklinghausen eingesehen werden.

11 Gutachten und Fachbeitrage

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe Il fur die Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 283 ,,Gewerbepark Ortloh, Teil 1 und Teil 2“ und Aufhebung des Bebauungsplanes
Nr. 185/1 ,Gewerbepark Ortloh* der Stadt Recklinghausen, Biro Landschaft und
Siedlung, Oktober 2022

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 283,
Teilplan 2 ,Gewerbepark Ortloh®, Biiro Landschaft und Siedlung, Januar 2023

Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 283 — Teilplan 2 ,Gewerbepark Ortloh”, Buteo
Landschaftsokologen, Februar 2023

Schallimmissionsprognose Bebauungsplan Nr. 283 ,Ortloh”, Recklinghausen, Teilplan
Sid, Ingenieurblro Stocker, Januar 2023

Recklinghausen, den 05. Dezember 2023

Im Auftrag

Brunsiek

Fachbereichsleiter
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12 Textliche Festsetzungen und Hinweise

1. Festsetzungen gemaR § 9 BauGB in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung

1.1 Zuléassigkeit von Nutzungen in den Gewerbe- und Industriegebieten (8§ 9 Absatz 1 Nr.
1 BauGB in Verbindung mit 8 1 Absatz 4 BauNVO)

1.1.1 Zulassig sind gemall § 1 Absatz 4 BauNVO Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren
Gerausche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente Lek nach DIN
45691 (Ausgabe Dezember 2006) weder tags (6.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00
Uhr bis 6.00 Uhr) Gberschreiten:

Bereich Teilflache i ;;K(}i;?nsz ng?:;g‘f
S o1 GIAL A2.A3| 64 45
S 02 GEB3,B4| _ 54 39
S 03 GEB5,B6| 54 39
S 04 GIA4, A5 A6| 60 46
S 05 GEBLB2| _ 60 43

Fur den im Plan dargestellten Richtungssektor Sid erhéhen sich die Emissionskontingente
Lek der folgenden Teilflachen i um folgende Zusatzkontingente:

Richtungssektor Sektorengrenzen in Teilflache Zusatzkontingent
K Grad* i LEK.zus
Bezugspunkt dB(A)/m?
(Koordinatensystem
ETRS89)1:
3237 7434/
571 7471

Nord = 0 Grad

Anfang Ende Tag Nacht

Sad 90 Grad 270 Grad S 01 4 8

* gegen den Uhrzeigersinn

Ein Vorhaben erfillt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans,
wenn der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert der TA Larm an den
mafgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze).

1.1.2 Im Gewerbegebiet GE B6 sind nur Betriebe und Anlagen gemafd § 8 Absatz 2 und 3
BauNVO zulassig beziehungsweise ausnahmsweise zuldssig, soweit sie im Sinne des §
6 BauNVO das Wohnen nicht wesentlich storen und gemald 8§ 6 BauNVO zugelassen
werden konnten.

1.1.3 In den Gewerbegebieten GE B4 und B5 sind Anlagen der Abstandsklassen I-VI der
Abstandsliste zum Runderlass des Ministeriums fur Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 6. Juni 2007 - SMBI. NW. 283 - (im Folgenden
»Abstandserlass NRW*) und Anlagen mit &hnlichem Emissionsverhalten nicht zugelassen.
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1.1.5

1.2

1.2.1

1.2.2

1.2.3

1.3

131

1.3.2

1.3.3

134

Bei in der Abstandsliste NRW mit (*) gekennzeichneten Anlagen kénnen in den oben
genannten Gewerbegebieten jeweils die Abstéande der nachsten Abstandsklasse
zugrunde gelegt werden.

In den Industriegebieten Gl Al, A3, A4 und A6 sowie den Gewerbegebieten GE B2 und
B3 sind Anlagen der Abstandsklassen I-V der Abstandsliste zum Abstandserlass NRW
und Anlagen mit &hnlichem Emissionsverhalten nicht zugelassen.

Bei in der Abstandsliste NRW mit (*) gekennzeichneten Anlagen kdénnen in den oben
genannten Gewerbegebieten jeweils die Abstande der néchsten Abstandsklasse
zugrunde gelegt werden.

In den Industriegebieten GI A2 und A5 sowie dem Gewerbegebiet GE B1 sind Anlagen
der Abstandsklassen I-IV der Abstandsliste zum Abstandserlass NRW und Anlagen mit
ahnlichem Emissionsverhalten nicht zugelassen.

Bei in der Abstandsliste NRW mit (*) gekennzeichneten Anlagen koénnen in den oben
genannten Gewerbegebieten jeweils die Abstédnde der nachsten Abstandsklasse
zugrunde gelegt werden.

Ausnahmsweise Zulassigkeit von Nutzungen in den Gewerbe- und
Industriegebieten (8 9 Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit 8 31 Absatz 1 BauGB)

Im Gewerbegebiet GE B6 kénnen gemal} § 31 Absatz 1 BauGB Betriebe und Anlagen der
Abstandsklasse VII gemall Abstandserlass NRW und Anlagen mit &hnlichem
Emissionsverhalten zugelassen werden, wenn deren Emissionen durch technische und/
oder organisatorische Mafinahmen nachweislich auf den in den Gebieten allgemein
zulassigen Storgrad reduziert werden konnen. Dies ist im Genehmigungsverfahren
gutachterlich nachzuweisen.

In den Industriegebieten GI Al, A2, A3, A4, A5 und A6 sowie den Gewerbegebieten GE
B1, B2, B3, B4 und B5 kénnen gemal § 31 Absatz 1 BauGB Betriebe und Anlagen der
vorausgehenden Abstandsklasse beziehungsweise des nachstgroReren Abstands geman
Abstandsliste zum Abstandserlass NRW und Anlagen mit &hnlichem Emissionsverhalten
zugelassen werden, wenn deren Emissionen durch technische und/ oder organisatorische
MalRnahmen nachweislich auf den in den Gebieten allgemein zulassigen Stérgrad
reduziert werden kdnnen. Dies ist im Genehmigungsverfahren gutachterlich
nachzuweisen.

Im Gewerbegebiet GE B1 sind ausnahmsweise Einzelhandelstriebe zum Verkauf von
Kraftfahrzeugen sowie Auto-/ Motorradzubehdr und Motorradbekleidung zulassig.

Unzulassigkeit von Nutzungen in den Gewerbe- und Industriegebieten (8 9 Absatz
1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit 8§ 1 Abséatze 5 und 9 sowie § 8 und 8 9 BauNVO)

In allen Gewerbe- und Industriegebieten sind Anlagen, die einen Betriebsbereich im Sinne
von § 3 Absatz 5a Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) bilden oder Teil eines
solchen Betriebsbereiches waren, ausgeschlossen.

In allen Gewerbe- und Industriegebieten mit Ausnahme des Gewerbegebietes GE B1 sind
Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige Handelsbetriebe, die Giter auch an
Endverbraucher verkaufen, unzulassig.

In allen Gewerbegebieten sind die in § 8 Absatz 3 Nr. 3 BauNVO aufgefiihrten
Vergnigungsstatten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit unzul&ssig.

In allen Gewerbe- und Industriegebieten sind Bordelle und bordellartige Betriebe als
Gewerbebetriebe aller Art im Sinne von § 8 Absatz 2 Nr.1 beziehungsweise § 9 Absatz 2
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1.4

Nr. 1 BauNVO nicht zulassig.

Untergeordnete Verkaufsstatten in Gewerbebetrieben (8 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB in
Verbindung mit § 1 Absatze 5 und 9 sowie § 8 und § 9 BauNVO)
Verkaufsstatten  von  Handwerksbetrieben  sowie vor Ort  produzierenden
Gewerbebetrieben sind ausnahmsweise zulassig, wenn,
1. die angebotenen Waren in einem raumlichen und funktionalen Zusammenhang
mit dem auf dem Baugrundstiick ansassigen Betrieb stehen und
2. die Verkaufsflache dem auf dem Baugrundstick ansassigen Betrieb in
Grundflache und Baumasse deutlich untergeordnet ist.

Die Recklingh&auser Sortimentsliste (Stand Oktober 2019) ist hierbei zu beachten. In dieser
ist hinterlegt, welches Sortiment zentrenrelevant oder nahversorgungsrelevant ist. Die
nicht zentrenrelevanten Sortimente umfassen alle jene Sortimente, die nicht den
zentrenrelevanten oder nahversorgungsrelevanten Sortimenten angehdren.

Recklinghduser Sortimentsliste (Stand Oktober 2019)

Zentrenrelevante Sortimente Nahversorgungsrelevante
Sortimente

Sanitatswaren, medizinische, | Nahrungs- und Genussmittel, Getranke,

orthopadische Artikel Tabak-, Reformwaren

pharmazeutische Artikel Gesundheits- _und _Kdorperpflegeartikel

Papier-/ Schreibwaren (Drogeriewaren inklusive Wasch- und

Blcher Putzmittel, Kosmetika)

Spielwaren Zeitschriften, Zeitungen

Bastelartikel, Burobedarf Schnittblumen

Bekleidung (Herren, Damen, Kinder /
Sauglinge), Wasche

Schuhe, Lederwaren

Sportbekleidung,  -schuhe,  -artikel
(ohne Angelartikel, Jagdartikel,
Reitsportartikel und Sportgro3gerate)
Haushaltswaren, Glas / Porzellan /
Keramik, Korbwaren

Kunstgewerbe, Bilder / Rahmen /
Spiegel

Haus-/  Tischwasche, Bettwasche
(Bettbezlige, Laken), Badtextilien
Wolle, Kurzwaren, Handarbeiten,
Stoffe

Baby-, Kinderartikel (Kleinteile wie zum
Beispiel Schnuller, Flaschen, Zubehor
zum Futtern, Wickeln)

Uhren, Schmuck

Optik, Akustik

Musikalien, Musikinstrumente

Elektrogerate, Medien (=
Unterhaltungs-,
Kommunikationselektronik, Computer,
Foto)

Elektro-Haushaltswaren (Kleingerate
wie zum Beispiel Mixer, Blgeleisen)
(ohne Elektrogrofl3gerate)
Campingartikel (ohne Grof3gerate)
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1.5 Passive SchallschutzmaRhahmen (8§ 9 Absatz 1 Nr. 24 BauGB)
Gemal § 9 Absatz 1 Nr. 24 BauGB wird festgesetzt, dass bei der Errichtung, Erweiterung,
Anderung oder Nutzungsanderung von Geb&uden nach aulRen abschlieBende Bauteile
von schutzbedirftigen Aufenthaltsraumen nach DIN 4109 (2018-01) zum Schutz vor
einwirkenden Larm so auszufiihren sind, dass sie die Anforderungen an das gesamte
bewertete Bau-Schalldamm-Mal} R'w.ges gemal DIN 4109-1 (2018-01) erfillen.
Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau-Schallddmm-Mal3e R'w.ges der
AuRRenbauteile von schutzbedirftigen RAumen ergeben sich unter Berucksichtigung der
unterschiedlichen Raumarten und des mal3geblichen AufRRenlarmpegels La nach DIN
4109-2 (2018-01) aus der nachfolgenden Tabelle.
Der maRgebliche AuBenlarmpegel La ist in der Planurkunde dargestellt.
Anforderungen Fur Bettenrdume | FuUr Aufenthaltsraume | Fur Bulrordume
gemal DIN 4109 | in in Wohnungen, | und Ahnliches
(2018-01) Krankenanstalten Ubernachtungsraume
und Sanatorien in
Beherbergungsstatten,
Unterrichtsraume und
Ahnliches
Gesamtes La- 25 La-30 La-35
bewertetes Bau-
Schallddmm-Malf3
R'w.ges in dB
Mindestens einzuhalten sind:
R'w.ges = 35 dB fir Bettenrdaume in Krankenanstalten und Sanatorien;
R'w.ges = 30 dB fir Aufenthaltsraume in Wohnungen, Ubernachtungsraume in
Beherbergungsstatten;
Ausnahmen von diesen Festsetzungen kdnnen in Abstimmung mit den zustadndigen
Fachbehorden zugelassen werden, soweit durch einen anerkannten Sachverstandigen im
Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass ein geringerer mal3geblicher
AulRenlarmpegel La nach DIN 4109-2 (2018-01) vorliegt.
Die Berechnung der konkreten Dammwerte erfolgt im bauaufsichtlichen
Genehmigungsverfahren.
1.6 Bepflanzungsfestsetzungen (8 9 Absatz 1 Nr. 25 aund b BauGB)
1.6.1 Inden Gewerbe- und Industriegebieten sind Flachdacher sowie flach geneigte Dacher von

Gebauden mit einer Dachneigung von 0 — 15 Grad vollstandig mit einer mindestens 8 cm
dicken durchwurzelbaren Substratschicht zu versehen und mindestens extensiv zu
begriinen. Ausgenommen hiervon sind Gebaudeteile, die der Belichtung, Be- und
Entliftung sowie den Brandschutzeinrichtungen dienen, zur Aufnahme von technischen
Anlagen vorgesehen sind oder es sich um Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
handelt, die eine Dachflache von weniger als 18 Quadratmetern aufweisen. Die
Begrinungspflicht entsteht, wenn Dachflachen im oben genannten Sinne neu geschaffen
werden. Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind hierbei aufgestandert tiber
der Dachbegriinung auszuftihren.

Ausnahmsweise kann auf die Herstellung eines Griindaches auch in Teilen verzichtet
werden, wenn aus Brandschutzgrinden die Errichtung eines Grundaches nicht mdglich
ist oder ein Grundach nur mit einem unverhaltnismafigen wirtschaftlichen Mehraufwand
(beispielsweise regelmafig bei Leichtbauhallen) errichtet werden kann.
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1.6.2

1.6.3

164

1.6.5

1.7

1.71

1.7.2

1.8

1.8.1

1.8.2

1.8.3

1.9

In den Gewerbe- und Industriegebieten sind geschlossene Gebdudewande in einem
Mindestabstand von 5,00 m mit Rank- oder Kletterpflanzen zu begriinen.

Auf den Baugrundstiicken in den Gewerbe- und Industriegebieten ist fur die Errichtung
von je angefangenen vier Stellplatzen ein hochstammiger sowie standortgerechter
Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 20 cm in 1,00 m Hohe zu pflanzen.
Die Anwendung der unter dem Hinweis Nr. 2.9 auf der Planurkunde hinterlegten
Pflanzliste wird empfohlen.

Auf den Baugrundstiicken in den Gewerbe- und Industriegebieten ist je angefangene 300
m2 Grundsticksflache ein standortgerechter hochstammiger Laubbaum mit einem
Stammumfang von mindestens 20 cm in 1,00 m Hoéhe zu pflanzen. Die Anwendung der
unter dem Hinweis Nr. 2.9 auf der Planurkunde hinterlegten Pflanzliste wird empfohlen.

In den im Bebauungsplan festgesetzten StraRenverkehrsflachen sind innerhalb der
OrtlohstraRe* 15 und innerhalb der Schmalkalder Strale 25 standortgerechte
hochstammige Laubbdume mit einem Stammumfang von mindestens 20 cm in 1,00 m
Hohe zu pflanzen und zu erhalten. Bereits gepflanzte Baume, die die Merkmale erfullen,
konnen auf die zu pflanzenden Baume angerechnet werden. Die Anwendung der unter
dem Hinweis Nr. 2.4 auf der Planurkunde hinterlegten Pflanzliste wird empfohlen.

Hohe baulicher Anlagen (8 9 Absatz 1. Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 Absatz
2 Nr. 4 und § 18 BauNVO)

Als oberer Abschluss (= maximal zulassige Hohe) gilt je nach Dachform: Oberkante First
oder die Schnittlinie der AuRenwand mit der Dachhaut beziehungsweise der oberste
Abschluss der Wand (Attika).

Innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete kann die zulassige Hohe baulicher Anlagen
durch untergeordnete Gebaudeteile, Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie,
fernmeldetechnische Nebenanlagen, technische Betriebseinrichtungen und
Nebenanlagen zur Aufrechterhaltung der zuldssigen Nutzung wie, Schornsteine, Be- und
Entluftungsanlagen, Aufzugsschachte, Technikzentralen etc. um maximal 5,0 m
Uberschritten werden, sofern auf allen Seiten ein Abstand von mindestens der Hohe des
untergeordneten Geb&udeteils zur Au3enkante der AufRenwand eingehalten wird.

Flachen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (8 9 Absatz 1 Nr. 21 BauGB)

Die Flachen A sind mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des
Versorgungstragers (Ferngas) zu belasten.

Die Flachen RE sind mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadt
Recklinghausen zu belasten.

Den Nutzern des Flurstiickes Gemarkung Recklinghausen, Flur 446, Flurstiick 73 wird ein
temporares Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf dem Flurstick Gemarkung
Recklinghausen, Flur 446, Flurstick 330 eingerdaumt. Dieses befindet sich im
Gewerbegebiet auf einer Flache zwischen der stdwestlichen Flurstiicksgrenze des
Flurstiickes Gemarkung Recklinghausen, Flur 446, Flurstiick 307 und einer davon 6 Meter
entfernten Parallele, die sich studwestlich der Flurstiicksgrenze befindet. Dieses Geh-,
Fahr-, und Leitungsrecht ist innerhalb der Planzeichnung nicht verortet. Das temporare
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht erlischt, wenn die zurzeit vorhandene landwirtschaftliche
Nutzung auf dem Flurstickes Gemarkung Recklinghausen, Flur 446, Flurstick 73
aufgegeben wird.

Zuordnung von Ausgleichsflachen (8 9 Absatz 1a BauGB)

Stand: Satzungsbeschluss 63



1.10

2.1

2.2

Den in der Planzeichnung mit AE 1, AE 4, AE 5, AE 6, AE 7, AE 8, AE 10, AE 11, AE 12
und AE 14 gekennzeichneten Ausgleichsflachen werden die Grundstiicke der
festgesetzten Gewerbe- und Industriegebiete, welche sich innerhalb des durch
[ [ I -Signatur gekennzeichneten Eingriffsbereiches befinden, im Sinne
des 8§ la Absatz 3 BauGB zu 7,69 % zugeordnet. Die MaRRnahmen innerhalb der
Ausgleichsflachen werden innerhalb des landschaftspflegerischen Begleitplans
dargestellt und erlautert.

Gestaltung von Werbeanlagen (8 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit 8 89 Abséatze
1 und 2 BauO NRW)

Werbeanlagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zul&ssig.

Ausnahmsweise ist je Baugrundstiick aul3erhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflache
eine Werbeanlage an der Statte der Leistung mit einer maximalen Werbeflache von 10 m2
zulassig. Dabei darf eine Hohe von 5 m und eine Breite von 3 m nicht tberschritten
werden.

Unzulassig sind blinkende und sich bewegende Werbeanlagen sowie Wiederholungen an
einer Gebaudeseite. Leuchtprojektionen und Skybeamer sind ebenfalls ausgeschlossen.

Hinweise

Kampfmittelbeseitigung

Laut Stellungnahme des Staatlichen Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD) wurde auf
der Basis der zurzeit vorhandenen Unterlagen festgestellt, dass eindeutige Hinweise auf
eine Kampfmittelbelastung der beantragten Flache der beantragten Flache vorliegt
(Indikator 3).

Es liegen Hinweise auf zwei Blindgéngerverdachtspunkte, eine teilweise Bombardierung,
Artilleriebeschuss sowie Stellungsbereiche vor.

Die Koordinaten fur die Blindgangerverdachtspunkte (ETRS 1989 / UTM Zone 32N) sind
folgende:

BVP, Rechtswert, Hochwert

2433, 378172,01, 5717424,37

2434, 378125,05, 5717467,34

Es sind folgende MaRRnahmen zur Kampfmittelbeseitigung erforderlich:

» Bearbeiten der Blindgangerverdachtspunkte 2433 sowie 2434, sofern diese innerhalb
von 10 m zum Baufeld liegen.

» Absuchen (Oberflachendetektion) der zu bebauenden Flachen und Baugruben im
Bereich der Bombardierung durch den KBD-WL.

» Anwendung der Anlage 1 der Technischen Verwaltungsvorschrift fur die
Kampfmittelbeseitigung im Land Nordrhein-Westfalen (TVV KpfMiBesNRW) -
Baugrundeingriffe auf Flachen mit Kampfmittelverdacht ohne konkrete Gefahr im Bereich
der Bombardierung.

» Absuchen (Oberflachendetektion) der Bereiche des Artilleriebeschusses durch den KBD-
WL, sofern diese nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges nicht tiberbaut wurden.

» Absuchen (Oberflachendetektion) der Stellungsbereiche durch den KBD-WL, sofern
diese nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges nicht Giberbaut wurden.

Bergbau

Das Plangebiet befindet sich tber dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld ,Konig
Ludwig 1". Eigentimerin des Bergwerksfeldes ,Konig Ludwig 1" ist die TUI Immobilien
Services GmbH, Von-Wiechert-Allee 4 in 30625 Hannover. Heute noch
einwirkungsrelevanter Bergbau ist im Planungsbereich in den hier vorliegenden
Unterlagen nicht verzeichnet. Uber mogliche zukinftige, betriebsplanmafRig noch nicht
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zugelassene bergbauliche Tatigkeiten ist nichts bekannt.

Ebenso liegt der Planbereich tUber dem Bewilligungsfeld ,,Vincent". Die Bewilligung
gewahrt das zeitlich befristete Recht zur Aufsuchung und Gewinnung von
Kohlenwasserstoffen (hier: Grubengas). Inhaberin der Bewilligung ,Vincent" ist die
SILOXA GAS GmbH, Eiland 3 in 45134 Essen. Bergschéaden bei der vorliegenden Art der
Gewinnung von Kohlenwasserstoffen sind nicht zu erwarten.

Bodendenkmaler

Bei Bodeneingriffen kdonnen Bodendenkmadler (kultur- und/ oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, das heil3t Mauern, alte Graben, Einzelfunde aber auch Veranderungen und
Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt
werden. Hierzu bestehen folgende Auflagen der LWL-Archaologie fir Westfalen:

1. Der LWL-Archaologie fur Westfalen Auf3enstelle Miinster (Tel. 0251/591-8911) oder der
Stadt als Untere Denkmalbehdrde sind Bodendenkmaler (kulturgeschichtliche
Bodenfunde, aber auch Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen
Bodenbeschaffenheit, Fossilien) unverziiglich zu melden. lhre Lage im Gelande darf nicht
verandert werden (88 16 und 17 DSchG NRW).

2. Der LWL-Archaologie fir Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten des
betroffenen Grundstiicks zu gestatten, um ggf. archaologische Untersuchungen
durchfihren zu kénnen (§ 26 (2) DSchG NRW). Die dafirr bendétigten Flachen sind fur die
Dauer der Untersuchungen freizuhalten.

Anbaubeschrankungen Bundesautobahn 2

Teile des Plangebietes liegen innerhalb der Anbauverbots- beziehungsweise
Anbaubeschrankungszone gemall § 9a BundesfernstralBengesetz  (FStrG).
Genehmigungen fir Werbeanlagen sind daher nur im Einzelfall nach Zustimmung der
obersten LandesstraRenbaubehdrde zu erteilen.

Beleuchtungsanlagen zur Bundesautobahn 2

Samtliche Beleuchtungsanlagen und beleuchtete Werbeanlagen sind so zu gestalten,
dass eine ablenkende und physiologische Beeintrachtigung der Verkehrsteilnehmer auf
der Bundesautobahn 2 durch die Beleuchtungseinrichtungen (Lichtquellen) nachweislich
ausgeschlossen werden kann. Die installierten Lichtquellen sind ausreichend
abzuschirmen. Es wird empfohlen, Leuchtkdrper senkrecht im 90 Grad-Winkel zu
montieren. Lichtfarbe und Leuchtpunkthéhe sind verkehrsvertraglich auszuwéhlen. Die
Schwellenwerterhéhung Tl sollte 6 % nicht Uberschreiten. Bei Abweichung wird
empfohlen, eine zusatzliche gutachterliche Stellungnahme vorzulegen. Es wird dariiber
hinaus empfohlen, die Autobahn GmbH des Bundes oder deren Rechtsnachfolger bei der
Neuerrichtung von Beleuchtungsanlagen sowie beleuchteten Werbeanlagen zu
beteiligen.

Anbaubeschréankungen aufRerhalb der Ortsdurchfahrten

Teile des Plangebietes liegen innerhalb der Anbaubeschrankungszone gemaR3 § 25
Absatz des StraRen- und Wegegesetzes NRW (StrWwG NRW). Baugenehmigungen oder
nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen bedirfen in einem Bereich von
40 Meter, gemessen vom &ulReren Rand der fir den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten
Fahrbahn, der Zustimmung der StraRenbaubehdrde.

Richtfunkverbindung 305559136

Innerhalb der dargestellten Fresnelzone befindet sich die Richtfunkverbindung
305559136. Sie beginnt bei 9 Meter Uber Grund auf der dargestellten Mittelachse. Diese
raumbedeutsame Richtfunkstrecke darf durch bauliche Anlagen nicht beeintrachtigt
werden. Sollten zukinftige bauliche Anlagen und notwendige Baukréne in die Trasse
ragen, ist eine Abstimmung mit der Telefénica Germany GmbH & Co. OHG oder deren
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Rechtsnachfolgern erforderlich.

Entwasserung

1. Mit dem Bauantrag ist ein qualifizierter Entwasserungsantrag einzureichen, der
frihzeitig mit der Abteilung 62.4 Stadtentwasserung abzustimmen ist.

2. Niederschlagswasser von Dach-, Verkehrs- und sonstigen befestigten Flachen ist
soweit moglich auf den privaten Grundstiicken zurtickzuhalten und soweit wie maglich
Uber die belebte Bodenzone zu versickern. Als Versickerungs- und Rickhalteanlagen
geeignet sind zum Beispiel flache naturnah ausgebaute Rasen- und Erdmulden, Mulden-
Rigolen-Systeme oder Stauraumkanéle. Hierzu wird auch auf DIN 12056 T3, DIN 1986-
100 und die DIN EN 752 verwiesen. Als Ergénzung zu Ruckhalteanlagen kdnnen
Zisternen zur Brauchwassernutzung eingesetzt werden.

3. Die Niederschlagswasserversickerung mittels Mulden-Rigolen-Systemen auf privaten
Grundstiicken bedarf nach dem Wasserhaushaltsgesetz und den Landeswassergesetz
Nordrhein-Westfalen einer wasserrechtlichen Erlaubnis

Pflanzliste
Deutscher Name Botanischer Name Hohe x Breite Bemerkungen
Durchschnittlich
in Metern

Kleinkronige Baume
Franzosischer Acer monsspessulanum 10x 8
Ahorn
SaulenHainbuche Carpinus  betulus "Frans| 8 x4

Fontaine"
Hainbuche Carpinus betulus 15x8
Gewohnlicher -
Judasbaum Cercis siliquastrum 6Xx6
Apfel-Dorn Crataegus Lavallei "Carrieri* | 8 x5 Bienenweide
Blumenesche Fraxinus ornus 8x6 Bienenweide
Blasenbaum Koelreuteria paniculata 8x6 Bienenweide
Zier-Apfel Malus "Evereste" 6x5 Bienenweide
Mispel Mespilus germanica
Speierlin Sorbus domestica

& . g Alte Sorte

Holzbirne Pyrus pyraster
Holzapfel Malus sylvestris
MittelgrofRe Baume
FeldAhorn Acer campestre 15x12 Bienenweide
Schmalblattrige Fraxinus angustifolia
Esche "Raywood" 20x10
SaulenGleditischie | Gleditsia Triacanthos| 15 x 10

"Skyline"
Japanischer . . . .
Schnurrbaum Sophora japonica 15x15 Bienenweide
Kegelrobinie ,I,?Ob'ma . pseudoacacia 20x 12 Bienenweide

Bessoniana

Winterlinde Tilia cordata "Greenspire" 15x12
Zerreiche Quercus cerris 22x12

Ginkgo biloba 20x 12
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Hopfenbuche Ostrya carpinifolia 15x12
Amberbaum Liguidambar styraciflua 15x8
Mehlbeere in| Sorbus aria "Magnifica"

Sorten

PurpurErle Alnus spathii 15x10
GrolRbaume

Suadlicher : .

Zirgelbaum Celtis australis 20 x 10
Silberlinde Tilia tomentosa "Brabant” 30x20
Hollandische Linde | Tilia europaea "Pallida”

gesetzlich geschitzte Alleen

Im Plangebiet befinden sich mehrere gesetzlich geschitzte Alleen. Auf der Ortlohstral3e
befinden sich die Alleen mit der Bezeichnung AL-RE-0105 und AL-RE-0108 sowie auf der
Schmalkalder Stral3e die Allee mit der Bezeichnung AL-RE-0106. Alleen sind nach dem
Landesnaturschutzgesetz NRW (LNatSchG NRW) besonders geschitzt. So ist es nach §
41 Absatz 1 LNatSchG NRW verboten, Alleen zu beseitigen, sie zu zerstdren, zu
beschadigen oder Handlungen durchzufiihren, die zu nachteiligen Veranderungen fihren
kénnen.

Artenschutz

Fiur den Bebauungsplan wurde eine artenschutzrechtliche Priifung durchgefihrt
(Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe I, Landschaft und Siedlung AG Oktober 2022).
Dabei wurde das Plangebiet auf das Vorkommen potentiell vorkommender
planungsrelevanter Tierarten untersucht. Folgende Hinweise zur Vermeidung der
Verbotstatbestande gemald 8 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind hierbei
besonders zu beachten:

1. Zum Schutz genutzter Ruhe- und Reproduktionsstatten der Voégel vor der
Beschadigung und Inanspruchnahme im Rahmen der Bautatigkeiten, darf eine
Geholzbeseitigung zur Baufeldfreimachung nur auf3erhalb der Reproduktionszeit der
Vogel (das hei3t nur im Zeitfenster vom 1. Oktober bis zum 28. Februar eines jeden
Jahres) erfolgen. Von diesen Vorgaben kann fur Teilflachen abgewichen werden, wenn
durch eine vorherige Begutachtung durch eine fachlich qualifizierte Person,
Beeintrachtigungen von Ruhe- und Reproduktionsstatten von Vdgeln ausgeschlossen
werden kénnen.

Ist widererwartend ein Verlust von Hohlenbdumen auf der nachfolgenden Planungsebene
unvermeidlich, so ist vor der Fallung im Rahmen einer 6kologischen Baubegleitung eine
Kontrolle des Hohlenbaumes auf eine Nutzung durch Fledermé&use erforderlich, um
Individuenverluste auszuschlieRen. In Abhangigkeit der nach der Kontrolle vorliegenden
Ergebnisse sind gegebenenfalls weitere MaRhahmen erforderlich.

2. Fur die sechs Fledermausarten Abendsegler, Braunes Langohr, Breitfliigelfledermaus,
Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus und die Zwergfledermaus sind Vorgaben fir die
zukilnftige Beleuchtung zu bertcksichtigen. Dies betrifft die ndhere Umgebung der Konig-
Ludwig-Radtrasse, der OrtlohstralRe, der selbststidndigen Ful3- und Radwege, der Alten
Rollinghauser Stral3e, der Zechenstral3e, die nordlichen Grenzen der Gewerbegebiete GE
Al, A2, A3 und A4, die westlichen Grenzen der Gewerbegebiete GE A4, A7 und Al13, die
sudlichen Grenzen der Gewerbegebiete GE A8, A9 und Al10 sowie die unmittelbar
angrenzenden Flachen der Bahnstrecke Oberhausen-Osterfeld—Hamm
(Streckennummer 2250). Dabei geht es insbesondere um den Erhalt von Dunkelraumen
und die Vermeidung einer Erhéhung der Lichtverschmutzung. Folgende Malihahmen sind
hierbei zu bertcksichtigen:

- Konzentration der Beleuchtung (Lichtkegel) auf die zu beleuchtenden Bereiche durch
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Verwendung vollstandig geschlossener, nur nach unten ausgerichteter Lampentypen mit
einer Lichtabschirmung (Abblendung) nach oben und nach hinten.

- Begrenzung der Leuchtpunkthéhe auf das unbedingt erforderliche Mafl3. Vorzugsweise
sind mehrere schwachere, niedrig angebrachte Lichtquellen zu verwenden als wenige
hohe, aber dafiir starkere Lichtquellen.

- Verwendung von insektenvertraglichen Leuchtmitteln mit geringem Ultraviolett-Anteil
und einem eingeschrankten Spektralbereich (Spektralbereich 590 bis 630 Nanometer),
zum Beispiel amberfarben.

- Bei der Installation von Lichtquellen sind auch reflektierende Wirkungen baulicher
Anlagen (Gebaudefassaden, Mauern, et cetera) zu berlcksichtigen. Eine intensive
indirekte Beleuchtung der umgebenden Landschaft durch eine helle Ruckstrahlung
angestrahlter Objekte ist durch ein angepasstes Beleuchtungsmanagement/Auswahl von
Standorten, Technik, Anordnung oder dhnlichem zu vermeiden.

3. Fir den Star sind vorsorglich MaRnahmen zur dauerhaften Sicherung der 6kologischen
Funktion (CEF-MaRRnahmen) umzusetzen, soweit auf eine Bebauung der stdlich der
Schmalkalder Stral3e gelegenen Weide nicht verzichtet werden kann. In der Ma3nahme
geht es insbesondere um die vorsorgliche Installation geeigneter Ersatzniststéatten in
Verbindung zu geeigneten Nahrungshabitaten.

Weitere Anforderungen an den Artenschutz im Plangebiet sind in der
artenschutzrechtlichen Prufung beschrieben.

Einsichtnahme in Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften und Gutachten
Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (insbesondere Gesetze, Verordnungen,
Erlasse, DIN-Vorschriften) und Gutachten kdnnen wéhrend der Dienststunden bei der
Stadt Recklinghausen, im Fachbereich Stadtplanung, Umwelt und Klimaschutz —
Technisches Rathaus, Westring 51, 45659 Recklinghausen eingesehen werden.

Gutachten und Fachbeitrage

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe Il fur die Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 283 ,,Gewerbepark Ortloh, Teil 1 und Teil 2“ und Aufhebung des Bebauungsplanes
Nr. 185/1 ,Gewerbepark Ortloh* der Stadt Recklinghausen, Biro Landschaft und
Siedlung, Oktober 2022

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 283,
Teilplan 2 ,Gewerbepark Ortloh“, Biro Landschaft und Siedlung, Januar 2023
Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 283 — Teilplan 2 ,Gewerbepark Ortloh*, Buteo
Landschaftsokologen, Februar 2023

Schallimmissionsprognose Bebauungsplan Nr. 283 ,Ortloh”, Recklinghausen, Teilplan
Sid, Ingenieurbiro Stocker, Januar 2023

Stand: Satzungsbeschluss 68



	Abkürzungsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	1. Einführung
	1.1 Anlass und Erfordernis der Planung
	1.2 Räumlicher Geltungsbereich
	1.3 Beschreibung des Gebietes

	2. Planungsrechtliche Situation
	2.1 Verhältnis zur Landesplanung
	2.2  Flächennutzungsplan
	2.3 Rechtskräftige Bebauungspläne
	2.4 Landschaftsplan und Schutzgebiete
	2.5 Recklinghäuser Einzelhandelskonzept 2019
	2.6 Klimaanpassungskonzept für Recklinghausen
	2.7 Vergnügungsstättenkonzept für Recklinghausen

	3. Planverfahren
	4. Städtebauliches Konzept
	5. Planinhalte und Festsetzungen
	5.1 Art der baulichen Nutzung
	5.1.1 Gewerbe- und Industriegebiete
	5.1.2 Gliederung nach Störgrad
	5.1.3 Gliederung nach Abstandserlass
	5.1.4 Gliederung durch Emissionskontingentierung
	5.1.5 Ausschluss Störfallbetriebe
	5.1.6 Ausschluss Einzelhandel innerhalb der Gewerbe- und Industriegebiete
	5.1.7 Untergeordnete Verkaufsstätten in Gewerbebetrieben
	5.1.8 Ausschluss Vergnügungsstätten
	5.1.9 Ausschluss Bordelle/ bordellartige Betriebe

	5.2 Maß der baulichen Nutzung
	5.2.1 Grundflächenzahl
	5.2.2 Höhe baulicher Anlagen

	5.3 Bauweise
	5.4 Überbaubare Grundstücksflächen
	5.5 Erschließung
	5.5.1 Individualverkehr
	5.5.2 Ruhender Verkehr
	5.5.3 Lieferverkehr
	5.5.4 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt
	5.5.5 Öffentlicher Personennahverkehr
	5.5.6 Fuß- und Radverkehr

	5.6 Ver- und Entsorgung (Flächen und Anlagen)
	5.7 Grünflächen und Pflanzbindungen
	5.7.1 Öffentliche Grünflächen
	5.7.2 Flächen für Wald
	5.7.3 Pflanzbindungen

	5.8 Wasserflächen
	5.9 Ausgleich von Eingriffen
	5.10 Immissionsschutz
	5.10.1 Verkehrslärm innerhalb des Plangebietes
	5.10.2 Verkehrslärm außerhalb des Plangebietes
	5.10.3 Schallreflexionen der Bundesautobahn 2
	5.10.4 Gewerbelärm

	5.11 gestalterische Regelungen

	6 Umweltbericht
	7 Maßnahmen zur Verwirklichung
	8 Kosten und Finanzierung
	9 Flächenbilanz
	10 Hinweise
	11 Gutachten und Fachbeiträge
	12 Textliche Festsetzungen und Hinweise

